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die englische Regierung 5 Millionen Pfund Gegenforderungen geltend
machen wollen für Investierungen britischen Kapitals in den baltischen
Ländern. Außerdem soll die englische Regierung den Wunsch geäußert
haben, die in den britischen Häfen liegenden estnischen und lettischen
Schiffe bis zum K#egsende zu befrachten. Zu einer Verständigung soll

es bei diesen Verhandlungen nicht gekommen sein.. Mitte Oktober hat
die englische Regierung die genannten estnischen und lettischen Schiffe

beschlagnahmt,), woraufhin die Sowjetbotschaft in London bei Lord
Halifax einen Protest erhoben hat 2). Lord Halifax soll erwidert haben
daß die Beschlagnahme der endgültigen Entscheidung über die Besitz-
rechte nicht vorgreifen solle. Zu weiteren Verhandlungen ist es bis jetzt
nicht gekommen. Makarov.

Abgeschlossen Anfang Januar 1941

Die rumänischen Gebietsabtretungen
an Ungarn und Bulgarien und die Regelung damit

zusammenhängender Volkstumsfragen 3)
(Wiener Schiedsspruch nebst Protokollen - Vertrag von Krajova) &apos;, -

Mit der Besetzung Bessarabiens und der nördlichen Bukowina,durch
Sowjetrußland4) trat auch die Frage der Revision der rumänischen
Grenzen gegenüber Ungarn und Bulgarien in ein entscheidendes Stadium.

Die am 28. Juni 1940 erfolgten Gebietsabtretungen an Sowjetrußland
zeigten, daß Rumänien, das aus eigenen Kräften dem seit Kriegsbeginn
immer entschiedener werdenden Revisionsdruck,seiner Nachbarn nicht

1) Deutsche Allgemeine Zeitung vom 18. Oktober 1940, Abend-Ausgabe.
2,) Deutsche Allgemeine Zeitung vom ig. Oktober 1940, Abend-Ausgabe; Frank-

furter Zeitung vom 2o. Oktober 1940.

3) Schrifttum. Einen Überblick über die Probleme Großrumäniens. bietet unter

.Beachtung des rumänischen Standpunktes Roucek, Contemporary Roumania and her

Problems (Stanford University Press California 1932). Über die Geschichte des rumäni-
I scheu Volkes sind in deutscher Sprache vor allem zu nennen: J o r g a, Geschichte des rumä-

nischen Volkes im Rahmen seiner Staatsbildungen, 2 Bde (Gotha igo5) und vom gleichen
Verfasser: Geschichte der Rumänen und ihrer Kultur (Hermannstadt Ig29). - Von dem

umfangreichen Schrifttum über Siebenbürgen ist vor allem der Sammelband Sieben-

bürgen, hrsg. von der Ungarischen Historischen Gesellschaft (Budapest 1940), zu nen-

nen, in dem die Frage vom ungarischen. Standpunkt umfassend und abschließend be-

handelt, wird. Vom rumänischen Standpunkt haben die Siebenbürger Frage zuletzt

behandelt: Dragomir, La Transylvanie roumaine et ses minorit6s ethniques (Bucarest
1934); Boteni, Les minorit6s en Transylvanie (Paris 1938). Zur Geschichte Sieben-

bürgens siehe auch J o r g a, Histoire des Roumains de Transylvanie et de Hongrie, 2 Bde

(Bukarest igi,5/i6); Teutsch, Geschichte der Siebenbürger Sachsen, 4 Bde (Hermann-
stadt 1899-1926); Bd- 4 auch u. d. T.: Die Siebenbürger Sachseig in den letzten fünfzig
Jahren. 1868-igig (Hermannstadt 1926); Kaindl, Die Geschichte der Deutschen in den

Karpathenländern, 2 Bde (Gotha 1907). Die Unabhängigkeitsbestrebungen der Rumänen
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gewachsen war, außenpolitisch vollkommen allein stand. Dem Ein-

greifen des Deutschen, Reiches und Italiens, deren Interesse an der Be-

friedung Südosteuropas eine Regelung der Streiffälle in&apos;-&apos;diesem. Raum
unter Ausschluß kriegerischer &apos;Auseinandersetzungen erforderte, ist es

vor allem zuzuschreiben, daß die. beiden noch offenen Probleme der Re-

vision der in den Pariser.Friedensverträgen geschaffenen Grenzen Groß-

rumäniens eine friedliche Lösung gefunden haben.&apos; In den&apos;politischen
Voraussetzungen wie in der Durchführung der Neuordnung der Sieben-

bürger Grenzen und der Dobrudscha-Frage - sind damit einheitliche

Grundsätze maßgebend geworden, die diese Grenzprobleme in

einen bisher nicht vorhandenen Zusammenhang brachten. Ihre innere,

Verschiedenheit blieb gleichwohl bestehen. Das hatte zur, Folge, daß die

von den beteiligten Staaten auf Veranlassung der Ach,senmächte ein-

geleiteten unmittelbaren Verhandlungen nur in der Dobrudscha-Frage
zu einer Einigung führten. Im Vertrage von Krajowa (Craiova) vom

7-,September 1940 vereinbarten Rumänien und.Bulgarien, Umfang und

Einzelheiten der Gebietsabtretungen Rumäniens an Bulgarien sowie des

Bevölkerungsaustausches zwischen den beiden Staaten. Die ungarisch-
rumänischen Verhandlungen in der Siebenbürger Frage dagegen- ver-

liefen ergebnislos; die Achsenmächte sahen sich infolgedessen genötigt,
im Schiedsspruch von Wien vom p. August 1940, dem sich die&apos;beiden

Staaten unterwarfen, die neue Grenzziehung.zwischen UngarnÜnd Ru-

manien sowie die wichtigsten Mit der Gebietsabtretung zusammen-

hängenden Bevölkerungsfragen selbst zu regeln.

Siebenbürgen, staatsrechtlich und verwaltungsmäßig durch Jahr-
hunderte eine Einheit, die auch geographisch dem übrigen früher un-

garischen Staatsgebiet gegenüber hervortritt, war samt den anderen im

Vertrag von Trianon an Rumänien abgetretenen Landesteilen in den

Siebenbürgens in den Jahrzehnten vor igi8 schildert (vom rumänischen Standpunkt) Mo-

roianu, Les luttes des RouinainsTransylvains pourla libert6 etl&apos;opinion europ6-nne. l
sodes et souyenirs (Paris 1933)- - Schriften über dieDobrudscha:Art. Dobri
HandwörterbuchdesGrenz-undAuslandsdeutschtumsBd.2,S.278ff.;
and Roumania (London 1924), passim; ComnAne, La Dobroudja (Paris igi8); Mar-

koff, Bulgaria&apos;s Historical Rights to, Dobrudja, (Berne igi8); Ischirkoff, Les Bulgares
en Dobroudja, aper historique et ethnographique, (Berne igig); MutaHiev, Bul-

gares -et, Roulmains dans l&apos;histoire des Pays danubiens (Sofia Ig32); Lamo-uChe, Les

Bulgares en Roumänie (Paris &quot;932); Poppov, La Dobroudja et les relations b,ulgaro-
roumains (Li 1935); Jorga, Droits nationaux et politiques des Roumains dans la,

Dobroudja (Jassy igi7); Bonescu, La romanit6 de la Dobroudja ä travers les siAcles

.(Bucarest 1928).
4) Über die Eingliederung Bessarabiens und der Nordbukowina in die Sowjetunion

siehe Makarov, diese Zeitschrift Bd. X, S- 336ff.
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letzten zwanzig Jahren Gegenstand vorwiegend geschich&apos;tlich-staats-
rechtlich begründeter Ansp von seiten -Ungarns. Für Rumänien

wiederum war die Siebenbü Frage in erster Linie ein national-

politisches Problem. Die Vereinigung aller rumänischen Volkszugehöri-
gen in einem großrumänischen Staat&apos;war das bereits vor dem Weltkrieg
von den rumänischen Nafionalisten&apos;,verfochtene Programm, das als

Kriegsziel im Weltkrieg und auf der Friedenskonferenz in Paris vertreten
wurde und bei der Abwehr der ungarischen Revisionsfprderungen bis zu-

letztimVprdergrundderrurnänischenArgumentati&apos;Onstand. Diepraktisch
ausschlaggebende Bedeutung der nationalpolitischen Ansprüche auf die-

ses Gebiet hat sowohl die Grenzziehung auf der Friedenskonferenz von

Iglg/20 wie auch der Wiener Schiedsspruch deutlich gezeigt, die beide

auf iiationalpolitischer Grundlage beruhen. Die&apos;große Bedeutung der

Volkstumsfragen in diesen Gebieten nötigte auch den ungarischen Revi-

sionismus, sich ausführlich mit den für die ungarischen Forderungen auf

ganz Siebenbürgen weniger günstigen Fragen der nationalen Bevölke-

rungsstruktur dieser Gebiete auseinanderzusetzen. Im übrigen bemühte
sich die ungarische Wissenschaft, die historisch-staatsrechtliche Begrün-
dung der ungarischen Ansprüche auch geographisch und geopolitisch
zu unterbauen.

Die Schwierigkeiten einer allen Teilen gerecht werdenden Grenz-
ziehung in diesem Gebiet läßt am ehesten ein Überblick über die im

Mittelpunkt der ungarisch-rumänischen Auseinandersetzung stehende
nationale Struktur der Bevölkerung erkennen, ohne, daß damit die, -Be-
deutung der wirtschaftlichen, geographischen (insbesondere der ver-

kehrsgeographischen) und der geschichtlichen Gesichtspunkte ver-

kleinert werden soll.

Das geschichtliche S,iebenbürgen machte nur reichlich die Hälfte

(5700o qkm) des gesamten durch den FriedensvertragvOn Trianon von

Ungarn abgetrennten und an Rumanien angeschlossenen Gebietes (inS7
gesamtlI02ooqkmaus)ii);deiiRestbildetendieimWestenundNorden 1.

I an Siebenbürgen angrenzenden Gebiete Ungarns, nämlich ein Teil des

Banates, die Gebiete von Marmarosch und Sathmar, sowie der Kreisch- I

I gau (Körösgebiet). Von den etwa 5,2 Millionen Bewohnern dieses ganzen
Gebietes waren nach der ungarischen Statistik von igio, nur 31,6 %
(1,6 Mill.) Magyaren, während die rumänische Volksgruppe fast&apos; 540/,
(?&quot;8 Mill.) ausmachte; dazu kamen noch als einzige nennenswerte größere
Volksgruppen in diesem Gebiete die-Deutschen mit fast m 0/&quot; der Ge-

samtbevölkerung (über 56o ooo). Nach -der rumänischen Volkszählung
vom Jahre 1930 war der rumänische Anteil an. der Gesamtbevölkerung

1) Die nachfolgenden Zahlen beruhen vor allein auf den Angaben von Dragomir,
a. a. 0., S. 41ff.; vgl. auch Boteni, a. a., 0., S. 24ff-
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(übÜ 51/2,Millionen) auf- 57,9ob (3,-&apos;Mill.) gestiegen, der magyarische
Anteil auf knapp ein Viertel (1,35 Mill.) gesunken. Die Zahl der Deutschen,
die nach di Berechnung geringer geworden ist, beträgt nur noch 9,8 0/&quot;
der Bevölkerung

Wichtig ist aber gerade in Siehenbürgen die Verteilung der Volks-
gruppen und ihre -Struktur,). Von den 23 Bezirken des Gebietes be-

saßen nach der Volkszählung von 193o sechzehn Bezirke eine absolute

,und vier Bezirke eine relative rumanische Mehrheit; die Magyaren bildeten

nur in&apos;dendrei Bezirkenldes-Szekler-Landes die absolute Mehrheit (über
8o - Eine dichtere magyarische Besiedlung findet sich vor. allem in

Ie-inen-i Gebiefsstteifen, der quer -durch Nordsiebenburgen zu dem -ganz
ini Osten Siebenbürgens&apos;liegenden Szekler-Siedlungsgebiet hinführt.. Als

-vorwiegend- bäuerliche Bevölkerung =hmen die ungefähr ein Drittel der

ma:gyarischen Volksgruppe Siebenbürgens bildenden Szekler eine Sonder-

stellung ein - die übrige magyarische Volksgruppe war weitgehend ein

stadtisches&apos;Elernent. Der Anteil der Magyaren an der Stadtbevölkerung
Siebenbürgens&apos;war zwar von,6--0/&quot; im Jahre igio auf 37,90/o in&apos; Jahre
1930 -zuruckgegangen-;&apos;innerhalb der Volksgruppe selbst bedeutete das

imm,erhin noch einen Anteil der Stadtb.evölkerung von über 40 % fÜt die

Gebiete außerhalb des Szekler-Laildes. Der Anteil, der Rumanen an der

Stadtbevölkerung ist zwar seit igio stark angestiegen (von 19,6 &quot;/&quot; auf
dieses:.Ansteigen, geht jedoch offenbar im wesentlichen auf Zu-

wanderung aus dem Altreich zurück, denn der Anteil der Rumänen an

der Landbevölkeruhg ist stetig geblieben (igio: 59,51/,; i93o: 6?&quot;70/,).
Demgegenüber ist der Anteil der Magyaren an der Landbevölkerung
ebenfalls nicht unerheblich gesunken (von 26,4D/, im Jahre igio. auf

&apos;-I,4D/, im Jahre 1940).
Angesichts der im grundsätzlichen abweichenden-Begründung der

beiderseitigen Ansprüche auf die siebenbürgischen Gebiete und im Hin-

Es ist hier nicht der Ort, zu den Ergebnissen,und Methoden der ungarischen
und der rumänischen, Volksgruppenstätistik kritisch Stellung zu nehmen. Abgesehen
davon, daß beide Zählungen verschiedene Gesichtspunkte zugrunde legen (Ungarn:
Muttersprache,. Rumänien: Volkszugehörigkeit), lassen sich eine Reihe von -sachlichen

Gründen anführen, die die Verschiedenheit der Ergebnisse wenigstens z. T. verständlich

machen: Die Abwanderung der Magyaren, als eines.weitgehend städtischen Bevölkerungs-
.elenfentes- ist&apos; nach Abtretung des Gebietes an&apos;Rumänien erheblich gewesen und hat sich

wohl nicht nur auf Beamte und Militär beschränkt. Umgekehrt, hat seither* ein starker

Zuzug. rurnan,ischer Beamter dergl., aus dem rumänischen Altreich stattgefunden.
&apos;Auch ffie. gesonderte Erfassung d Juden (über 178 ooo) in der rumänischen Statistik hat

I

sieh veeifellos in. erster Linie auf die Zahlenangaben über die magyarische (daneben über -

die deutsche) Volksgruppe ausgewirkt. - Erst die&apos; dann verbleibenden Unterschiede in

den Erg würden. eine Kritik an, den Methoden der Erhebung rechtfertigen; auf

einem anderen Gebiet liegt die Frage einer in den,Volkszählungsergebnissen gegebenenfalls
zutage tretenden Entnationalisieiungspolitik.

Vgl. zum folgenden Dragomir a. a. 0.
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blick auf die eben geschilderten nationalpolitischen, Gegebenheiten
mußten Versuche, eine unmittelbar friedliche Einigung der - beiden
Staaten über diese Streitfrage zu erzielen, auf besondere Schwierigkeiten
stoßen da bereits die Bildung einer tragfähigen Grundlage für unmittel-
bare Verhandlungen kaum möglich erschien.

In der Dobrudscha lagen die Dinge insofern- einfacher, als dieses,

Gebiet, von den letzten siebenzig Jahren abgesehen, weder- geschichtlich
und staatsrechtlich in einem so engen Verhältnis zu. einem der beiden

Nachbarstaaten gestanden hat -noch auch nationalpolitisch.. so umkämpft
war wie Siebenbürgen. Nat&apos;ionalpolitisch macht es sich vor allem bemerk-

bar, daß bis in die jüngste Zeit im größten Teile des,Gebietes weder das

bulgarische noch das rumänische Volkstum zahlenmäßig ausschlaggebend
war. Erst in den letzten -Jahrzehnten hat in der Nord-Pobrudscha das

rumänische Bevölkerungselement immer stärkere Bedeutung neben den
zahlreichen anderen Volksgruppen dieses Gebietes, von denen, die Türken
und Tataren die verhältnismäßig bedeutendste bilden, -erlangt. In der
Süd-Dobrudscha wiederum hat die bulgarische Volksgruppe ihre Stellung
neben,den Türken und Tataren auch während der fast dreißigjährigen
rumänischen Herrschaft behaupten, können.

Die gesamte Dobrudscha umfaßte im Jahre 193o. ein Gebietvon

23 262 qkm mit 811332 Einwohnern 1) und zerfiel in- die, vier rumänischen
Verwaltungsbezirke Tulcea und Constanza (Nord- sowie

Durostov und Caliacra (Süd-Dobrudscha). Außer Rumänen (rd. 330000)
und Bulgaren (fast 200000) sind in diesem national:stark gemischt
besiedelten %Gebiet noch als zahlenmäßig bedeutendere Volksgruppen
hervorzuheben: die Türken und Tataren, Russen, Deutsche und, Grie-

chen.

Ange der sich ständig zügUnsterf der Rumänen verschiebenden

Zusammensetzung der Bevölkerung der Nord-Dobrudscha hat Bulgafien
von seinen in der Zeit.nach 1870,immer, wieder geltend gemachten An-

sprüchen auf die. Nord-Dobrudscha Abstand genommen und seine Ge-
bietsforderungen auf die Süd-Dobrudscha beschränkt. Bulgarien ging
soinit nicht so *Sehr von historischen Revisionsforderungen aus als vielmehr

von nationalen Ansprüchen.
In der Süd-Dobrudscha (von den Rumänen Cadrilater gena,nr

deren Gebietsumfang.7726 qkm ausmacht, betrug nach der rumanischen

Volkszählung von 1930 der Anteil der bulgarischen Volkszugehörigen
etwa &apos;38,0/&quot;, der der rumänischen Volkszugehörigen j 15&quot;/&quot; -det Gesamt-

bevölkerung (von 378897 Personen). In der Nord-Dobrudscha wiederum
war der Anteil der bulgarischen. Bevölkerung etwa. T2,(/)&quot; während die

Vgl. den Art. Dobrudscha im Handwörterbuch d, es Grenz- und-Auslands-
deutschtums, Bd. 2 (1936), S. 278ff.
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B.ewohner rumänischer Volkszugehörigkeit. rd.. 62 0/&quot; ausmachten,)., Ira

Hinblick -auf&apos; den in Krajowa vereinbarten Bevölkerungsaustausch
Z.wischen der Nord- ünd der Süd-Dobrudscha ist also hervorzuheben, daß

die diesem Austausch unterliegende Bevölkerung beider Nationalitäten

zahlenmäßig nicht sehr verschieden ist: die rumänische Volkszählung
von 1930 zählte über 56 ooo rumänische Volkszugehörige in der Süd-
Dobrudscha gegenüber 52 000 Bulgaren in der Nord-Dobrudscha z). Die

Zahl der bulgarisch-en Volkszugehörigen -in ganz Rumänien -belief sich

im Jahre, 1930 auf etwa&apos;300000; außerhalb der Dobrudscha betrug
somit die bulgarische Bevölkerung Rumaniens gegen iooopo Seelen3).
Die bulgarische Statistik gibt demgegenüber die Zahl der rumänischen

Volkszugehörigen in Bulgarien für das Jahr 1926 mit 6gooo an, während

die Zahl der.Personenrumänischer Muttersprache im gleichen Jahr über

83 000 betrug 4).

,Besonders deutlich zeigt sich die Verschiedenheit der beiden Grenz-

probleme in ihrer geschichtlichen Entwicklung. Die nationalpolitisch so

spannungsreiche Siebenbürger Frage ist erst durch den Vertrag von

Trianon zu einem außenpolitischen Streitgegenstand zwischen Rumänien

und Ungarn geworden. Der, Streit um die Grenzziehung in der Dobrud-

scha, dagegen&apos; war ein ungelöster Rest der Auseinandersetzung der

Balkanstaaten&apos;uM die Erbschaft der Türkei auf dern europäischen Fest-

land, durch den Frieden von Neuilly wurde Rumänien im Besitz der im

Jahre 1913 erworbenen Süd-Dobrudscha nur bestätigt.
Die Dobrudscha -hat in den letzten siebenzig Jahren ein wechsel-

volles Schicksal gehabt. Vor dem russisch-türkischen Kriege befand sich

das-Gebiet in einem fortschreitenden Prozeß der Eingliederung in Bul-

garien. Die im Jahre, i87o errichtete selbständige-bulgarische Kirche

f (Exarchie) erstreckte sich auch auf die Dobrudscha, die im Jahre 1876
-auf Beschluß der Botschafterkonferenz überdies in die bulgarische
Zivilverwaltung einbezogen wurde. Ungeachtet dieser Umstände über-

trug Rußland im Frieden von San Stefano den nördlichen Teil der

Dobrudscha, den es sich zu* diesem Zweck von der Türkei hatte abtreten

In der Nord-Dobrudscha liegen auch fast ausnahmslos die Siedlungen der deut-

schen Volksgruppe, die nunftiehr in das Deutsche Reich zurüc4geführt wurde.

2) Noch im jahre&apos;ig--8 betrug nach amtlichen rumänischen Erhebungen, der Unter-

schied nur 1000 (49983 Rumänen in der Süd-Dobrudscha gegenüber 5o991 Bulgaren
in der, Nord-Dobrudscha); siehe Art. Dobrudscha- im Handwörterbuch des Grenz- und

Auslandsdeutschtums, Bd. 2, S. 28o,
3)&apos; Siehe die Angaben bei.Rou-cek, a. a. 0., S. 188.

4) Siehe Annuaire statistique du Royaume de Bulgarie 1935 und Art. Bulgarien
im HandwörterbuCh des Grenz- und Ausländsdeutschtums, Bd. 1 (1935), S. 65 1. Neuere

Zahlen über die Volkszugehözigkeit sind nicht veröffentlicht.

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Die rumänischen Gebietsabtretungen an Ungarn und Bulgarien 713

lassen, an Rumänien, als Entschädigung für das von Rußland bean-

spruchte südliche Beßarabien, - eine Entscheidung, die ungeachtet,der
bulgarischenAnsprüche auf die Dobrudsch&apos;a und der ablehnenden Haltung,
die Rumänien selbst gegen diesen Tausch einnahm,), auf dem. Berliner

Kongreß bestätigt wurde, wobei die Grenze noch weiter zu Ungunsten
Bulgariens verschoben wurdez). Die Teilung der Dobrudscha in einen
nördlichen und einen südlichen Teil blieb 35 Jahre lang bestehen. Am
Ende des zweiten Balkankrieges wurde durch den Bukarester Frieden

vom io. August 1913 auch die Süd-Dobrud von Bulgarien abge-
trenntund Rumänien angegliedert3).

Bei Ausbruch des Weltkrieges,erklärte Rumänien ungeachtet des

geheimen Defensivvertrages vom 30- Oktober 1883, der Rumänien auf

die Seite der Mittelmächte verwies und zuletzt4) noch im Februar igi3
auf weitere sieben Jahre verlängert worden war5), seine Neutralität,
wobei König Karl I. in seiner Erklärung vom 28. Juli 1914 über,die

rumänische Neutralität im serbisch-österreichisch-ungarischen Kriege
noch ausdrücklich hervorhob, daß Österreich im Falle eines Konfliktes
mit Rußland auf die militärische Unterstützung Rumäniens nicht
rechnen könne. Gegenüber dem am 4, August 1914 von Konig Karl ge,-.
stellten Verlangen, Rumänien solle entsprechend seiner Bündnispflicht
auf der Seite der Mittelmächte in den Krieg eintreten, verhielt sich der

,rumänische Kronrat ablehnend6). Wohin die rumänische Außenpolitik
tatsächlich neigte, konnte kaum zweifelhaft sein. Sowohl gegenüber
Osterreich-Ungarn wie gegenüber. Rußland wurden von Seiten Rumäniens
Gebietsansprüche geltend gemacht. Die großrumänische Idee beherrschte
seit langem die nationalen Kreise Rumäniens. Die Größe der rumänischen

Volksgruppe Siebenbürgens, deren nationalpolitischer Kampf vor dem

Weltkrieg tief in.das nationale Bewußtsein des rumänischen Volkes ein-

gedrungen war, und die kulturelle Bedeutung dieser Volksgruppe für
das Rumänentum überhaupt ließ den Anschluß ihres Siedlungsgebietes,

11) Maßgebende politische Kreise Rumäniens befürchteten nämlich, die Dobrudscha;-

Frage werde das gute Einvernehmen zwischen- Rumänien und Bulgarien&apos;störi Diese

Befürchtung hat freilich Rumänien im zweiten Balkankrieg nicht gehindert, -sich auch

-noch die südliche Dobrudscha.einzuverleiben.

2) Sie wurde auf der. Linie Silistria711anluk gezogen; Silistria blieb bei Bulgarien:
Art. XLVI des Berliner Vertrages vom 1./13. Juli, 1878 und Commission Europ de

D61imitation de la Bulgarie, Acte fixant la fronti Roumano-Bulgare (siehe Martens,
Recueil G6n6ral, 2. Serie, Bd. 5, S.

3) Siehe MaTtens, Nouv. Ree. Gen. 3. Serie, Bd. 8, S. 6 1 ff.,

4) Der Vertrag war bereits in den Jahren 1888, 1896 und 1902.verlängert worden.

5) Zur Geschichte dieses Vertrages siehe Ebel, Rumänien und die Mittelmächte
von der russisch-türkischen Krise 1877/78 bis zum Bukarester Frieden vom ig. August
1913: His&apos;torische Studien, H. 351 (Berlin 1939).

6) Siehe Temperley, A History of the Peace Co.nference of Paris (London 1920-

24), B 4, S. 214-
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an&apos;den-rumänischen Staat&apos;als das&apos;wichtigste politische Ziel erscheinen&apos;,
das,Rumänien durch eine Beteiligung am Kriege zu erreichen hoffte;
die Frage der Rückgliederung beßarabischen Gebietes mußte demgegen-

-

übe&apos;r *zurücktreten. Wie stark von Anfang des Krieges an die Ansprüche
auf siebenbür isches Gebiet die auf&apos; Beßarabien gerichteten Revisions-91

wünsche Rumäniens in den Hintergrund treten ließen, zeigte die russi-

sche Geheimnote vom i. Oktober 1914, in der Rumänien das Recht zu-

erkannt wurde, sich diejenigen Gebiete der österreichisch-ungarischen
Monarchie anzugliedern&quot; die von Rumänen bevölkert sind, und diese

Gebiete zu,besetzen, sobald es dieses für notwendig halte. Rußland ver-

sprach weiterhin, dafür Sorge zu tragen, daß die in der,Note.erwähnten
Verpflichtungen von den Kabinetten von London und Paris bestätigt
werden. Rumänien verpflichtete sich seinerseits, 4bis zu dein Tage, an

dein es- die von Rumänen bewohnten Gebiete der österreichisch-ungari-
chen Monarchie besetzt, wohlwollende Neutralität gegenüber Rußland

zu wahren Immerhin dauerte es von dieser, zehn Tage vor dem Tode

König -KarlsI.,&apos;de-r als einer der entschiedensten Vertreter einer deutsch

orientierten Außenpolitik Rumäniens gelten konnte, erfolgten grund-
sätzlichen -Wendung auf die Seite der Alliierten noch nahezu zwei Jahre,
bis auch Rumänien den Zeitpunkt für gekommen erachtete, offen als

Kriegsgegner der Mittelmächte aufzutreten. Selbst der Kriegseintritt des

Dreibundpartners Italien führte diese Entscheidung Rumäniens nicht

herbei; erstmit dem Geheimvertrag voni 17. August,i&apos;9i6z) fanden die

im, Herbst - 1914 begonnenen Verhandlungen Rumäniens mit den Alli-

ierten ihren Abschluß. In diesem Vertrag verpflichtete sich Rumänien ge

mäß den in der gleichzeitig abgeschlossenen Militärkonvention verein-

barten Bedingungen, Osterreich-Ungarn den Krieg zu erklären und es

anz reifen; Frankreich, Großbritannien, Italien und Rußland anderer-ug
seits Rumänien nicht nur seine bisherigen Grenzen, sondern

räumten ihm auch das&apos;Recht ein, bestiffimte:Gebiete Österreich-Ungarns
zu besetzen und diese Gebiete in dem gemeinsam zu schließenden Frieden

dem Königreich - einzuverleiben. Der Vertrag entspricht in seinen

territorialen Bestimmungen grundsätzlich den russischen Zusicherungen
vom i. Oktober 1914; er legt aber die genauen Grenzen des Rumänien

zuerkannten Gebietes fest. Diese Grenzlinie verlief in den hier interessie-
renden Qebietsteilen etwa 3o bis 5o km westlich der in Trianon ge,zoge-

1) Wortlaut der beiden Noten in M a r t Cn 8 Nouv. Rec. Gen 3. - Serie, Bd. 10, S
- 340 f-;

vgl.&apos; auch Die verfassungsrechtliche und politische Struktur des rumänischen

Staates in ihrer historischen Entwicklung (München 1932), S. 66; siehe auch Makazov,
diese Zeitschrift Bd4 X, S. 352.

2,) Wortlaut dieses Vertrages samt&apos;der Militärkonvention vom gleichen Tage bei

Martens, Nouv. Rec. Gen. 3. Serie, Bd. io, S. 342ff.; siehe auch Temperley, a. a. 0.,
Bd. i, S. 171 und Bd. 4, S. 216f.; Schmidt, a. a. 0., S. 67.
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nenungarisch-rumänischen Grenze, der, Theiß und Donau entlang. Zehn
Tage später, am 27.. August igi6, erklärte Rumanien. Österreich-Ungarn
den Krieg,).

Die militärischen Mißerfolge des rumänischen Heeres führten be-
reits am 6. Dezember igi6 zur Besetzung von Bukarest; die rumänische,
Armee wurde in die Molda&apos;u abgedrängt. Nach dem -Zusammenbruch
Rußlands sah sich Rumänien gezwungen, am g. Dezember,19I7- den
Waffenstillstandsvertrag- von Foscani zu. unterzeichnen, nach dessen
.Ablauf am 5. März igi8 in Buftea ein Vorfriedensvertrag geschlossen
wurde, dem am 7. Mai igi8 der Friedensvertrag von Bukarest folgtez).
,Rumänien verlor nach diesem Vertrag die gesamte Dobrudscha3). Die
Süd-Dobrudscha samt dem südlichen Teil der Nord-Dobrudscha bis zu
einer Linie, etwa 2o km südlich der Straße Cernavoda-Konstanzawurde
Bulgarien zugesprochen;- der Rest des Gebietes sollte an, die Verbündeten
Mächte fallen 4). Die übrigen- Bestimmungen des Vertrages, sind in diesem

Zusammenhang ohne Bedeutung.,
- Der Friedensvertrag von Bukarest gelangte jedoch infolge des Zu-
sammenbruches der.Mittelmächte nicht mehr zur Durchführung Im

Waffenstillstandsvertrag der Alliierten mit Österreic-h-Ungarn&apos; vom

3. November igi8 5) wurde, da sich Rumänien nicht mehr im Kriege mit
-

den Mittelmächten befand, keine,Demarkationslinie gegenüber Rumä&apos;7.
nien festgelegt. Rumänien hat sich erst am g. Novembe.r:igT8 mit der
Behauptung, das Deutsche Reich habe die Bestimmungen des Friedens.-.
vertrages von Bukarest verletzt, als wieder im Kriegsiustande mit den
Mittelmächten befindlich erklärt..In dem am, 13. November igi8 zwischen
den Alliierten und Ungarn in Belgrad abgeschlossenen Waffenstillstand-

-

- -

vertrag6) wurde Ungarn dann auferlegt, auch Siebenbür en und die9
angrenzenden Gebiete bis zu einer Linie zu räumen,- die vom Tal der

großen Szamos über Bistritz zur Marosch verliefi dem -M?[.rgsch-
bis, zu seiner Mündung in die Theiß folgte und dann von, Maria-Theresio-
pol in östlicher Richtung über Fünfkirchen an die Drau und bis zur

Grenze von Kroatien-Slawonien reichte. Die rumänischen Truppen rück-

ten daraufhin hinter - der abziehenden Armee. Mackensen in Sieben--

11) Über die diesem Vertrag vorangegangenen Verhandlungen zwischen den Alliierten

und Rumänien, vor allem hinsichtlich der Grenzziehung in der Bukowina gegenüber
Rußland, siehe die Darlegungen von Maka&apos;rov, diese Zeitschrift Bd. X, S. 352ff.&apos;

&apos;

2) Der Friedensvertrag von Bukarest wurde nicht ratifiziert. Wortlaut siehe Mar-

tens, Nouv. Rec. Gen. 3. Serie, Bd.. io, S.-856ff.
3) Kleine Grenzkorrekturen an: der österreichisch-ungarisch-rumänischen, Grenze

waren ebenfalls vorgesehen.
4) Im Donaumündungsdelta sollte der südlichste (S.t. Georgs-)Arm, die

bilden, so daß das Mündungsdelta selbst bei, Rumänien blieb

5) Ma r t en s, Nouv. Ree. Gen
- 3. Serie, Bd. i i, S. 163 ff.

6) Martens, a. a. 0., S..183f.
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bürgen ein und besetzten das geräumte Gebiet, ohne nennenswerten

Widerstand zu finden. Angesichts der zwischen den rumänischen Truppen
und den Ungarn. an der Demarkationslinie eintretenden Zwischenfälle

überreichte der französische Oberst Vyx, der Leiter der Militärmission

in Budapest, am 20. März igig der ungarischen Regierung eine Note

des Befehlshabers der in Ungarn befindlichen, Ententearmee, in der

der ungarischen Regierung der Beschluß des Obersten Rates der Friedens-

konferenz vom 25. Februar igig über die Errichtung einer neutralen

Zone zwischen dem ungarischen und dem von den rumänischen Truppen
besetzten Gebiet mitgeteilt-) und der Umfang dieser neutralen Zone

sowie die Einzelheiten der Räumung dieses Gebietes festgesetzt wurde.

Die neue Demarkationslinie entsprach im wesentlichen der im Geheim-

vertrag zwischen den Alliierten und Rumänien vom 17. August igi6
festgesetzten Grenze; ihre Bedeutung war jedoch zunächst nicht klar.

Nach der offiziellen ungarischen Meldung hat Vyx. bei der Überreichung
der Note erklärt&apos;daß diese neue Demarkationslinie nicht als Waffen-

stillstands-;.DemarkatiQnslinie, sondern als politische Grenze&apos; zu be-

trachten sei. Der provisorische Präsident,der.Ungarischen Volksrepublik,
Graf Michael Karolyi, hat daraufhin in der Proklamation vom 21. März

-igig dem Volk Ungarns, die Ablehnung dieser Forderung der Pariser

Friedenskonferenz von seiten der damaligen ungarischen Regierung be-

kannt gegeben, gleichzeitig, den Rücktritt seiner Regierung sowie seine

Abdankung erklärt und die Macht dem Proletariat der Völker Ungarns
üIn einem Schreiben der Militärmission der Alliierten in Buda-

pest VOM 23. März igig an den ungarischen Revolutionären Regierenden
Rat wurde- die amtliche ungarische Behauptung, die neue Demarkations-

linie sei als politische Grenze zu betrachten, als irrig zurückgewiesen
und hervorgehoben, die festgesetzte Linie verfolge nur den Zweck, die

ungarischen Truppen durch eine streng begrenzte, neutrale Zone von den

rumänischen zu trennen und so jede Möglichkeit eines, Zusammenstoßes

auszuschaltenz). Graf Karolyi hielt in einer Erklärungvom 26. März an

seiner Darstellung fest.

Im Zusammenhang mit der militärischen Auseinandersetzung der

Tschecho-Slowakei und Rumäniens mit den ungarischen Kommunisten &apos;

rückten die rumänischen Truppen daraufhin weiter vor und besetzten

am 4. August igig Budapest, das sie erst, am 13. November igig wieder

räumten; das übrige ungarische Gebiet verließen. die rumänischen

Truppen sogar erst im März 192o.

Vgl. dazu auch David Hunter Miller, My-Diary At the Conference of Paris,

Bd. 5, S.86.

2) Ebenso Teraperley, a. a. 0., Bd. 4, S. 159 und die bei D. H. Miller, a. a. 0.,

Bd. !5, S. 82 und i ig veröffentlichten Protokolle des Obersten, Rates; vgl. auch D. 11

Miller, a. a. 0., Bd. 17, S. 14-
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Noch ehe die rumänischen Truppen Sieben-bürgen und die angren-
zenden Gebiete militärisch vollkommen besetzt&apos;. hatten, fiel die Ent-

scheidung der nicht-ma,gyarischen Bevölkerung dieser Gebiete für -den
Anschluß an Rumänien.

Die österreichische Regierung hatte,am i. Oktober 1.918 -die Ab-

sicht verkündetl daß sie den Völkern Österreichs die Autonomie geben
wolle; in dem daraufhin ergangenen Manifest des Kaisers vom 16. Ok-

tober igi8 war der Versuch gemacht worden, Österreich in einen Bundes-

staat umzuwandeln, ün dem jeder Volksstamm auf seinem Siedlungs-,
gebiet sein eigenes staatliches Gemeinwesen bildetel. jedoch sollte da-

durch die Ilntegrität der Länder der Ungarischen Heiligen Kröne in

keiner Weise berührt Werden. Ungarn wandelte daraufhin die mit

österreich bestehende Realunion in eine Personalunion um.

Zur gleichen Zeit beschloß der seit Mitte OktPber,in Arad tagende
K,ongreß der rumänischen V&apos;olksgruppe die Übernahme der Regierung
&apos;in.Siebenbürgen und in den Komitaten bis zur Theiß. Die Verhandlungen,
die die&apos;ungarische Regierung mit den Rumänen Siebenbürgens ebenfalls
seit Mitte Oktober führte, hatten.,keinen Erfolg., Auch die Verheißungen,
welche die Regierung, der am 16. November igi8 ausgerufenen ungari- -&apos;

schen Volksrepublik in ihrer ProklaMation vom 26. November igi8 den.

nicht-magyarischen Volksgruppen Ungarns machte, indem sie ihnen die-
Freiheit selbständiger nationaler Entwicklung und Unterricht, Ver-7

waltung und Rechtspflege in ihrer Muttersprache versprach, konnten

einen Ausgleich mit Jer rumänischen Volksgruppe nicht mehr herbei-.
führen. Die Nationalversammlung des rumänischen Volkes in Karlsburg
beschloß vielmehr am i. Dezember igi8 einstimmig u. a. 1):

J. Die Nationalversammlung aller Rumänen aus Siebenbürgen,
dem Banat und Ungarn, die durch ihre bevollmächtigten Vertreter am
18. November (i. Dezember) igi8 in Karlsburg versammelt sind, be-
,schließt die Vereinigung dieser Rumänen und aller von ihnen bewohnten
Gebiete mit Rumänien. Die Nationalversammlung verk&apos;ündet insbesondere -

das unveräußerliche Recht derrumänischen Nation auf dasganze Banat,
eingeschlossen von den Flüssen Narosch, Theiß und Donau.

II. Die Nationalversammlung behält den genannten Gebieten eine

vorläufigeAutonomie bis zum.Zusammentreten der auf Grund des all-

gemeinen Wahlrechts gewählten.-verfassunggebenden Nationalversamm-

lung vor.

III. In Übereinstimmung mit diesen Grundprinzien für den Aufbau
des neuen rumänischen Staates verkündet die Nationalversammlung
das Folgende:

- i. Die volle nationale Freiheit für alle mit uns zusammen wohnenden
Völker. jedes Volk wird Unterricht, Verwaltung und Rechtsprechung

f 1) Der Wortlaut, dieser Karlsburger Beschlüsse ist in deutscher, Sprache wieder-

gegeben bei Teutsch, Die Siebenbürger Sachsen in den letzten fünfzig Jahren, &apos;S- 257f-,
in französischer Sprache -bei Moroianu, a. a. O_ S. 2361f.
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in, seiner Muttersprache durch Personen., die ihm entstammen, genießen,
und jedes Volk wird, das Recht auf Vertretung in den gesetzgebenden
Körperschaften und in der Regierung im Verhältnis zur Zahl seiner

Angehörigen haben.

JX. Für die Führung der Angelegenheiten der rumänischen Nation

Siebenbürge.ns, des Banats und Ungarns beschließt die Nationalversamm-

lung die Einsetzung eines Nationalen Rumänischen Großrates, der das
Recht besitzen wird, die rumänische Nation ü gegenüber allen
Nationen der Welt zu vertreten und alle Verfügungen zu treffen, die er

im Interesse der Nation für- notwendig erachten wird.

Ein Regierungsrat unter dem Vorsitz des siebenbürgischen Po-

litikers Maniu übernahm die Regierungsgeschäfte. König Ferdinand von

Rumänien erklärte alsdann durch Dekret vorn 2-7. Dezember igi8 die

Vereinigung dieser Gebiete mit Rumänien. Die Siebenbürger Sachsen.
entschieden sich für den Anschluß an Rumänien in der Erklärung von

Mediä:s,bh,ii) vom 8. Januar igig, die Banater Schwaben am io.- August

Auf der Friedenskönferenz war es das Hauptstreben der rumäni-

sch-en Abordnung, die.im Geheimverttag mit den&apos;Alliierten vom 17.
August igi6 vereinbarte Grenzziehung durchzusetzen. Die Großmächte
vertraten -jedoch den Standpunkt, daß dieser Vertrag durch den gegen
seine ausdrückliche Vereinbarung verstoßenden Sonderfrieden Rumä-

niens mit -den Mittelmächten unwirksam geworden sei 3),. In seinen Aus-

führÜngeri.vor dem Rat&apos;der Zehn4),bemühte sich der rumänische Mi-

nisterpräsideht Bratianu infolgedessen1 die dem-Geheimvertrage ent-

3 Wortlaut siehe T eu t s c h, a. a. 0., S.. 2162 f.

2) Siehe Deutsche Politische Hefte aus Großrumänien Jg. 2, H. 2, S. 16.

-hervor-3) Diese Auffassung war eigentlich, wie Temperley, a. a. 0., Bd. 1, S. 227

hebt, nur für die- britische und die französische Regierung maßgebend; die Vereinigten
Staaten waren überhaupt nicht Vertragspartner des Geheimabkommens, gewesen, und

Italien_ das durch die Nichteinhaltung des Londoner Vertrages von igiS verärgert war,

neigte dazu, die sich aus dem Vertrag von igi6 ergebenden Forderungen Rumäniens zu

unterstützen, um in Rumänien einen Bundesgenossen auf dem-Balkan zu gewinnen. -
Die rumänische Regierung stellte sich,grundsätzlich zwar auf den Standpunkt, daß der

Geheinivertra von igi6 gültig sei, da der Friedensvertrag mit den Mittelmächten nicht

ratifiziert und infolgedessen nicht in Kraft getreten sei; andererseits aber hatte die ru-

mänische&apos;Regierung ihren Wiedereintritt in den Krieg am g. November igi8 mit Ver-

letzungen des Friedensvertrages von -seiten der Mittelmächte begründet und damit also

diesen Veitrag als gültig anerkannt (vgl. Temperley, a.a.O., Bd. 4, S.22i). - Für die

tatsächliche*Dürchsetzung der-rumänischen Forderungen war diese Frage allerdings von

geringerer,Bedeutung, als es zunächst -den Anschein hatte, da die Zugeständnisse des,

Geheimvertfages präktisch doch für die Entscheidungen der Friedenskonferenz weit-

gehend maßgebend wurden (Temperley, a. a. 0., Bd- 4, S. 226).
4) Am i. Februar igig (sieheL-a documentation-internationale: La Paix de-Versailles

Bd. IXI, i Questions Territöriales, Paris 1939, S. 283; D. H. Mil,ler, a. a. 0., Bd. 14,

S. 162ff. und Temperl &apos;y, a. a. 0., Bd. i, S- 257; an anderer Stelle [Bd- 4, S 226] nennte

Temperley allerdings irrtümlich den 8. Februar).
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sprechenden Gebietsforderungen mit geographischen&apos;l, strategischen,
wirtschaftlichen und nationalpolitischen Gründen zu rechtfertigen und

die Flußgrenzen Donau-Theiß-Dnjester als für Rumanien lebens-

wichtig zu begründen. Die Prüfung der rumänischen Gebietsforderungen
im einzelnen wurde. einer besonderen Kommission-) übertragen, deren

Vorschläge vom Obersten Rat nahezu unverändert angenommen wur-

den
Der Widerstand der rumänischen Regierung gegen das Vorgehen

der Alliierten Hauptmächte auf -der Friedenskonferenz, der aM 2. Juni
19ig mit einem scharfen Protest Bratianu&apos;s&apos; auf der Vollsitzung der

Konferenz gegen die Behandlung der, rumänischen Forderungen. ein&apos;-&apos;

geleitet und erst auf Grund einer Ende November,an Rumänien geriChr
teten ultimativen Note der Alliierten aufgegeben wurde, richtete., sich

vor allem gegen die Unterzeichnung eines Minderheitenschutzvertrages
durch Rumänien-und gegen die sich aus dem Vorgehen der Alliierten

Hauptmächte ergebende Auffassung, daß der Geheimvertrag von igi6
nicht mehr als gültig anzusehen sei3),. Die endgültige Regelung erfolgte
für die Grenzziehung gegen Ungarn. im Friedensvertrag von Trianon

VOM 4. Juli 1920.
Die von der Fviedenskonferenz zum Studium der rumänischen

Gebietsfragen eingesetzte Kommission war zwar im Hinblick auf die

Grenzziehung in der Dobrudscha grundsätzlich der Auffassung, es sei

nicht ihre Aufgabe, eine Abänderung-der im Frieden von.,Bukarest im

Jahre 1913 gesc4affenen Grenze Rumäniens dergestalt vorzuschlagen,
(laß Gebietsteile dieser, verbündeten Macht an einen feindlichen Staat

fallen würden; sie hielt es aber für richtig, an Hand der gegebenen Tat-

sachen ihrer Ansicht darüber Ausdruck zu.geben, unter welchen Vor-

aussetzungen eine gerechte Regelung,zwischen Bulgarien und Rumänien
getroffen werden könnte, vorausgesetzt, daß Rumänien von sich aus ein

solches Zugeständnis machen würde4)-. Auf Grund der von der Kommis-

sion vorgeschlagenen Grenze hätte Bulgarien den größeren (südöstlichen)
Teil -der Süddobrudscha bekommen, während, bei Rumanien außer der

Siehe Temperley, a. a. 0., Bd. 4, S. 226, D. H. Miller, a. a. 0., Bd. 17,,S. 13,

18, ic4, i64 und La documentation internationale, a. a. 0., wo auch die stenographischen
Protokolle der Sitzungen dieser Kommission abgedruckt sind (S- 341 ff-) -

2) Temp erley, - a. a. 0., Bd. 4, S- 23o. Der Bericht, den die Kommission am

6. April- igig an den Obersten, Rat erstattete, ist abgedruckt-in La documehtationInter-

-nationale. a. a. 0., S. 355ff.; siehe auch D. H. Miller, a. a. 0., Bd. 4, S. 233.

3) Bezüglich der Einzelheiten dieser Auseinandersetzung siehe Tem p e r 1 e y, a. a.

Bd. 4, S. 230ff.
Siehe Rapport Nr. i pr6sent6 au Conseil SuprAme des Alli par la Commission

pour Fftude des questions territoriales relatives ä la Roumanie et ä la Yougoslavie vom

6. April 19 19 (Abschnitt V), abgedr. in La documentation internationale, a a. 0., S. 35 5 ff

(361).
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Nord-Dobrudscha der nordwestliche, an der Donau- anliegende Teil der

Süd-Dobrudscha verblieben wäre. Dieser auf &apos;ethnische, wirtschaftliche
und strategische Gründe,) gestützte Vorschlag der Kommission wurde

nicht durchgeführt, vielmehr wurde im Friedensvertrag von Neuillydie
im Bukarester Friedensvertrag von 1913 festgelegte Dobrudscha-Grenze
zwischen Rumänien und Bulgarien wiederhergestellt.

-Die unmittelbaren außenpolitischen Voraussetzungen für die gleich-
zeitige Aufrollungderund der Dobrudscha-Frage und

ihre Regelung im Rahmen der von den Achsenmächten verfolgten Politik

des Neuaufbaues wurden von seiten Rumaniens selbst geschaffen, das

nach dem Versagen der seit einem Vierteljahrhundert verfolgten, west-

lich orientierten Außenpolitik eine Annäherung an die Achsenmächte
suchte. Bereits am I.&apos;Juli 194o beschloß das Kabinett Gigurtu, auf die

englisch-französische Garantie vom 13. April 1939, deren Bedeutungs-
losigkeit sich in der beßarabischen Frage gezeigt hatte, zu verzichtenz),
Der englische Unterstaatssekretär Butler erklärte daraufhin.im Unter-
haus am 17- Juli 1940:

#The Rumanian Government declared publicly on i st July that they
renounced the Anglo-French guarantee of 13th April 1939- This guarantee
was given unilaterally by His Maj estY&apos;s Government and by the French
Government. In the circumstances which have now arisen His Majesty&apos;s
Government do: not, so far as they themselves are concerned, consider

that any further obligation devolves upon them under its terms&lt;(.3).
Bald darauf kündigte der rumänische Außenminister den Austritt

Rumäniens aus dem Völkerbünd an und erklärte gleichzeitig, die rumäni-

sc4e Regierung habe den festen Willen, die politischen Beziehungen mit

Großdeutschland zu konsolidieren4).,
Noch im Juli kam&apos; es zu, Unterredungen zwischen den Achsen-

mächten und Staatsmärinern Ungarns., Rumäniens und Bulgariens. Der

ungarische Ministerpräsident Graf Teleki und Außenminister Graf Csäky
hatten- am io. Juli in München Unterredungen mit dem Führer und -mit.

Eine solche Grenzziehung. a) assurerait une bonne fronti d6fensive ä la Rou-

manie aussi bien qü&apos;ä-la Bulgarie, b) restituerait it cette derni, Puissance des territoires
oü la population roumaine est-en ininorit infime par rapport&apos;ä l&apos; bulgare et dont

Yorientation 6r-ono-ique&apos;est dirig6e vers le Sud#. (La documentation internationale
a. a. 0., S. 367-).

z) Siehe Ind6pendänce Roumaine vom 4. Juli&apos; 1940.

3) Siehe Parl. Deb. H. C. VOI- 363, No. gi, col. 187.
4) Erklärung des rumänischen.Außenministers Manoilescu gegenüber dem Vertreter

des Deutschen Nachrichtenbüros vom 114.. Juli 1940 (siehe Ind6pendance, Roumaine vom

17. Juli 1940); im gleichen Sinne auch ein. Telegrammwechsel zwischen dem rumänischen

J
und deutschen Außenminister,(siehe Ind Roumaine vom, 18. Juli 1940).
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Reichsaußenminister von Ribbentrop. Am 26. Juli wurden der rumäni-
sche Ministerpräsident und-sein Außenminister&quot; einen Tag später ihre
bulgarischen Kollegen auf dem Obersalzberg vom Führer im Beisein des
Reichsäußenministers empfangen; anschließend reisten die rumänischen
,Minister auch nach Rom. Als Ergebnis dieser Besprechungen wurde von
seiten der ungarischen und der bulgarischen Minister. hervorgehoben,
daß der Friede in Südosteuropa die Voraussetzung bilde für die Schaf-
fung eines gerechten, dauerhaften und fruchtbaren Friedenso). Der
rumänische Außenminister stellte nach seiner Rückkehr fest z), der
Friede und die wirtschaftliche Stellung Rumäniens sei durch die Achsen-
mächte garantiert;. die Regelung der Str&apos;eitfragen zwischen Rumänien
und. Ungarn bzw. Bulgarien solle ohne Abtretung von rumänischem
Territorium durch Bevölkerungsaustausch erfolgen3) Als Ergebnis
dieser Unterredungen,ist -vor allem der Wunsch der Achsenmächte her-

vorzuheben4), die drei Staaten möchten eine Lösung der zwischen ihnen
schwebenden Fragen im Wegeunnlittelbarer Vereinbarung suchen. Dem-
entsprechend erklärte die rumänische Regierung am. 3, August 1940
amtlich ihre Bereitschaft zu Upterhandlungen mit Ungarn und Bul-

garien5). Die, daraufhin einsetzenden Unterhandlungen zeigen eine

grundsätzliche Verschiedenheit: während die Verhandlungen mit Bul-

1) Siel die Erklärung des ungarischen Außenministers vor den Auswärtigen Aus
schÜssen des ungarischen Reichstages vom 16. Jub 1940 (Pester Lloyd vom i7. Juli
1940); vgl. auch die Erklärung des ungarischen Ministerpräsidenten nach seiner Rückkehr
vor einem Vertreter des ungarischen Nachrichtenbüros (Pester Lloyd vom ii. Juli
1940) und die Erklärung des bulgarischen Ministerpräsidenten Filoff von&apos; 30. Juli 1940
über den Besuch (Türkische Post vom 31. Juli 1940)-

2) Wortlaut dieser Erklärung vom 31- Juli 1940 in Ind6pendance Roumaine
vom 2. August 1940 und in der Türkischen Post vom i. August 1940-

3) Dieser Plan einer Regelung durch, Bevölkerungsaustausch stieß vor allem in

Ungarn auf schärfste Ablehnung. Er wurde später in der Rede des rumänischen Minister-

präsi.denten vom 8. August 194o nochmals als rumänischer Vorschlag entwickelt.

14) Siehe die Rede des ungarischen Außenministers vom 4. September 1940 vor dem

Oberhaus, in der er rückschauend- hervorhob, die Achsenmächte hätten unter Berück-

sielitigung des Umstandes, daß Ungarn,Rumänien gegenüber berechtigte Forderungen
habe, den Vertretern Ungarns Üin Juli nicht verheimlicht, daß es aus naheliegenden
Gründen nicht zeitgemäß wäre, wenn es zwischen Ungarn und Rumänien zu einem

kriekerischen Konflikt käme, da dies auch für die übrigen Balkanstaaten, ja für die

Gesamtlage auf dem Balkan unabsehbare Konsequenzen nach sich ziehen könnte.
Des ungeachtet konnte der Außenminister in der gleichen Rede die Entwicklung der

Lage in den darauffolgenden Wochen nachstehend kennzeichnen: Das starke Tempo der

ungarischen militärischen Vorbereitungen, die Entschlossenheit, die sie(die Achsen.mächte)
von seiten der ungarischen Regierung auf allen Gebieten erfahren konnten, sowie die
von allen Seiten einlaufenden kriegerischen Nachrichten haben jedoch in den Achsen-
mächten auch das Bewußtsein heranreifen lassen, daß Handeln und&apos;zwar rasches Handeln
vonnöten sei, da sonst die Ereignisse nicht mehr aufgehalten werden könnten (Pester
Lloyd vom 5. September i940),

5) Siehe Frankfurter Zeitung vom 4. August 1940.

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


722 Berichte und Urkunden - Völkerrecht,

garien einen - angesichts der Bedeutung ihres Gegenstandes für beide
Parteien übet Erwarten - guten und nahezu reibungslosen Verlauf

nahmen, standen, die Verhandlungen mit Ungarn über Siebenbürgen von

Anfang an unter keinem günstigen Vorzeichen. Der Grund dafür ist nicht

eigentlich darin zu suchen, daß die von beiden Seiten seit langen Jahren
mit vollem wissenschaftlichen und -politischen Einsatz geführte Pro-

paganda um Siebenbürgen die Wege zur Einigung verbaute oder doch

schwierig machte, sondern vor allem in der Gegensätzlichkeit
der beiderseitigen Ansprüche: Ungarn machte die frühere staatsrechtliche
-und geschichtliche Zuordnung dieser Gebiete zu Ungarn geltend, während
die rumänischen Ansprüche mit dem Vorhandensein einer zahlenmäßig
-überwiegenden, bodenständigen rumänischen Bevölkerung begründet
-wurden.

Eingeleitet wurden die Vorverhandlungen zwischen Ungarn und

Rumänien durch den Besuch des rumänischen Gesandten in Rom,&apos;
Bossy, in Budapest (7., August 1940). Am g. August ließ die ungarische
Regierung daraufhin ein Aidem6moi in Bukarest überreichen, das

vermutlich Vorschläge über die Methoden der bevorstehenden Ver-
eine rumänische Denkschrift wurde am 12. August.handlungen enthielt&apos;) 1

in Budapest übergeben, &apos;die von der ungarischen Regierung sofort be-

antwortet wurde z). Die eigentlichen Verhandlungen begalinen&apos;-am 16.Au-

gust 1940 in der rumänischen Grenzstadt Turn-Severin, wurden aber am

24. August 1940 ergebnislos&apos;abgebrochen. Die in der Presse verbreiteten
Nachrichten und Erklärungen der Verhandlungsteilnehmer 3) geben nur

ein sehr ungenaues Bild über die Gründe&apos;des Scheiterns und darüber,
wieweit die Verhandlungen in der Sache selbst gediehen waren. Immer-

hin dürften die Verhandlungen doch über formale und theoretische Er-

örterungen hinausgelangt sein; andernfalls hätte der ungarische Außen-

minister keinen, Grund gehabt, bei seinem Rückblick auf die Vorge-
1

schichte des Schiedsspruchs in sibiner Redevordemungarischen Oberhaus4)
.an&apos; 4- September 194o darauf hinzuweisen, daß die Verhandlungen von

1) Vgl. Pester Lloyd vom io. August 1940. Dem rumänischen Delegierten Bossy
konnten diese Vorschläge angeblich deshalb hicht überreicht werden, da dessen Voll

machten,nicht so weit gingen.
2) Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom i August 1940.

3) Der rumänische Hauptdelegierte, Gesandter Valer Pop, äußerte sich am i. Sep7
tember in einer Rundfunkrede über die Verhandlungen von Turn-Severin (Wortlaut in

Ind6pendance Roumaine vom 4- September 1940). Die Reden des ungarischen Minister-

.präsidenten und Außenministers vor dem Ungarischen Reichstag zum Wiener Schieds-

-spruch bestätigten die Ausführungen des rumänischen Delegierten.
4) Pester Lloyd vom 5. September 1940. Die anderslautenden Feststellungen der

(Ungarischen) Presse sind also wohlebenso, propagandistischer Natur wie ihre Polemik

zu der Frage, ob deutsch oder französisch zur Verhandlungssprache in Turn-Severin ge-

-macht werden sollte.
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Turn-Severin schon deshalb nicht nutzlos. geblieben seien, weil die Re-

gierungen Deutschlands und Italiens aus den Verhandlungsprotokollen
-vieles erfahren (hätten), was ihnen bishin künstlich verschleiert worden

wan. Der rumänische Vorschlag hat offenbar imwesentlichen auf dem
Gedanken eines Bevölkerungsaustausches beruht,) während die Ungarn
zwei Drittel (69 ooo,qkm) des, am Ende des Weltkrieges von Ungarn ab-

getretenen Gebiets mit etwa 2,2 Millionen Bewohnern rumänische Volks-
zugehörigkeit gefordert habenz). Angesichts. der Verschiedenheit. der

Ausgangsstellungen. und der Unnachgiebigkeit der Verhandlungspartnev
war es ohne praktische Bedeutung, daß im Schlußkommunique der Ver-

handlungen eine neue Konferenz inAussicht genommen wurde.
Wenige Tage nach dem Abbruch der Verhandlungen von Turn-

Severin wurden der ungarische und der rumänische Außenminister von

den Außenministern, der Achsenmächte zu.Besprechungen nachWien
eingeladen. Die Besprechungen begannen. am 29. August 1940; am

nächsten Tage bereits fällten der deutsche und der italienische Außen-

minister auf Ersuchen der rumänischen und ungarischen Regierung den

Schiedsspruch. Gleichzeitig übernahmen Deutschland und Italien die

Garantie für die Integrität und Unverletzlichkeit des rumanischex
Staatsgebietes innerhalb der neuen Grenzen.

Die Verhandlungen zwischen Ruin än i en u nd 4 u.1g a r ie p nahmen
einen ruhigen, beinahe reibungslosen Verlauf, nicht nur deshalb, weil

die Dinge in der Süd-Dobrudscha z. T. einfacher lagen als in, Sieben-

bürgen, sondern vor allem, weil beide Teile Mäßigung zeigten und offenbar

von Anfang an zu Zugeständnissen bereit waren. Die Verhandlungen
begannen am 5. August 1940. Auf,Vorschlag der rumänischen Regierung,,
wurde eine Konferenz beider Staaten vereinbart, die am ig. August 1940
ihre Beratungen in der rumänischen Stadt Krajowa begann. Am 7- S.ep-
tember wurde der Vertrag von Krajowa unterzeichnet.

Wie die allerdings spärlichen Berichte über den Verlauf. der bulga--
fisch-rumänischen Verhandlungen.erkennen lassen, dürfte die grund-,

11) Die in der Presse verbreitete Nachricht, daß Rumänien bereit)gewesen sei, vier

,im Westen und Norden gelegene Bezirke (Sathmar, Salaj, Biharund Arad) abzutreten,
scheint den Tatsachen nicht zu entsprechen; jedenfalls hat. der rumänische Hauptdelegiert6
Pop in. seiner Rundfunkrede ausdrücklich erklärt, daß Rumänien keine territorialen

Zugeständnisse gemacht habe.

2) Vgl. die Rundfunkrede des rumänischen Hauptdelegierten Pop. Ungarn hat

danach ganz Siebenbürgen gefordert mit Ausnahme der Bezirke Fogarasch, Hermannstadt,
Eisenmarkt, des Banats westlich der Marosch sowie von unbedeutenden Teilen der Bezirke

Tarnava und Karlsburg. Nach diesem ungarischen Vorschlag)Ä also über zwei. Drittel
das Gesanitgebiet bewohnenden (rd. 3,2 Mill.) rumänischenVOlkszugehörigen an

Ungarn gefallen. Die Bevölkerung magyarische.r Volkszugehörigkeit beträgt denigeggii-
über im ganzen Gebiet nach der rumänischen Volkszählung von 193o nur etwa 1,35 Mill.

Menschen.

2. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. X. 47
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sätzliche Einigung:über die Gebietsabtretung bereits bald erfolgt sein.
Schwierigkeiten bereiteten offenbar die damit notwendig ve&apos;rbundenen
Vereinbarungen, die allerdings vielfach weit über technische Einzel-

lwiten.hinausgingen; die Vereinbarung des, Bevölkerungsaustausches
und die damit verbundenen technischen und finanziellen Fragen erforder-

ten eingehende. Beratungen und boten auch Schwierigkeiten grundsätzr
licher. Art. Auch in der Frage des Besetzungstermins gelangte man nicht
gleich zu., einer Einigung. Der Wunsch, des neuen rumänischen Minister

präsidenten Antonescu, die Verhandlungen mit Bulgarien, so schnell wie

möglich abzuschließen, führte, dann. pffenbar zu einer raschen Einigung
auch -über die noch in SchWebe, be.findlichen technischen Fragen.

iv.

Der von den Außenministern des Deutschen Reiches und Italiens

am 30.&apos;AUgust 1940 in Wien gefällte Schiedsspruch,) über die Neu-

regelung der ungarisch-rumänischen Grenzziehung bietet mit seinen nur

die grundsätzlichen Fragen der Gebietsabtretung und des Staatsange-
hörigkeitswechsel,s der Bewohner ßkreffenden Entscheidungen die

Grundlage. für Vereinbarungen Ungarns und Rumäniens in allen Einzel-

fragen der Gebietsabtretung und soll außerdem auch als Bereinigung
der zwischen beiden Staaten bestehenden Streitfragen einen neuen Ab-

schnitt der rumanisch-ungarischen Beziehungen &apos;einleiten. Durch die

Übernahme der Garantie für die Integrität&apos; und die Unverletzlichkeit des

rumänischen. Staatsgebietesz) von seiten des Deutschen Reiches und

Italiens sollte gleichzeitig die Voraussetzung für eine gedeihliche Ent-

wiCklung der neuen Lage auf dem Balkan geschaffen werden.

Der Schiedsspruch hat zwei Fünftel des -im Vertrage von Trianon an

Rumänien abgetretenen Gebiets mit fast zweieinhalb&apos; Millionen Ein7
wQhnern wieder zu Ungarn geschlagen. Vor allem ist damit der größte
Teil der magyarischen Volksgruppe Siebenbürgens wieder an* Ungarn
gefallen 3). Der Verlauf der neuen Grenze zeigt off-enkundi das Bestreben,9
auch die ganz im Osten Siebenbürgens gelegene Volkstumsinsel der

Szekler an Ungarn anzugliedern. Ungarn hat es aufs schärfste abgelehnt,
das Problem der Szekler im Wege des Bevölkerungsaustausches zu

lösen. Von maßgebender ungarischer Seife4) wurde hervorgehoben, ein

Bevölkerungsaustausch sei ün diesem Teil der Welt, auf siebeilbürgischem

- Wortlaut-siehe unten S- 746f.
2) Wortlaut des Notenwechsels siehe unten S. 747f.
1) Die rd.. 1,4 Mill. zählende Bevölkerung des an Ungarn zurückgeglie.derten Gebietes

setzte
6oooo Deutschen,und ..über iooooo Juden zusammen.

- 4) Rede des Ministerpräsidenten Graf Teleki -vom 4- September vor dem Abgeord-
netenhaus (siehe Pester Lloyd vom 5. September 1940)-
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und ostungarischem Boden undurchführbar -. Undur für

jeden, der die Verhältnisse kennt,&apos;wie dies durch den Wiener Schieds-

spruch selbst bestätigt wird, und auch undurchführbar, weil,es sich hier-

bei um das vielleicht schwierigste, kaum lösbare Gebietsproblem zwischen

Ungarn und dem benachbarten Staate handelt. Eswar wohl nicht die

Absicht des ungarischen Ministerpräsidenten, der ja auch als einer

der führenden magyarisühen Geographen galt, an dieser Stelle eine zu-,

reichende Begründung für die Unmöglichkeit der Umsiedlung in diesem

Gebiet zu geben. Angesichts der gerade von deutscher, Seite in letzter

Zeit mehrfach durchgeführten Umsiedlung deutscher Volksgruppen, -die

sowohl hinsichtlich ihrer Bodenständigkeit -wie ihrer kulturellen Leistung
den Vergleich mit den Magyaren Siebenbürgens (einschließlich der

Szekler) aufnehmen können, kann man wohl&apos; von der Unmöglichkeit
einer Umsiedlung schlechthin kaum mehr sprechen. Das Deutsche Reich

hat ja zudem gerade mit Ungarn am 30. August 194o eine Umsiedlung
der Deutschen Nordsiebenbürgens vereinbart. Den eigentlichen Grund

für die Ablehnung des Bevölkerungsaustausches durch Ungarn nennt

Graf Teleki an anderer Stelle der gleichen Rede: Ungarn ging es um eine

möglichst günstige territoriale Entscheidung, nur insoweit war die Ein-

beziehung der Magyaren Siebenbürgens von entscheidender Bedeutung
für die Begründung der Gebietsansprüche.

Im Zusammenhang mit der neuen Grenzfestsetzung geht der Schieds-

spruch noch auf zwei für die Bereinigung des Verhältnisses zwischen

beiden Staaten wichtige Fragen ein:
Das Optionsrecht soll einen Ausgleich schaffen gegepüber den Här-

ten, die notwendig mit der allgemeinen Bestimmung, des Schiedsspruches
verbunden. sind, daß alle am 30. August 1940 im abgetretenen Gebiet

ansässigen,) rumänischen Staatsangehörigen ohne weiteres auf Grund
der Gebietsabtretung die ungarische Staatsangehörigkeit -erlangen. Das

Optionsrecht ist zugunsten beider &apos;Staaten vorgesehen, allerdings be-

steht ein wichtiger Unterschied: Für die rumänische Staatsangehörigkeit
können alle Personen, die durch die Gebietsabtretung ungarische
Staatsangehörige geworden sind, optieren, ohne Rücksicht auf ihre Volks-

zugehörigkeit. Eine Option für&quot;die ungarische Staatsangehörigkeit steht

demgegenüber nur rumanischen Staatsangehörigen ungarischer (magya-,
rischer) Volkszugehörigkeit zu&quot; die in dem durch den Vertrag von

Trianon von Ungarn abgetretenen, jetzt bei Rumänien verb&apos;leibenden
,Gebiet ansassig sind z). Die OptiOnsfrist beträgt in beiden Fällen sechs

:1) Als ansässig im Sinne des Schiedsspruches sind wohl diejenigen Personen

anzusehen, die zum maßgebenden Zeitpunkt ihren Wohnsitz in dem Gebiete besaßen:

z) Ein Zeitpunkt ist in diesem Zusammenhang nicht angegeben;-es ist anzunehmen,&apos;
daß auch hier der 3o. August 1940 maßgebend ist. SonstigeNoraussetzungen in der Person

der Optionsberechtigten stellt der Schiedssptuch nicht auf.

47*
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Monate. Die Personen, die vom Optionsrecht Gebrauch machen, haben

das ungarische bzw.. das rumänische Staatsgebiet innerhalb eines Jahres&apos;
nach Ablauf der OptionsfHst zu verlassen und werden von dem Staat,
für den sie optiert&apos;haben, übernommen. Die Optanten können ihr be-

wegliches Vermögen frei mit sich führen, ihr unbewegliches Vermögen
bis zu ihrer Abwanderung liquidieren, und den Erlös ebenfalls frei mit

sich führen; falls die Liquidierung in diesem Zeitraum nicht gelingt, sind

die Auswanderer von dem Staate, in dem das unbewegliche Vermögen
sich befindet, zu entschädigen. Beide Staaten werden verpflichtet, alle

mit der Umsiedlung der Optanten zusammenhängenden Fragen in,groß-
zügiger und entgegenkommender Weise zu behandeln.

Nur die Grundlage für ein eingehendes,. den unmittelbaren Verein-

barungen der beiden Staaten übedassenes Übereinkomnien.stellt die im

Schiedsspruch beiden Regierungen auferlegte Verpflichtung dar, die

1 Angehörigen der rumänischen Volksgruppe, in Ungarn und die, Ange-
hörigen der ungarischen Volksgruppe in gumänien den übrigen Staats-

-angehörigen gleichzustellen.
Die Regelung der übrigen sich aus dem Souveränitätswechsel

ergebenden Einzelfragen ebenso wie die Klärung -

der sich bei der Durch-

führung des Schiedsspruches ergebenden Schwierigkeiten oder Zweifel

ist Sache unmittelbarer Verhandlungen der beiden Staaten; nur wenn

diese-Verhandlungen ergebnislos bleiben, sind solche Zweifelsfragen den

Schiedsmächten zur endgültigen Entscheidung zu unterbreiten. ;

v.

Im Vertrag von Krajowall) &apos;haben Bulgarien und Rumänien

neben -der neuen Grenzziehung eine gegenseitige feierliche Grenzgarantie
und einen BevÖlkerungsaustausch vereinbart; die Einzelheiten dieser

Vereinbarungen sind,in vier besonderen, dem Vertrage beigefügten Über-
einkommen (Anhang A, B, C, D) eingehend geregelt.

i. Durch den Vertrag von Krajowa wurde die rumänisch-bulgari-
sche Grenze in der Dobrud-sch.- wiederhergestellt, die durch den Berliner

Kongreß festgelegt und erst im Frieden von Bukarest vom io. August
I9,I3,beseitigt worden war z). Die in Artikel II des Vertrages in feierlicher

Form erklärte gegenseitige Grenzgarantie und der beiderseitige Verzicht

auf Gebietsansprüche bezieht sich zwar auf die gesamte rumänisch-

bul arische Grenze; von unmittelbarer Bedeutung ist diese Verpflichtung9
jedoch nur für die neue Dobrudschagrenze. Dem darin ausgesprochenen

1) Wortlaut siehe unten S. 759ff.
2) Die neue Grenzziehung ist C7egenstand des als Anhang A dem Vertrage bei-

gefügten und einen integrierenden Bestandteil des Vertrages bildenden Protokolls; die

genaue Festlegung der Grenze wurde der durch den Vertrag eingesetzten gemischten
bulgarisch-rumänischen Grenzziehungskommission übertragen.
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Verzicht Rumäniens auf die Süd-Dobrudscha steht auf bulgarischer
Seite die Aufgabe seiner Ansprüche auf die Nord-Dobrudscha gegenüber,
die Bulgarien seit 1878 vertreten hatte und die als Teil der bulgarischen
Kriegsziele des Weltkrieges durch die Mittelmächte im Frieden von

Bukarest von&quot; 7. Mai igi8 auch in gewissem Grade berücksichtigt worden

waren.

Die in einem besonderen Übereinkommen geregelten Einzelheiten
der Räumung des abgetretenen Gebietes, der Übergabe des öffentlichen

unbeweglichen Vermögens, der Archive und Kataster, sowie der Ver-

teilung der Ernte weisen keine bemerkenswerten Besonderheiten auf
und sind inzwischen weitgehend gegenstandslos geworden. Die in einer

besonderen Erklärung der Vertragspartner ausgesprochene Verpflichtung,
alle praktischen Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, Räumung
und Übergabe in voller Ordnung und ohne Zwischenfälle abziiwickeln,
dürfte zusammen mit der dusdrücklichen, Feststellung, daß die zum

Zwecke der reibungslosen Abwicklung der Räumung,getroffenen Ver-

einbarungen nicht einschränkend auszulegen sind und gegebenenfalls
durch einfache Übereinkommen ergänzt werden können, -viel zu dem

glatten Verlauf der, Übergabe des Gebietes beigetragen haben.

g. Der im Vertrage vorgesehene Bevölkerungsaustauschi) erstreckt
sich nur auf rumänische und bulgarische Volkszugehörige. In der Ab-

sicht, durch eine Bereinigung der zwischen beiden Staaten schwebenden

Volksgruppenfragen über die den unmittelbaren Anlaß: des Vertrages
bildende Grenzregelung hinaus die Beziehungen zwischen beiden Staaten
zu entspannen, sieht der Vertrag eine Umsiedlung aller Angehörigen der
rumänischen wie der bulgaris&apos;chen Volksgruppe in beiden Staaten vor.

Zwingend &apos;ist dieser Bevölkerungsaustausch allerdings nur für die
rumänische Volksgruppe in der Süd-Dobrudscha und für- die bulgarische
Volksgruppe der Nord-Dobrudscha angeordnet. Die Umsiedlung dieser
zahlenmäßig einander ungefähr entsprechenden Volksgruppen. für
die eine Frist von drei Monaten -gesetzt war 3), trägt zusammen mit

1

der

Rücksiedlung der deutschen und der starken Abwanderung der zahlen-

mäßig bedeutenden türkischen Volksgruppe4) wesentlich dazu bei, das
überaus bunte Bild der dieses Gebiet besiedelnden Nationalitäten zu

11) Art- 3 des Vertrages; die Einzelheiten sind -Gegenstand eines besonderen Über-
einkommens über den Austausch der bulgarischen und rumänischen Bevölkerung, das

dem Vertrage als Anlage C beigefügt ist und,einen integrierenden Bestandteil desselben

bildet.

2) Siehe oben S- 712.

3) Gerechnet vom Zeitpunkt des Austausches der RatifikationsurkUnden; die&apos;

Umsiedlungsfrist endete somit am 14. Dezember 1940.

4) Die Rücksiedlung der Türken hatte bereits im Oktober 1938 begonnen; sie war

durch den Krieg zunächst unterbrochen worden, wurde aber nach der Lösung der Do-

brudscha-Frage wieder fortgesetzt.
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vereinfachen. - Die :Feststellung, welche Personen&gt; der runiänische&apos;n
oder der bulgarischen Volksgruppe in der Nord- und. Süd-Dobrudscha

angehören, raumte der Vertrag der rumänischen Regierung ein. Nur

hinsichtlich der rum,änischen Volkszugehörigen der Süd-Dobrudscha, die

nicht in das Verzeichnis der dem Bevölkerungsaustausch unterliegenden
Personen - aufgenommen wurden, steht der bulgarischen Regierung das

Recht zu, nach Ablauf der Räumungsfrist die Auswanderung zu ver-

langen
Demgegenüber steht den bulgarischen Staatsangehörigen rüriiäni-

scher Volkszugehörigkeit ebenso wie den rumänischen Staatsangehörigen
bulgarischer, Völkszugehörigkeit -die außerhalb der Dobrudscha in

Bulgarien -und Rumanien wohnen, die Abwanderung innerhalb eines

Jahres2) grundsätzlich frei. Aber auch in diesen Fällen kann der rumäni-

sche und der bulgarische Staat die Auswanderung auch gegen den Willen

des Einzelnen,verlangen. Der Vertrag raumt nämlich beiden Staaten

,ein Ausweisungsrecht ein, demzufolge Rumänien soviele Personen

bulgarischer Volkszugehörigkeit und Bulgarien soviele Personen ru

mänischer Volkszugehörigkeit zur Auswanderung zwingen darf, daß die

Zahl der Einwandernden der der Auswandernden entspricht3)., Die Ent-

scheidung, über die Volkszugehörigkeit als Voraussetzung der Aus-

weisupg bleibt mangels anderweitiger Tertragsbestimmungen dem aus-

weisenden Staat überlassen, ohne daß der Betroffene oder der andere

Staat gegen diese Maßnahme Einspruch&apos;erheben kann4); der Einwan-

derungsstaat ist vielmehr verpflichtet, diese Ausgewiesenen auf seinem

Gebiet aufzunehmen.

Der Vertrag sieht in allen Fällen der Auswanderung vor, daß die

Auswandernden ihre bisherige Staatsangehörigkeit in dem Augenblick
verlieren, in welchern. sie das Staatsgebiet verlassen5). BeimBevölkerungs-
austausch in der Dobrudscha ist dies nur für die rumänischen Staats-

angehörigen bulgarischer Volkszugehörigkeit von praktischer Bedeutung;
sie verlieren mit. der Auswanderung ihre bisherige rumänische Staats-
angehörigkeiL Die aus der Süd-Dobrudscha abwandernden rumänischen

Volkszugehörigen behalten ihre bisherige rumänische Staatsangehörig-

1) Art.-8 Abs- 3 des Übereinkommens über den Austausch der bulgarischen und der

rumänischen Bevölkerung (Anhang C).
1

2) Eb vom &quot;Zeitpunkt&apos;des Austausches der Ratifikationsurkunden an ge-

rechnet.

3) Art. i Abs. 2, 3 und 4 des Übereinkommens (Anhang C). I

;,

4) &apos;Angesichts der Tatsache, daß z., B. die Angaben der bulgarischen - Statistik von

1926 erheblich, auseinandergehen, je nachdem ob die Volkszugehörigkeit (70 000, Rumänen)
oder die Muttersprache (84ooo) bei der Ermittlung der Zahl der in Bulgarien lebenden

Rumänen zug gelegt wird, kommt dieser Regelung besondere Bedeutung zu.

5) Art. 2 des Übereinkommens (Anhang C).
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keit 1). Die &apos;freiwillig auswandernden Personen wie die Ausgewiesenen
aus den übrigen Gebieten Bulgariens und Rumäniens verlieren auf, Grund

des Vertrages. ihre bisherige Staatsangehörigkeit mit dem Zeitpunkt
.ihrer Auswanderung. Der Erwerb der Staatsangehörigkeit &apos;des Ein-

wanderungsstaates ist den, Auswanderern im Vertrage nicht ausdrücklich
zugesichert. Man wird diese Rechtsfolge jedoch in sinngemäßer Auslegung
des Vertrages schon im&apos;Hinblick. darauf annehmen müssen, daß beide

Staaten verpflichtet sind, die dem Bevölkerungsaustaus,ch unterliegenden
Personen in ihr Staatsgebiet aufzunehmen.

Die durch den Bevölkerungsaustausch hervorgerufenen Probleme

des Vermögensausgleichs bildeten eine der Hauptaufgaben der Ver-

tragsregelung, deren Lösung- angesichts. der überwiegend a bäuerlichen

Zusammensetzung der Umsiedler besondere Schwierigkeiten, bot 2).
Das gesamte bewegliche Vermögen,&apos; wozu ausdrücklich auch das

gesamte landwirtschaftliche Inventar und der Viehbestand -gerechnet
wurde, durften die Umsiedler mit sich führen3). Das städtische Grund-

eigentum der Umsiedler bleibt ebenfalls grundsätzlich Eigentum des

Auswandernden und, wie das Übereinkommen (Art- 4 Abs. 5) ausdrück-

lich feststellt, dem Recht des Staates unterworfen, in dem es gele-,
gen ist.

Das ländliche Grundeigentum der Umsiedler indessen, fällt grund-&apos;
sätzlich in das Eigentum des Staates, in dem die Grundstücke liegen,
und zwar im Falle der dem obligatorischen BevölkerungsauStausch
unterliegenden Bewohner der Dobrudscha, die bis zur endgültigen Ab-

reise nur als nicht verfügungsberechtigte Besitzer&apos;ihrer Grundstücke

gelten, bereits im Zeitpunkt des Austausches der&apos;Ratifikationsurkund
des VertrageS4), dagegen im Falle der auf Grund des freiwilligen Be-

völkerungsaustausches auswandernden Personen erst.* im Augenblick
ihrer endgültigen Abreise 5). Besonderes gilt nur für jenes in -der Süd-

Dobrudscha gelegene ländliche - Grundeigentum, das :Rumänen ge-,

hört, die dem Bevölkerungsaustausch nicht unterliegen:,dieses Grund-

eigentum können die Eigentümer - rumänische, Staalgangehörige, die

11) Der Vertrag unterwirft dem Bevölkerungsaustausch ausdrücklich die rumänischen

Staatsangehörigen rumänischer Volkszugehorigkeit der, Bezirke Durostlor und

z) Art (Anhang C).4 dgs
3) Beide Staaten haben sich. verpflichtet, die Ein- und Ausreise der Umsiedler und

die Ein- und Ausfuhr ihres beweglichen Vermögens zu erleichtern (Art. 6 Abs- 3 desÜ
einkommens, Anhang C).

- 4) Art.-4 Abs. i bis 3 des Übereinkommens (Anhang C).
,5) Art, 4 Abs. 4 des Übereinkommens. Nicht geregelt ist die Frage für die Vä,lle der

Ausweisung; auch hier wird. wohl,die bei der freiwilligen Auswanderung ygXg(
Regelung zur Anwendung gelangen, da die,Ausweisung als eine mit der freiyy Aus-

wanderung eng verbundene und sie ergänzende Maßnahme anzusehen ist.
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nicht zur Wohnbevölkerung der Süd-Dobrudscha gehören,) - innerhalb
einer Frist von 18 Monaten vom Zeitpunkt des Austausches der Rati-
fikationsurkunden an freihändig verkaufen; nach Ablauf dieser Frist

I
können. die bulgarischen Behörden diese Grundstücke gegen angemessene
Entschädigung enteignen-z).

Die Entschädigung der Umsiedler für ihr ländliches Grundeigentum
I- überträgt der&apos; Vertrag dem Einwanderungsstaat&apos;. .Die sich aus diesem

wie aus, anderen im Zusammehhange mit der Gebietsabtretung
unddemBevölkerungsaustausch ergebendenEntschädigungsforderungen3),
sind in dem als Anhang D deml Vertrag angeschlossenen Finanzüber-
einkommen in der, Weise, geregelt, daß Bulgarien an Rumänien eine Ab-

findungssumme von i Milliarde Leiiahlt. Die auf Grund des Vertrages
entstehenden, im Finanzübereinkommen jedoch nicht geregelten finan-.
ziellen Fragen sind besonderenAbmachungen zwischen denbeiden Staaten
vorbehalten.

3. Die Durchführung des Vertrages und der dazu gehörenden Über-
einkommen ist mehreren Kommissionen übertragen worden.

Eine aus drei rumänischen und drei bulgarischen Mitgliedern be-
stehende- Gemischte K9minission mit Sitz in Giurgiu war für alle mit der

Durchführung des Vertrages zusammenhängenden Fragen zuständig,
.I für welche nicht ein besonderes Verfahren vereinbart wurde4).

Einer Gemischten Kominissioni deren Mitgliederzahl nicht ver-

traglich festgesetzt ist, ob-lag di&apos;e Grenzziehung im einzelnen5).
Die Uberwachung der Räumung, der Übergabe und der -Besetzung,

I der Süd-Dobrudscha oblag einer aus je fünf Vertretern beider Staaten

gebildeten Gemischten Kommission, deren Aufgabenkreils in der ge-
meinsamen Erklärung beider Parteien, über die bei der Räumung und9
Übergabe des Gebietes zu ergreifenden praktischen Maßnahmen6) iM
einzelnen festgesetzt wurde.

1) Nicht als ländlicher Grundbesitzin diesem Sinne sind auf Grund der zwischen
den beiden Delegationsführern getroffenen besonderen Vereinbarungen vom 7. September
1940 (siehe unten S. 764) die&apos;in der Umgebung von Baltschitsch und besonders in der

Richtung auf Ekr gelegenen Villen anzusehen, über die ihre&apos;Eigentümer rumänischer

Staatsangehörigkeit frei verfügen können.

Art. .5 des Hauptvertrages.
3) Mit dieser Entschädigungszahlung finden auch gewisse Ansprüche, die Bulgarien&apos;

;aus dem. Vertrag von igi&quot;.3 gegenüber Rumänien herleitet, ihren Ausgleich.
4) Art.&apos; 6 des Vertrages. Über das Verfahren, das bei der Regelung,von Streitfragen,

über welche sich diese gönimission nicht einigen kann, einzuschlagen ist, sei auf den
j Wortlaut des Vertrages -verwiesen. Für die dieser Kommission durch das Übereinkommen

über die Einzelheiten der Evakuierung und die Übergabe des Gebietes (Anhang B) zu-

gewiesenen Aufgaben hat dieses Übereinkommen die Einsetzung besonderer gemischter
Unterkommissionen vorgesehen.

5) Ziff.-2 des Protokolls zu Art. i des Vertrages (Anhang A).
6) Anhang B.
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Die sich aus dem Bevölkerungsaustausch ergebenden Fragen sind-

einer besonderen Gemischten Kommission von vier Mitgliedern über-.

tragen, von denen je zwei von jeder Vertragspartei entsandt sind,); bei

Meinungsverschiedenheiten innerhalb dieser Kommission obliegt die Ent-

scheidung der in Art. 6 des Vertrages vorgesehenen Hauptkommission...

Während die Regelung der Dobrudscha-Frage weder ihrer Form-

noch ihrem Inhalt nach die Grenzen eines zweiseitigen Staatsvertrages
überschritt und eine diplomatische Einwirkung der Achsenmächte auf die

Verhandlungen selbst, soweit erkennbar&quot;&apos;nicht stattgefunden hat, ist die

Regelung der siebenbürgischen Frage durch den Wiener Schiedsspruch.
nicht nur in der Form. über die, Zweiseitigkeit hinausgelangt, sondern hat

&apos;

sich auch inhaltlich nicht auf die Ungarn und Rumänien allein betreffende

Frage der neuen Grenzziehung und der damit zusammenhängenden Be--

völkerungs- und Nationalitätenprobleme beschränkt. Vielmehr hat das

Deutsche Reich den Wiener Schiedsspruch zum Anlaß von Verein-

barungen über die Lage der deutschen Volksgruppen in

Ungarn und Rumänien mit dem Ziele einer grundsätzlichen&apos;Neu-.
ordnung genommen z).

In dem deutsch-ungarischen Protokoll über die Rechtsstellung der-

deutschen VOlksgruppe wird den volksdeutschen Bewohnern der von.

Rumänien an Ungarn abgetretenen Gebiete zudem das Recht eingeräumt,.
in das Deutsche Reich umzusiedeln. Das

1

Protokoll regelt jedoch nur die,
grundsätzlichen Fragen wie die Fristen für den Umsiedlungsantrag und,

die Grundsätze für die Vermögensauseinandersetzung, wobei.unter Be-

.rücksichtigung der besonderen Verhältnisse die für die Unisiedlung der

Volksdeutschen in Südtirol maßgebenden Grundgedanken Beachtung-
finden sollen. Auf die Angehprigen der deutschen Völksgruppe im übrigen.
ungarischen Staatsgebiet erstreckt sich das Recht&apos;zur Umsiedlung nicht.-

Das deutscli-rumänische Protokoll enthält dagegen keine Bestimmung
über die Umsiedlung der in dem, bei Rumänien -verbliebenen Sieben-

bürgischen und Banater Gebiet ansässigen Volksdeutschen. Die zwischen

Rumänien.und dem Deutschen Reich vereinbarte und inzwischen. durch-

geführte Umsiedlung der volksdeutschen Bewohner der südlichen-

Bukowina und der Nord-Dobrudscha steht zwar im Zusammenhang mit

der Neuregelung der rümänischen Staatsgrenzen und mit der Neuge-,

1) Art. 9 des Übereinkommens über den Bevölketungsaustausch (Anhang Q;.-
siehe auch Art. 5 Abs. 2 des Hauptvertrages.

2) Wortlaut des deutsch-ungarischen Protokolls unten S. 748 ff des deutsch-rumäni-

schen Protokolls unten S. 748.
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staltung&apos; der deutsch.-rumänischen Beziehungen, ein unmittelbarer Zu-

sammenhang. mit dem Wiener Schiedsspruch besteht jedoch hier nicht.

i..&apos; Die ungarische Regierung gewährleistet den Angehörigen&apos; der

deutschen Volksgruppe in Ungarn nicht nur die Möglichkeitl ihr deutsches
Volkstum uneingeschränkt zu erhalten, sondern verpflichtet sich, dafür

Sorge zu tragen, daß ddn Angehörigen der deutschen Volksgruppe aus

-
ihrer Zugehörigkeit zur Volksgruppe und aus ihrem Bekenntnis zur

nationalsozialistischen Weltanschauung in keiner Weise und auf keinem
Gebiete Nachteile irgendwelcher Art erwachsen. Als wichtigste sich aus

dieser allgemeinen Garantie ergebenden, Rechte hebt das Protokoll

ausdrücklich hervor.&apos;

a) Neben dem Recht, sich im Rahmen der allgemeinen Vorschriften

zu or eren&apos;und Verbände zu besonderen Zwecken (wie Jugend-ganisi

pflege, Sportl&apos; kulturelle Betätigung usw.) zu bilden, wird der Volks-

gruppe auch die Befugnis Zu wirtschaftlicher Selbsthilfe und&apos;Ausge-
staltungihres Diese,für eine über-

wiegend-aus Bauern bestehende Volksgruppe wichtige Bestimmung hat

hier noch die besondere Bedeutung, daß diese Befugnis nicht den ein-

zelnen Angehörigen der Volksgruppe zuerkannt wird, sondern der Volks-

grup-pe als solcher.

,b) Von entscheidender Bedeutung sind die das deutsche Schulwesen

und die Einstellung und-Verwendung volksdeutscher Verwaltungsbeamter
betrehenden Vereinbarungen. Auf dem Gebiete des Schulwesens ist der

Grundsatz der vollkommenen Gleichberechtigung für Magyaren und die

Angehörigen der deutschen Volksgruppe vereinbart. Die Erziehung der&apos;

volksdeutschen Kinder auf volksdeutschen Schulen aller Stufen (ausge-
nommen die Hochschulen) beseitigt die in magyarischen Schulen immer,)
drohende Gefahr der Magyarisierung, vor allein, wenn die ebenfalls zu-

gesagte Förderung eines geeigneten und ausreichendenLeh

ungarischerseits tatsächlkh durchgeführt wird.-

Die Zusicherung der ungarischen Regierung, die Angehörigen der

I deutschen, Volksgruppe entsprechend ihrem Anteil an der Gesamt-
bevölkerung Ungarns bei der Besetzung der ungarischen Behörden und

der Zusammensetzung der Selbstverwaltungskörper, sofern deren Be-

setzüng durch Ernennung erfolgtl zu berücksichtigen, kommt dem

Wurische &apos;der deutschen Volksg nach einer - volkseigenen Ver-

waltung&apos;.insofern entgegen, als diese volksdeutschen Beamten vorz,ugs-
weise bei den Behörden in den_ volksdeutschen Siedlungsgebieten und

bei den ihnen übergeordneten Zentralbehörden verwendet werden sollen.

Nur auf ÜieseWeiseist auch- eine praktische Durchführung, des ebenfalls

11) Auch wenn Deutsch.nicht nur gelehrt wird, sondern in gewissem- Umfange Unter-

richtssprache ist.
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vereinbarten Grundsatzes zu erwarten I), daß die Angehörigender deutschen
Volksgruppe in- allen. Verwaltungsgebieten, in denen sie mindestens ein
Drittel der Gesamtbevölkerung ausmachen, die deutsche Sprache im

amtlichen Verkehr, gebrauchen können. Es liegt auf der Hand, daß
damit nur ein ganz allgemeiner Grundsatz eines wirklichen Sprachen-
rechtes ausgesprochen wurde. Schon ein kurzer Überblick über die

Regelung der Sprachenfrage in anderen Staaten zeigt, welche Fülle von

Einzelfragen eine vom Geiste der deutsch-ungarischen Vereinbarung
getragene Ausgestaltung dieses Rechtes noch. zu lösen haben wird, wenn

diese wichtige Regelung praktische Bedeutung erlangen sollz).
c) Nicht unerwähnt kann bleiben, daß es für nötig erachtet wurde,

in dem Übereinkommen den deutschen Vplkszugehörigen den freien
Gebrauch ihrer Sprache in Wort und Schrift im privaten und geschäftli-
.chen Verkehr sowie in öffentlichen- Versammlungen ausdrücklich. zu-

zubilligen und die Gleichstellung von Veröffentlichungen (Zeitungen,
Zeitschriften und dgl.) in deutscher Sprache mit solchen in Magya
Sprache anzuordnen. Auch die Ausübung, eines jeden Berufes durch
einen deutschen Volkszugehörigen ungarischer Staatsangehö

&apos; keit unterrig
den gleichen Voraussetzungen und Bedingungen, wie sie,für die anderen.,.
ungarischen Staatsangehörigen gelten, scheint den beiden vertrag-
schließenden Parteien nicht selbstverständlich gewesen.zu sein3).

d) Schließlich sei noch auf eine Bestimmung des Protokolls hinge-
wiesen, die einen Sachverhalt betrifft, dem im NationalitätenkaMpf
Ungarns schon immer besondere Bedeutung zukam.: Alle Maßnahmen,
die dem Zwecke einer zwangsweisen As&apos;similierung, insbesondere durch

Magyarisierung der volksdeutschen Familiennamen, dienen könnten

sollen in Zukunft vermieden werden; den Angehörigen der Volksgruppe
wird das Recht Ongeraumt, einen in ihrer Familie früher geführten Namen
wieder anzunehmen.

I) Vgl. hierzu die vor dem ungarischen Abgeordnetenhaus am 22. November, 1940

,gemachten Äußerungen des Ministerpräsidenten Grafen Teleki über die geringen Kennt-

nisse der Magyaren in der deutschen Sprache (Pester Lloyd VOM 23. November 1940).
2) Um nur einige der wichtigsten Fragen zu nennen: Die Zulässigkeitder deutschen

Sprache auch im Instanzenzuge der Behörden ergibt sich zwar nicht unmittelbar aus

dem Wortlaut des Übereinkommens, man wird sieaber nicht nur aus dem Sinn der Rege-
lung herleiten, sondern dafür auch die Tatsache anführen können&quot;daß die volksdeutschen

Beamten vorzugsweise in den Zentralbehörden, die den volksdeutschen Siedlungsgebieten
üb.ergeordnet sind, verwendet werden sollen. Die Verwendung der deutschen Sprache
im Zivil- und Strafprozeß bietet, besonders bei Prozeßbeteiligten verschiedenerVolks-

zugehörigkeit, ebenfalls eine Reihe von Schwierigkeiten, die nur auf gesetzlichem Wege

angemessen geregelt werden können.

3) Ministerpräsident Graf Teleki hob in seiner Rede, VOM 22. November 1940

allerdings hervor, daß solche7und ähnliche Dinge für diejenigen, die unsere Gesetze

-und unser Gewohnheitsrecht kennen, eigentlich -fast&apos;als &apos;überflüssig erscheinen (Pester
Lloyd VOM 23. November 1940).
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Ministerpräsident. Graf Teleki hat zu dieser Bestimmung des Proto-

kolls vor dem ungarischen Abgeordnetenhaus Stellung genommen,) und

ausgeführt:
Es gibt sodann (im Protokoll) Teile, die neu, sind oder, als neu

erscheinen, die ich aber in einer unmißverständlichen und legalen Form
zu Papier zu bringen für notwendig erachtete. Zum Beispiel die Namens-

magyarisierung, die ich als die letzte Phase eines vollkommenen seelischen

Assimilierungsprozesses betrachte. Es hat aber keinen Sinn, vor dieser

Endphase den Namen zu -ändern und damit falsche Tatsachen vorzu-

spiegeln.
Es ist zu bedauern, daß von so maßgebender Seite nur zu dieser einen,
besonders krassen Form, der zwangsweisen Assimilierung Stellung ge-
nommen wurde, denn das Abkommen verwirft, wie besonders hervor-

gehobenwerden muß, die zwangsweise Assiffiilierung überhaupt und nicht

nur die Namensmagyarisierung als vorzeitig eingeleitete Endphase
eines vollkommenen seelischen Assimilierungsprozesses. Notwendig
wäre eine Klärur der Frage gewesen, welche Maßnahmen als dem

Zwecke einer zwangsweisen. Assimilierung dienend anzusehen sind.

Mit der Bestim daß Angehöriger der deutschen Volksgruppe,
nur ist, wer sich zum Deutschtum bekennt und von der Führung des

I

I

Volksbundes der Deutschen in Ungarn als Volksdeutscher anerkannt

wird, ist, der Volksbund nicht nur als alleinige Spitzenorganisation der,
deutschen Volksgruppe anerkannt 2), es ist ihm auch eine wichtige staats-

rechtliche und politische Stellung zugewiesen. Die Mitgliedschaft im
Volksbund der Deutschen in Ungarn ist Voraussetzung für die Inanspruch
nahme der im deutsch-ungarischen Protokoll vorgesehenen&apos;Rechte. Der

Volksbund verfügt aber auch allein über die Unterlagen, nach denen

beurteilt werden kann, in welchen Verwaltungsbezirken die deutsche

Sprache als äußere Amtssprache angewendet werden kann; denn nicht

die durch die. staatliche Volkszählung ermittelte Zahl der Personen

deutscher Muttersprache ist dafür maßgebend, sondern die Zahl der

Angehörigen der deutschen Volksgruppe. Ebenso.ist diese Zahl maß-

gebend für die anteilsmäßige Besetzung der Beamtenstellen. Es kann

wohl kein Zweifel bestehen, daß solche für die Staatsverwaltung wichtige
Aufgaben vom Volksbund der Deutschen in Ungarn nur durch Anlegung
und sorgfältige Führung eines nationalen Katasters zweckentsprechend
wahrgenommen Werden. können; auch dürfte, es sich erweisen, daß alle

diese Maßnahmen im gahmen und mit den Mitteln des Vereinsrechts
nicht mehr in einer befriedigenden Weise durchzuführen sind.

1) Rede VOM 22. November 1940 (Pester Lloyd vom 23. NOvember 1940).
2) Der Ungarländisch-deutsche Volksbildungsverein dieser Sachlage ent-

sprechend bereits aufgelöst und sein Vermögen dein Volksbünd der Deutschen in Ungarne
übertragen. Die deutsch geschriebenen ]Presseorgane des Volksbildungsvereins(i haben ihr

Erscheinen ebenfalls eingestellt.
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Ministerpräsident Graf Teleki hat in seiner bereits erwähnten Rede

VOM 22. November 1940. entgegen dem klaren Wortlaut des Protokolls,
das durchweg und nicht nur an einer Stelle von der deutschen Volks-

gruppe, und ihrenAngehörigen spricht, u. a. festgestellt:
&gt;.&gt;Und zwar lassen wir den Inhalt des Protokolls für alle gelten,

für alle ungarischen Staatsbürger deutscher Zunge oder Abstammung,
unabhängig davon, ob sie einem Verein oder einer Organisation an-

gehören, die zur Wahrung der Minderheitenrechte oder zur Pflege der
deutschen Überlieferungen gegründet wurden oder nicht.

Sollte, eine derartige Auslegung der klaren Bestimmungen des Protokolls

tatsächlich auch in der Praxis durchgeführt und womöglich noch er-

weitert werden, so würde dem Abkommen sein besonderer politischer
Sinn genommen; es kann der deutschen Volksgruppe in Ungarn keines-

wegs gleichgültig sein, wer praktisch als Volksdeutscher angesehen und

behandelt wird. Die Auslegung, die der ungarische Ministerpräsident den

Bestimmungen des Protokolls gegeben hat, drückt den im Protokoll

als Spitzenorganisation der deutschen Volksgruppe eingesetzten Volks-

bund der Deutschen in Ungarn nahezu zur, BedeututigslosigkeitIerab.
Nach dem klaren Wortlaut des Protokolls steht die Entscheidung darüber,
wer als Angehöriger der deutschen Volksgruppe &apos;anzusehen ist, allein
der Führung dieser Volksgruppe zul sonst niemandem, also auch nicht

der ungarischen Regierung.
Die ungarische Regierung hat inzwischen begonnen, die zur Aus-

führung des deutsch-ungarischen Protokolls erforderlichen gesetzgeberi-
schen Folgerungen zu ziehen. Das Protokoll ist im Amtsblatt veröffent-

licht 1) und damit zur&gt;Üverbindlichen RechtsnOrm erhoben
worden. Der Führer der deutschen Volksgruppe in Ungarn, Dr. Basch,
hat weiterhin auf Grund einer entsprechenden Vereinbarung mit der

ungarischen Regierung Anfang Dezember 194o einen, Aufruf zur Wieder-

verdeutschung magyarisiert-pr Familiennamen erlassen und Ende des. glei-
chen Monat&apos;s den Ausbau des deutschen Schulwesens in Ungarn, die

Schaffung einer deutschen Volkshilfe, einer Volksj.ugendorganisation,
einer Landessportorganisation und die Gründung selbständiger deutscher

Genossenschaften angekündigt z); neben der seit Oktober 1940,erscheinen-
den Deutschen Zeitung, dem Organ der Volksgruppe, hat die ungarische
Regierung im November auf erneutes Ansuchen auch die Herausgabe
einer, wissenschaftlichen deutschen Zeitschrift (Deutsche Forschungen
in Ungarn(,) bewilligt.

Darch eine Verordnung vom i. Februar 19413) ist weiterhin der

Tolksschulunterricht für die Angehörigen der nicht-magyarischen

Budapesti Közlöny vom 28. November 1940-
&apos; 2) Berliner Böisen-Zeitung vom 2,8. Dezember 1940-

3) Regierungsverordnung Nr. 700/1941 M. E., Budapesti Közlöny YOM 2. Februar

1941. Siehe dazu Pester Lloyd vom 4. Februar 1941 und vom S.tandpunkt der deu.tschen
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Volksgruppeii- neu geregelt worden&apos; Diese Neuregelung ist lediglich ein

Anfang der im- deutsch-ungarischen,Protökoll -vereinbarten Gleichstel-

lung der Deutschen und7 der Magyaren auf dem Gebiete des&apos;Schulwesens,
Hervorzuheben ist, daß die Bestimmungen der Verordnung nicht nur

für die deutsche, sondern für alle Volksgruppen Ungarns gelten. Ihrem
Inhalt nach bedeutet die Verordnung jedoch nur eine Verbesserung des

bisherigen Zustandes, aber keine grundsätzliche Neuordnung des Schul-
wesens. Bereits die im Jahre T9223 erlassenen Vorschriften über die Min-
derheitenschulene sahen drei Typen von Volksschulen für die nicht-

magyarischer, Volksgruppen vor, von denen jedoch lediglich der Typ C

(inagyarische Unterrichtssprache, Sprache der Volksgrüppe als Lehr-

gegenstand praktische Bedeutung erlangte. Erst im Jahre 1935 führte
die GömbösIsche Reform an Stelle dieses, zu Unrecht als Minderheits-
schule bezeichneten,Schultyps einen- dem Typ B der Regelung von

1923 entsprechenden Einheitstyp ein, bei dem wenigstens ein Teil der

Fächer -in der Sprache der Volksgruppe unterrichtet wurde. Nunmehr
wurde: durch die neue Schulverordnung für alle diese Schulen (Klassen)
- entsprechend dem- Schultyp A von 1923 - die Sprache der Volks-

gruppe als ausschließliche Unterrichtssprache. eingeführt (§ 2 VO.),
sofern nicht die Eltern der zuden völkischen Minderheiten gehörenden
Kinderunter 15 Jahren die, Beibehaltung des bisherigen Schultyps wün-

schen fl &apos;3 VO,.),- Die magyarische Sprache wird in allen diesen Sch
obligatorisch unterrichtet (§ 4 VO.)

Die Verordnung betrifft also zunächst nur das Volksschulwesen,
nicht auch, wie eine Regelung des Schulwesens im Sinne des deutsch-
ungarischen Protokolls es erfordern würde,

&apos;

das höhere und das
Fachschulwesen. Außerdem beschränkt sich die Einführung der deut--
schen Unterrichtssprache auf die bereits bestehenden Minderheits-&apos;
schulen; neue deutsche Schulen können auf Grund der Schulverordnung
nicht errichtet werden. Es ist zu hoffen, daß die Regierung wenigstens
entsprechende Anweisungen an&apos;die unteren Instanzen erläßt, um zu

verhindern, daß durch einen Druck auf die Eltern die
in der Verordnung angebahnte Neuordnung des Schulwesens ohne prak-
tische Bedeutung bleibt. Der Wortlaut der Verordnung schafft leider
ohnedies Möglichkeiten genug, auf Wegen, die sich der unmittelbaren
Einflußnahme der Regierung entziehen, in erfahrungsgemäß wirksamer.

Weise dem in der Schulverordnung zum Ausdruck gebrachten guten
Willer; der -Zentralbehörden entgegenzuarbeiteni). Schließlich hat die

Verordnung es unterlassen, die als Voraussetzung für einen zweckent-

sprechenden Aufbau des deutschen Schulwesens in Ungarn notwendige
Volksgruppe Mi.J&quot;ttendorf,1 Ungarns neueste, Schulverordnung, V: im Osten 1941,
Heft, 3/4 -S.&apos;2&apos;0.

1) Siehe dazu Mettendorf, a. a. 0.
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deutsche Lehrerausbildung, in die Wege leiten. Die neue Schülverord-

nung ist. also nur ein sehr bescheidener Anfang der im deutsch-ungari-
schen Protokoll von seiten der ungarischen Regierung garantierten Mög-
lichkeit für alle. Kinder der Angehörigen der deutschen Volksgruppe,
unter den gleichen Bedingungen, -wie sie für die ungarischen Schulen

gelten, eine Erziehung auf volksdeutschen Schulen zu erhalten.und zwar

,auf Höheren, Mittleren und Grundschulen, sowie. auf Fachschulen.

2. Die rumänische Regierung hat aus der im deutsch-rumänischen
Protokoll übernommenen Verpflichtung&quot; die Angehörigen der deutschen

Volksgruppe in Rumänien den Angehörigen des rumänischen. Volkstums
in jeder Weise gleichzustellen und die Stellung der deutschen. Volks,

&apos;

gruppe im Sinne der Karlsburger Beschlüsse,) weiter auszubauen, be-.
reits die notwendigen. Folgerungen gezogen. Durch das Dekretgesetz
vorn 2o. November 1940&apos;) wurde die deutsche Volksgruppe in Rumänien
zur rumänischen juristischen Person des öffentlichen Rechts erklärt,
(Art. i). Der Körperschaft Deutsche Volksgruppe in Rumäniengehören
kraft Gesetzes alle rumänischen Staatsbürger an, deren deutsche VolkS7

zugehörigkeit auf Grund ihres Bekenntnisses zum deutschen Volk von

Seiten der Volksgruppenführung anerkannt wird (Art., 2). Die, Ange-&quot;.-
hörigen der deutsc4en.Volksgruppe werden in den Nationalkataster der
deutschen Volksgruppe in Rumänien eingetragen (Art. 2) ; eine Be-

stimmung darüber, wer diesen Kataster führt, enthält das Dekretgesetz
jedoch nicht 3). Der Volksgruppe ist auch ein Gesetzgebungsrecht
geräumt: sie kann mit Billigung des&apos; Führers des, nationallegionären
rumanischen Staates zur Erhaltung und Kräftigung ihres nationalen
Lebens verpflichtende Bestimmungen für ihreAngehörigen erlassen (Art.
4). Nationaler Willensträger der deutschen VolksgruPpe.in Rumanien,

ist die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei. der, deutschen

Volksgruppe in Rumänien( die im Rahmen des rum-änischein. national-
legionären Staates arbeitet (Art. 3).

Mit dieser Verwirklichung der politischen Autonomie der Volks-
gruppe innerhalb des rumänischen Staates ist eine organisatorische. ugd
stautsrechthche Grundlage geschaffen, die einen Ausbau, der Volks-

gruppenorganisation im Sinne der in den Karlsburger Beschlüssen vor-

gezeichneten, Autonomie der Volksgruppe, auf kulturellem Und ver-

waltungsmäßigem Gebiete ermöglicht. Der Ansbauder Volksorganisation. &apos;

wird vor allem- im Gebiete d&amp; Siebenbürger Sachsen, die nach Ab-

I) -Den Wortlaut der hier maßgebenden Teile der Karlsburger Beschlüsse siehe

oben 5- 717f.
2)- Monitorul oficial 1940 Nr. 275 vom 28. November 1940, deutsch auch in Nation

und Staat, Jg. 14 (1940/41), S. 138.
3) Die Frage ist auch von geringer Bedeutung, da:die Entscheidung darüber, wer

der deutschen Volksgruppe angehört und infolgedessen in den Kataster eingetragen wird-,
der deutschen Volksgruppenführung zusteht.
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wanderung der Volksdeutschen aus der südlichen Bukowina und der

Nord-Dobrudscha zusammen mit den Banater Schwaben die Angehörigen
deutschen Volksgruppe in Rumänien bilden, auf eine lebendige- ge-

schichtliche Tradition zurückgreifen können, die in,den letzten 7o Jahren
-von der magyarischen und rumänischen Innenpolitik wohl weitgehend
-zurückgedrängt und ihrer praktischen Bedeutung beraubt werden konnte&gt;
.im Bewußtsein der Siebenbürger Sachsen aber lebendig geblieben ist.

vfi.

Die Räumung der abgetretenen Gebiete durch die Rufnänen und

ihre Besetzung durch die ungarischen und bulgarischen Truppen vollzog
,sich ohne erwähnenswerte Zwischenfälle; im Verlauf der Verhandlungen
--zwischen&apos;Rumänie-n und Ungarn, die auf Grund des Schiedsspruches zur

Regelung seiner sich auf das Grundsätzliche beschränkenden Entschei-

,dungen in Angriff genommen wurden, lebten jedoch die Schwierigkeiten,
die&apos;eine unmittelbare Einigung der beiden Staaten bereits Vorhervereitelt

.-hatten,wieder auf.

i. Nachdem die Räumung des an Pngarn,abgetretenen Gebietes

-innerhalb der Fristen, die die am- i. September 194o in Großwardein zu-

ungarisch-rumänische Militärmission festgesetzt hatte,
bis 13- September), durchgeführt worden war, trat am- 14- September

11940 in Budapest die ungarisch-rumänische Gemischte Kom&apos;inission zur

Regelung der in Punkt 6 des Schiedsspruches erwähnten Fragen über die

Rückgliederung Siebenbürgens&apos; zusammen; die ungarisch&apos;rumänische
hatte ihre Tätigkeit bereits Unmittelbar nach Fällung

Schiedsspruches aufgenommen.
Soweit die Pressemeldungen, einen Schluß zulassen, ist es zunächst

-.nur zu,einer Vereinbarung über die allerdings für die betreffenden Gebiete

lebenswichtige Frage des &apos;Eisenbahridurchgangsve-rkehr5 zum Szek-

-ler-Land gekommen, dessen, Verbindungswege mit..dem übrigen ungäri
schen Staatsgebiet auf rumänischem Staatsgebiet verlaufen. Eine Eini-

gung in den übrigen Fragen ist zunächst gescheitert.
Die zwischen Ungarn und Rumänien über die Regelung der Volks-

.gruppenfragen geführten Verhandlungen wurden am io. Oktober 1940

ergebnislos&apos; abgebrochen. Die rumänische Regierung hat in einem- Me-
- -morandum vom gleichen Tage gemäß Punkt, 7 des Wiener Schieds-

spruches die Vermittlung der Reichsregierung und der italienischen Re-

jgierung angerufen, um die Lage der rumänischen Bevölkerung in Ungarn
zu regeln und den im Wiener Schiedsspruch von seiten Ungarns über-

nommenen Verpflichtungen unmittelbare und vollkommene Wirksam.-

keit- zu verleihen,); in dem Memorandum wird weiterhin festgestellt,

1) Ind6pendance Roumaine, vom 13- Oktober 1940.
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,daß die ungarische Regierung die Verhandlungen über die Volksgruppen-
fragen vereitelt habe. Den hat die ungarische Regierung be-

kanntgegeben 1) daß sie sith von der am io. Oktober 1940 von seiten

Rumäniens vorgeschlagenen Nachprüfung der Beschwerden der ungari-
schen und der rumäniScheD Minderheit durch gemischte ungarisch--
rumänische, Kommissionen kein Ergebnis verspreche, und auf Grund des

Wiener Schiedsspruches die Aufmerksamkeit der. beiden Großmächte

auf die sich immer mehr zuspitzende Lage z) gelenkt und, auf die Gründe

hinweisend, die diese Lage hervorger-u-fen hätten, um ihre Intervention

ersucht habe. Über die Arbeiten,der daraufhin eingesetzten deutsch-

italienischen Kommission zur Untersuchung des rumän.isch-ungarischen
Streites ist nichts bekannt geworden. Ein Vorschlag Rumäniens von An-

fang Januar 1941, die rumänisch-ungarischen Verhandlungen wieder

aufzunehmen, wurde von Ungarn angenomrnen3).
Eine weitere Unstimrriigkeit-.über die Vertragsauslegung entstand in

der Optionsfrage, als die rumänische Regierung in einer amtlichen Be-

kanntmachung vom 22. Februar 1941 Anleitungen zur Durchführung
der im Wiener Schiedsspruch vorgesehenen Option erteilte und dabei da-

von ausging, daß die im Schiedsspruch festgelegte Optionsfrist am 28. Fe-

bruar 1941 endgültig ablaufe. Von ungarischer offizieller Seite wurde

demgegenüberher der Beginn der Frist und die Durch-

führung der Option im einzelnen könne nur im Wege einer Vereinbarung
zwischen beiden Staaten erfolgen; solange eine solche Vereinbarung nicht

getroffen sei, erwerbe niemand, der nach den von rumänischer Seite

erlassenen Bestimmungen auf seine rumänische Staatsangehörigkeit
verzichtet, die ungarische Staatsangehörigkeit.

Dieser Streitpunkt wurde in dem aM 26. Februar 1941 von Rumä-

nien und Ungarn unterzeichneten Protokoll dahin geklärt, daß die im

Wiener Schiedsspruch festgesetzte Optionsfrist zu einem von beiden

Regierungen im gegenseitigen Einvernehmen festzusetzenden späteren
Zeitpunkt dann ihren Anfang nehmen (wird), wenn die beiden Regie-
rungen hinsichtlich der Auslegung und Durchführung von Punkt 3 und 4

des Wiener Schiedsspruches VOM 30. August 1940 unter anderem hin-

1) Erklärung des ungarischen Nachrichtenbüros, abgedruckt im Pester Lloyd vom

i--. Oktober 1940.

-2) Am. g. Oktober 194o hatte der ungarische Ministerpräsident Graf Teleki vor dem

Abgeordnetenhaus erklärt, daß Ungarn seit dem 7. Oktober 1940 gegenüber den Aus-

weisungen von Magyaren aus Rumänien Retorsion übe und eine größere Anzahl führen-

der Rumänen ausgewiesen habe. Die rumänische Regierung stellte demgegenüber in

ihrem Memorandum vom io. Oktober 1940 fest, Rumänien habe. keinen Magyaren aus-

gewiesen.
3) Pester Lloyd vom io. Januar 1941,

4) Siehe Pester Lloyd VOM 23. Februar 1941.

Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. X. 48
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sichtlich der Feststellung dessen, bei welchen Behörden und unter wel-

cheg. Modalitäten das Optionsrecht ausgeübt werden kann, sowie hin-

I
sichtlich der ergehenden Regelung der Frage des Termins der Aussied-

lung und der mit der Aussiedlung zusammenhängenden Vermögensfragen
untereinander übereingekommen sein werden,).

Die Eingliederung der durch den Wiener Schiedsspruch Ungarn zu-

gesprochenen Gebiete in das ungarische Staatsgebiet erfolgte durch das

ungarische Gesetz über die Rückgliederung der befreiten östlichen und

siebenbürgischen Landesteile an die Heilige Krone Ungarns und ihre

Vereinigung, mit Ungarnv). Das Gesetz nimmt die im Schiedsspruch
getroffene Entscheidung an und regelt vor allem die Frage der Staats-

angehörigkeit der Bewohner dieser Gebiete und ihre vorläufige Vertretung
in der gesetzgebenden Körperschaft.

Die ungarische Staatsangehörigkeit erlangten gemäß § 4 kraft

Gesetzes, alle rumänischen. Staatsangehörigeh, die am 30. August 1940
in den rückgegliedertW.ostungarischen und siebenbürgischen Gebieten
ihren ständigen Wohnsitz hatten (Abs. i). Die auf Grund dieser Bestim-

mung erworbene ungarische Staatsangehörigkeit erstreckt sich auch auf
die Ehefrau und auf die ehelichen Kinder unter 24 Jahren (Abs. 2 S. I),
be ehelichen Kindern, deren Vater bereits gestorben ist, wird demgemäß
wohl&apos; grundsätzlich der Staatsangehörigkeitserwerb. der Mutter maß-

gebend sein. Uneheliche Kinder jedenfalls folgen nach der ausdrück-

n B des Gesetzes ihrer Mutter in der Staatsangehörig-liche estimmung
keit (Abs. 2 -S. 23. Die besonderen Vorschriften, die bei der Staats-

angeÜörigkeitsregelung in dem in denjahren 1938 und 1939 an Ungarn
zurückgegliederten Oberland hinsichtlich der Voll- und Halbweisen
dieser Gebiete erlassen wurden 4), fehlen. hier, da das Rückgliederungs-
gesetz von 194o den ständigen Wohnsitz in dem angegliederten Gebiet
während eines längeren Zeitraums als Erfordernis für den Staatsangehörig-
keitserwerb nicht kennt. Schließlich behandelt das Gesetz auch den Er-

werb der ungarischen Staatsangehörigkeit auf Grund des den Bewohnern.

magyarischer Volkszugehorigkeit der bei Rumänien verbliebenen.ehemals

ungarischen Staatsgebiete gemäß Punkt 4 des Wiener Schiedsspruchs
zustehenden Optionsrechtes; Ausübung und Verfahren der Option be-

hält die ungarische Regierung jedoch einer Sonderregelung vor, die ent-

sprechend dem Schiedsspruch und dem mit dem Königreich Rumänien

1) Wortlaut des Protokolls im Pester Lloyd vom 26. und 27. Februar 1941.

2) Gesetz vom .6. Oktober 1940, Ges. Art. XXVI/I940, deutsche Übersetzung in

der Zeitschrift f. osteurop. Recht 7 (1940/41)&quot; S. 394; vgl. dazu Arat6, ebenda S. 326ff-
3) Fraglich ist dieser abgeleitete Staatsangehörigkeitserwerb der Kinder&quot; wenn die

eheliche Mutter sich wieder verheitatet hat oder wenn die uneheliche Mutter einen ande-

ren Mann als den Vater des unehelichen Kindes geheiratet hat.

4) Siehe diese Zeitschr. Bd. X, S. 235ff.
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zu schließenden Staatsvertrag im Verordnungswege erfolgen soll I).
Bis zur Wahl der Mitglieder des Abgeordnetenhauses für dieses Ge-

biet werden die Abgeordneten auf Vorschlag des Ministerpräsidenten
durch Beschluß beider Häuser des Reichstages berufen. Von den auf
diesem Wege einzuberufenden höchstens 63 Abgeordneten wurden bis-
her 46 ernannt, Von denen zwei Abgeordnete Angehörige der deutschen
Vo.lksgruppe sind. Vertreter des Rumänentums wurden bisher nicht ein-
berufen 2).

2. Der Austausch der Ratifikationsurkunden zum Vertrage von

Krajowa fand in Bukarest am 14. September 1940 statt3). Die im Ver-
trage vorgesehenen Gemischten Kommissionen nahmen ihre Arbeiten
am 16. September auf; in der Zeit vom 2o. September bis zum i. Oktober
1940 wurde in den vorgesehenen Zeiträumen die zonenweise. Besetzung
der Süd-Dobrudscha durchgeführt.. Verwaltüngsmäßig erhielt das ab-

g Gebiet in Bulgarien eine gewisse Sonderstellung: Die Süd-
Dobrudscha wurde keinem der bestehenden sieben Landkreise Bulgariens,
eingegliedert, sondern bildet einen eigenen Landkreis, an dessen Spitze
jedoch kein dem Innenminister untergeordneter Kreisdirektor steht,
sondern ein Generalgouverneur, der dem Ministerrat unmittelbar unter-
stellt ist. Der Landkreis Süd-Dobrudscha zerfällt in sieben Amtsbezirke4),
deren Leiter ebenso wie alle übrigen militärischen und Verwaltungs-
behörden dem General ouverneur untergeordnet sind. Für die einzelnen9

Verwaltungszweige sind dem Generalgouverneur zehn Kommissare bei7
geordnet, von denen der für den Ne&apos;usiedlungsplan auf Grund des Be-
völkerungsaustausches zuständige Beamte zweifellos eine besonders

wichtige Aufgabe zu erfüllen hat 5).
Den Erwerb der bulgarischen Staatsangehörigkeit im Zusammen-

wahange mit dem Vertrag von Krajo &apos; regelt das bulgarische Gesetz&apos; vom,
16. November 19406). Auf Grund dieses Gesetzes haben mit dem 15- SeP-
te,mber 1940 zunächst alle rumänischen. Staatsangehörigen nichtrumäni-
scher Volkszugehörigkeit die bulgarische Staatsangehörigkeit erworben,
die an diesem Tage ihren Wohnsitz in dem durch den Vertrag von.Krajowg

Siehe dazu auch oben S. 739f.
Siehe hierzu den Bericht über die Sitzung des ungarischen Abgeordnetenhauses im

Pester Lloyd vom 8. Oktober 1940. Das Zahlenverhältnis der drei, Volksgruppen des

rückgegliederten Gebietes ist demgegenüber nach der rumänischen Volkszählung von 1930&apos;
48,7% Rumänen, 42% Magyaren und 2,5% Deutsche.

3) Das die Ratifikation des Vertrages enthaltende Königliche Dekretgesetz.wurde
im rumänischen Amtsblatt (Monitorul oficial) I, Nr. --i-- vom 12. September 1940 ver-

öffentlicht. Am gleichen Tage erfolgte auch die Veröffentlichung und Ratifizierung des -

Vertrages im bulgarischen Gesetzblatt (Driaven Vestnik) 1940 Nr. 2o6; in der bulgari-
sehenAbwurde der Vertrag am 21. September 194o angenommen.

4) Dobritsch, Silistria, Tutrakan, Baltschik, Kurtbunar, Akandanlar und Kassein.
5) Siehe Nachrichten für Außenhandel VOM 2. Oktober -1-940. 1&apos;

6) Driaven Vestnik Nr. 263 VOM 21. November 1940.

48*-
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an Bulgarien abgetretenen Gebiete besaßen (Art. i). Mit dem gleichen
Tage haben auch alle rumänischen Staatsangehörigen bulgarischer Volks-

zugehorigkeit, die entweder im abgetretenen Gebiet oder in Bulgarien
geboren&apos;wuräen und am Stichtag er1940) ihren Wohnsitz15- Septemb 1

in Bulgarien hatten, die bulgarische Staatsangehörigkeit erlangt (Art. 2).
Rumäffische Staatsangehörigebulgarischer Volkszugehörigkeit, die früher

in der Do.brudscha lebten und entweder in dem an Bulgarien abgetretenen
Gebiet oder iii. Bulgarien&apos;selbst geboren sind, am 15- September 194Q

jedoch, außerhalb
-

Bulgariens (so-wie, des abgetretenen Gebietes) ihren

Wohnsitz, hatten, können die bulgarische Staatsangehörigkeit nur er-

Werben, wenn sie darum beim Justizministerium oder im Wege der bul-

garischen diplomatischen oder konsularisthen&apos;Vertretungen, innerhalb

eines Jahres vom Inkrafttreten des Gesetzes gerechnet, ansuchen (Art - 3) -

Alle jene *rumanische.nSbulgarischer Volkszugehörig-
keit schließlich, die sich auf Grund der Bestimmungen des Vertrages von

l in Bulgarien &apos;ansiedeln, werden mit dem Tage ihrer Einreise

nach Bulgarien bulgarische Staatsangehörige (Art. 4).
Die entscheidende Rolle, die&apos;die&apos; Achsenmächte beim Zustande-

kommen der friedlichen Regelung&apos;der Dobrudscha-Frage gespielt haben,
wurde auch

- anläßlich der Behandlung des Vertrages im bulgarischen
Abgeordnetenhaus unterstrichen. Minister-Präsident FilOff erklärte offen,

ohne Salzburg hätte&apos;dieses Ergebnis nicht erreicht werden können, denn

diese günstige Lösung des Dobrudscha-Problems verdanke Bulgarien
-vor allem der Unterstützun&amp; der deutschen und der italienischen Nation,
ihren. Führern Hitler und Mussolini und ihrer Freundschaft gegenüber
Bulgarien 1). Anläßlich der Abstimmung im Abgeordnetenhaus über den

Haushalt gab der bulgarische Finanzminister die feierliche Erklärung
ab, daß der Vertrag von Krajowa *keine Geheimklauseln enthaltez).

viii.

1

Die Dobrudscha-Frage war, wie auch der Verlauf der Verhandlungen

zeigte, am ehesten geeignet, Gegenstand einer friedlichen Grenzrevision

zu sein, nicht -zuletzt deshalb, weil dieses Gebiet nicht so stark im Vorder-

1) Wortlaut der,Rede in Parole Bulgare vom 2 1 September 1940. Siehe, auch den

T,älegrammwechsel -zwischenKönig, Boris und. dem Führer bzw. dem,Duce, sowie zwischen

,deni bulgarischen Außenminister und dem geichsaußenmi-nister (Bulgarische Wochen-

schau vom 224. September 1940), ebenso die Rundfunkrede des bulgarischen Minister-

präsidenten nach Abschluß. des Vertrages (Pester Lloyd vom- 8. Sepfember 1946).
Die _bulgarische Regierung,übermittelte hbrigens auch der Sowjetregierung den Dank für

e die Sympathien, die sie bei der Rückgliederung der Dobrudscha Bulgarien bezeugt habe

(Agentur TA5,S vom, 12. September 1940),&apos; und, der bulgarische Gesandte in London suchte

den britischen Außenminister aufl um ihm für die Teilnahme Großbritanniens, an der

allgemeinenV in Bulgarien zu danken (Neue Zürcher Zeitung vom&apos; 4- Oktober

19401- 2) Pester Lloyd VOM 23. September 1940.
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grunde einer nationalpolitischen&apos;Auseinandersetzung stand. Die Wieder--
herstellung einer früher bereits vorhandenen Grenze, der Verzicht Bul-

gariens auf früher verfochtene weitergehende Gebieisapspr und&apos;die

im Wege des Bevölkerungsaustausches durchgeführte nationale Flur-

bereinigung haben,der in Krajowa getroffenen Einigung eine Grundlage
verschafft, aus. der StörungselemenIte weitgehend beseitigt sind und die

infolgedessen auch die Gewähr zu bieten scheint, nach Übe&apos;rwindung
der mit der Abtretung und Auseinandersetzung notwendig verbundenen

Schwierigkeiten eine freundschaftliche Annäherung der beiden Staaten

zu ermöglichen.
In&apos;Siebenbürgen liegen die Dinge weiterhin schwieriger. Die -

nicht im Vereinbarungswege, sondern von außen her getroffene Regelung
birgt die&apos;Gefahr, von beiden Seiten als- unbefriedigend empfunden zu

werden, da sie beiden Parteien&apos;Zugeständnisse gegenüber ihren grund-
sätzlichen Forderungen auferlegt&apos;. Diese* an sich schwierige Lage wird
gerade in dem hier in Frage stehenden Gebiet auch noch durch sachliche

Momente erschwert. Die geschichtlichen und geog Gegeben-
heiten bereiten zahlreiche Schwierigkeiten, die sowohl die Interessen

beider Staaten wie auch die wirtschaftlichen und persönlichen Belange,
der Einzelnen stark. berühren.. Da im Rahmen des Schiedsspruches ein&apos;,
Bevölkerungsaustausch nicht durchgeführt wurde, bleibt

-

auch die,

nationalpolitische Auseinandersetzung zunächst weiiigstens. in voller

Schärfe bestehen; denn es ist nicht zil erwarten, daß im Wege der vom

Schiedsspruch vorgesehenen OptiOnsmöglichkeit eine endgültige
&apos;

Be-

reinigung der ungarisch-rumanis Volkstumsgrepzen entsprechend&apos;
der neuen Staatsgrenze erfolgen wird. Die Spannungen zwischen beiden

Staaten sind demgemäß bisher keineswegs beseitigt worden. Es ist zu

hoffen, daß eine Entspannung eintritt, wenn es auf Grund der&apos;im Schieds-

spruch aus-gesprochenen Minderheitengarantien zu einer Einigung zwi-

schen beiden Staaten über die beiderseitigen Volksgruppenfragen ge-
kommen ist.

Die allgemeinen innen-.&quot;und außenp.glitischen Rückwirkungen der

Neuregelung sind in den beteiligten Staaten&apos; naturgemäß-verschieden
stark.

Das Ausmaß der durch die Neuordnung der Staatsgrenzen in Ru-

mänien verursachten innenpolitischen Erschütterung wirderst verständ-

lich, wenn man sich vergegenwärtigt, daß der im Verlauf weniger Wochen
I

ohne kriegerische Auseinandersetzung eingetretene Verlust eines vollen

Drittels des Staatsgebietes und der Staatsbevölkerung das, rumänische
- Volk nahezu unvorbereitet getroffen hat. Eine außenpolitische Kata-

strophe- dieses Umfanges hatte. weder die bisher politisch führende

Schicht Rumäniens noch gar das rumänische Volk für möglich gehalten;
der Rückhalt bei den den Status der Pariser Vororteverträge&apos;garantie-
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renden Westmächten schien eine derartige Entwicklung auszuschließen.

Die außenpölitische Katastrophe hatte zur Folge, dab die seit Jahren.
bestehende innerpolitische Krise in Rumänien mehr und mehr revolu-

tionäre Formen annahm. Der innerpolitische Schwerpunkt verlagerte
sich immer weiter nach rechts, und König Karl II. sah sich ani 4. Sep-
tember 194Ö gezwungen, den der Eisernen Garde nahestehenden Ge-

neral Antone.,scu mit der Regierungsbildung zu betrauen. Durch,König-
liches Dekret vom 5. September 1940 wurde die aM 27. Februar T9ß
verkündete Verfassung aufgehoben und die gesetzgebenden Körper-
schaften aufgelöst. In einem zweiten Dekret vom gleichen Tage wurde

- -General Antonescu, mit uneingeschränkten Vollmachten für die Führung
des rumänischen Staates betraut; bereits am folgenden Tage (6. Sep-
tember 1940) &gt;dankte König Karl II. zugunsten seines Sohnes Michael,
der, als Michael I. zum zweiten Mal den Thron bestieg, ab und verließ am

7. Septeinber Rumänien. Die von General Antonescu alsbald inAngriff
genommene staatsrechtliche Neuordnung steht noch in ihren Anfängen.

Außenpolitisch hat sich Rumänien noch stärker, als in den Wochen

vor dein Schiedsspruch den Achsenmächten zugewandt. Anfang Oktober
1940&apos;hat Deutschland im Zusammenhang mit der in Wien gegenüber
Rumänien übernommenen Garantie auf Wu sch der rumänischen Re-n

gierung eine deutsche Militärmission nebst den notwendigen Lehr-

formationen nach Rumänien entsandt und gleichzeitig deutsche Jagd-
verbände zum zusätzlichen Schut der rumänischen Ölfelder nach Ru-

manien&apos;verlegt; am 23. November 1940 trat Rumänien dem zwischen

Deutschland, Italien und Japan abgeschlossenen Dreimächtepakt bei.

In den beiden anderen Staaten sind die politischen Rückwirkungen
der iii Wien und KrajoWa getroffenen Neuregelung zwar schwächer, aber

doch unverkennbar. Die Verbindung, Uiigarns mit den Achsenmächten

ist noch enger geworden als vorher (Beitritt zum Dreimächtepakt am

20. November 1940), und auch auf die außenpolitische Orientierung
Bulgariens hat die Rückgewinnung der Dobrudscha zweifellos bed,eut
samen Einfluß genommen (Beitritt zum Dreimächtepakt am, i. März

1941; Genehmigung der Entsendung deutscher Truppen nach Bulgarien).
Innenpolitilsch wirkt sich der Gebietszuwachs für Ungarn und Bulgarien
verschieden aus. Bulgarien, das bisher bereits mit einem Anteil, des

Staatsvolkes an der Gesamtbevölkerung von etwa 84 0/&quot; einer der Völ-

kisch einheitlichsten unterden Staaten SüdQsteuropas war&quot;etfährt durch
die Eingliederung der national so stark gemischt besiedelten Süd-Do-

brudscha keine erhebliche Veränderung dieses Gesamtbildes, da die ru-

mänische Volksgruppe aus Bulgarien wohl weitgehend auswandern

dürfte, während die- in Rumänien siedelnden bulgarischen Volkszüge-
hörigen größtenteils nach Bulgarien zurückgeführt Werden., Anders,

lie die Sache in Ungarn. Der Wunsch Ungarns, die vor dem Weltkrieg
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bestehende Grenze wieder zu erlangen, ist durch den von Ungarn* als

verbindlich angenommenen Schiedsspruch, wie im Hinblick auf die

BevOlkerungSstruktur der siebenbürgischen Gebiete zu erwarten war,

nicht erfüllt worden. Hier wie bereits an der West- und &apos;Nordgrenze
Ungarns mußte der im Grunde einseitig historisch-staatsrechtlich aus-

gerichtete ungarische Revisionismus auf seine natürlichen völkischen

Schranken stoßen. Trotzdem hat Ungarn - neben dem größten Teil der

magyarischen Volksgruppe, die die im Friedensvertrag von Trianon an

,Rumänien abgetretenen Gebiete bewohnt - auch erhebliche Teile

anderer Volksgruppen mit dem zurückgegliederten Gebiet übernommen,
sodaß dadurch die bereits,durch die Angliederung ehemaligen tschecho-
slowakischen Staatsgebietes erfolgte Umwandlun&apos;g Ungarns- in einen

Nationalitätenstaat weiter fortgeschritten ist.

Korkisch.

Anhang

-x. Wiener Schlußprotokoll und Schiedsspruch nebst anliegendem
Notenwechsel vOm 3o. August i94o 1)

Protokoll

Bei den Besprechungen, die in Wien am 29. und 30. August 1940 zwischen
den Vertretern Deutschlands, Italiens, Rumäniens und Ungarns über die
zwischen Rumänien und Ungarn schwebende Frage,des an Ungarn abzu-
tretenden Gebietes stattgefunden haben, ist von den Vertretern Rumaniens
und Ungarns auf Grund ihrer Vollmachten an die Reichsregierung und die
Italienische Regierung das Ersuchen gestellt worden,&apos;diese Frage durch einen

Schiedsspruch zu regeln. Die Vertreter Rumäniens und Ungarns haben dabei
erk&apos;lärt, daß ihre Regierungen einen solchen Schiedsspruch. ohne Weiteres
als für sie verbindlich anerkennen würden.

Der deutsche Reichsminister des Auswärtigen Joachim von Ribbentrop
und der Minister des Auswärtigen,. Seiner Majestät des Königs von Italien
und Albanien, Kaisers von Äthiopien, Graf Galeazzo Ciano haben sich&apos;daraufhin
namens und im Auftrag ihrer Regierungen bereit erklärt, dem Ersuchen der

Königlich Rumänischen und der Königlich Ungarischen Regierung zu, ent-

-sprechen, und haben nach nochmaliger Aussprache mitdem Königlich Rumäni-
.schen Minister der auswärtigen Angelegenheiten Michael Manoileseu und dein
Königlich Ungarischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten Graf Stefan

-Csäky- heute in Wien im Schloß Belvedere den erbetenen, nebst Anlage in

Abschrift diesem Protokoll beigefügten Schiedsspruch gefällt und den Ver&apos;
tretern Rumäniens und Ungarns iii doppelter Ausfertigung in deutscher und
-italienischer Sprache ausgehändigt.

Der Königlich Rumänische Minister der auswärtigen Angelegenheiten
-und der Königlich Ungarische Minister der auswärtigen Angelegenheiter
-haben von dem Schiedsspruch und seiner Anlage, Kenntnis genommen und

namens ihrer Regierungen nochmals die Erklärung bestätigt, daß sie den

I) Nach amtlicher Mitteilung.
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ige Regelung annehmen und daß sie sich verpflichten:Schiedsspruch als endgült
ihn vorbehaltlos durchzuführem.

Ausgefertigt in deutscher und in italienischer Sprache in je vierfacher

Urschrift

Wien, am 30. August,I940
gez. Joachim von Ribbentrop

Ciano
Manoilescu

Csäky,

SchiedsspruCh
Die Königlich Rumänische und die Königlich,Ungarische Regierung

haben sich an die, Reichsregierung und die Königlich Italienische Regierung
gewandt mit dem Ersuchen, die zwischen Rumanien und Ungarn schwebende

Frage, des an Ungarn,abzutretenden Gebietes durch einen Schiedsspruch zu

regeln. Auf Grund dieses ErsUchens uÜd auf Grund der von der. Königlich
Rumänischen und der Königlich Ungarischen Regierung mit diesem Ersuchen

verbundenen Erklärung, einen solchen Schiedsspruch ohne weiteres als für

sie verbindlich anzuerkennen, haben der deutsche Reichsminister des Aus-
wärtige Joachim von Ribbentrol? und der Minister des Auswärtigen Seiner

Majestät des Königs von Italien -und Albanien&quot; Kaisers von Äthiopien, Graf.

Galeazzo Ciano nach nochmaliger Aussprache mit dem.&apos;Königlich Rumänischen
Minister der auswärtigen Angelegenheiten Michael Manoildscu und dem König-
lich Ungarischen Minister der auswärtigen Angelegenheiten Graf Stefan Csäky
heute in Wien folgenden Schiedsspruch &apos;gefällt:

i,) Als endgültige Grenze zwischen Rumänien und Ungarn wird die

in die anliegende Karte eingezeichnete Grenze festgelegt. Die genauere Grenz-

ziehung an Ort und Stelle bleibt einer rumänisc4-ungarischen Kommission

überlassen.
2.),Das hiernach an Ungarn fallende, bisher rumänische Gebiet wird

von den rumanischen Truppen innerhalb einer Frist von 14 Tagen geräumt
und in ordnungsgemäßem Zustand an Ungarn übergeben. Die einzelnen

Etappen der Räumung und Besetzung. sowie deren sonstige Modalitäten

sind sofort, durch eine rumänisch-ungarische Kommission festzusetzen. Die

Koniglicii Rumänische und dieKöniglich Ungarische Regierung haben dafür

Sorge getragen, daß sich die Räumung und Besetzung in voller Ruhe und
Ordnung vollzieht.

3.) Alle rumanischen Staatsangehörigen, die am heutigen Tage in dem

von&apos;Rumänien abzutretenden Gebiet ansässig sind, erwerben ohne weiteres

die ungarische Staatsangehörigkeit. Sie sind berechtigt, innerhalb einer Frist

v sechs Monat&apos;&apos;n, für die rumänische Staatsangehörigkeit zu optieren. Die

Personen, die voWdieserh Optionsrecht Gebrauch machen, haben das ungarische
Staat&apos;sgebiet innerhalb einer weiteren Frist von einem Jahre zu verlassen

und werden von,Rurffänien&apos;überlnommen, Sie können ihr bewegliches Ver-

- mögen frei mit sich führen. Sie können ferner ihr unbewegliches Vermögen
i

bis zu ihrer Abwanderung liquidieren und den Erlös gleichfalls frei mit sich

nehmen. Falls ihnen die Liquidierung nicht gelingt, sind sie Von Ungarn zu

en s hädi n. ngarn wird.alle mit der Umsiedlung der Qptanten zusammen-t c a ige&apos; U

hangenden Fragen in großzügiger, und &apos;entgegenkommender Weise behandeln.

4.) Die &apos;dem ungarischen Volkstum angehörenden rumänischen Staats-

angehörigen, die in dem igig von Ungarn an Rumänien abgetretenen, jetzt
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bei Rumänien verbleibenden Gebiet ansässig sind, erhalten das Recht&quot; inner-
halb einer Frist von 6 Monaten für die ungarische Staatsangehörigkeit zu

optieren. Für die Personen, die von diesem Optionsrecht Gebrauch Machen,.
gelten die vorstehend unter 3.) niedergelegten-Grundsätze..

5.) Die Königlich Ungarische Regierung übernimmt,die feierliche Ver-

pflichtung, diePersonen, die auf Grund dieses Schiedsspruches die ungarische
Staatsangehörigkeit erwerben, aber dem rumänischen Volkstum angehören,
den übrigen ungarischen Staatsangehörigen in jeder Weise gleichzustellen.
Die Königlich Rumänische Regierung übernimmt feierlich die entsprechende
Verpflichtung für die in ihrem Staatsgebiet verbleibenden rumanischen

Staatsangehörigen ungarischen Volkstums.

6.) Die Regelung sonstiger sich aus dem Souveränitätswechsel ergebenden
Einzelfragen bleibt unmittelbaren - Verhandlungen zwischen der Königlich
Rumänischen und der Königlich Ungarischen Regierung überlassen.

7.) Falls sich bei der Durchführung dieses Schiedsspruches Schwierig-
keiten oder Zweifel ergeben, werden die Königlich Rumänische und die König-
lich Ungarische Regierung sich hierüber unmittelbar verständigen. Sollten
sie sich dabei über eine Frage nicht einigen können, so werden sie diese Frage
der Reichsregierung und der Königlich Italienischen Regierung zur endgültigen
Entscheidung unterbreiten.

Wien, den 3o. August 1940.
(gez.-) Joachim von Ribbentrop
(gez.) Ciano

4

Anlage&apos;:
Deutsch-rumäniscüer Notenwechsel betreffend -die &apos;Garantie
für die Integrität und Unverletzlichkeit des rumanischen

Staatsgebietes-)

Der Reichsminister des Auswärtigen Wien, den 30. August I94,c&gt;

Euere Exzellenz!
Namens und im Auftrage der Deutschen Regierung habe ich die Ehre,

Euerer Exzellenz folgendes mitzuteilen:
Deutschland und Italien übernehmen mit-Wirkung vom heutigenTage

an die Garantie für die Integrität und Unverletzlichkeit des rumänischen
St aatsgebietes.

Genehmigen Euere Exzellenz die erneute Versicherung Meiner aus-

ge Hochachtung.
gez. Ribbentrop

An. Seine Exzellenz den Königlich Rumänischen Minister
der auswärtigen Angelegenheiten Herrn, Michael Manoilescu.

MINISTERE ROYAL DES AFFAIRES ETRANGERES,

Wien, den 3b. August I94C1
Eure Exzellenz! 4

Namens.und im Auftrage der Königlich Rünlänischeii Regierung habe

ich. die Ehre, den Empfang der Note.Eurer Exzellenz vom heutigen Tage zu

i) Text des gleichlautenden italienisch-rumänischen Notenwechsels,in Relazioni

internaz.ionali, Anno VI &gt;(&quot;94&apos;0), P. 1357.
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bestätigen, wonach Deutschland und Italien&quot;mit Wirkung von heute an die

Garantie&apos;für die Integrität und Unverletzlichkeit des rumänischen Staats-

gebietes übernehmen. Die Königlich Rumänische Regierung hat von dieser

Mitteilung mit Genugtuung Kenntnis genommen und nimmt die Rumänien
gewährte Garantie hiermit an. Genehmigen Eure Exzellenz die erneute Ver-

sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.
gez. Manoilescu

An Seine Exzellenz den Reichsminister des

Auswärtigen Herrn Joachim von Ribbentrop

2. Deutsch-r,umänisches Protokoll über die Stellung der deutschen

Volksgruppe in Rumänien vom 30. August 1940 1)

Protokoll

In dem Wunsche, die Stellung der deutschen Volksgruppe in Rumänien
denfBeziehungen zwischen dem Deutschen,

Reich und Rumänien zu gestalten, haben die Reichsregierung und die Königlich
Rumänische Regierung folgendes vereinbart:

Die Königlich Rumänische Regierung übernimmt die Verpflichtung,
die Angehörigen der deutschen Volksgruppe in, Rumänien den Angehörigen
-rumänischen Volkstums in jeder Weise gleichzustellen und die Stellung der

deutschen Volksgruppe im IS,inne der Karlsburger Beschlüsse zur Erhaltung
ihres Deutschtums weiter auszubauen.

Wien, den 30. August 1940

Für,die Reichsregierung: Für die Königlich Rumänische

Regierung:
gez. Joachim von Ribbentrop gez. Manoilescu
Reichsministei des Auswärtigen Königlich rumänischer Außenminister

3. Deutsch-ungarisches Protokoll über die Stellung der deutschen

Volksgruppe in Ungarn vom 30.August X940 1)

Protokoll

In dem Wunsche, die Stellung der deutschen Volksgruppe in Ungarn
entsprechend den beiderseitigen freundschaftlichen Beziehungen zu gestalten,
haben diekund die Königlich Ungarische Regierung nach-
stehende Vereinbarung getroffen-

Die Königlich Ungarische Regierung gewährleistet den Angehörigen der

deutschen Volksgruppe die Möglichkeitl ihr deutsches Volkstum unein-

.geschräükt zu erhalten., Sie wird dafür Sorge tragen, daß den Angehörigen
de&apos;r deutschen Volksgruppe, aus der Tatsache ihrer Zugehörigkeit zur Volks-

,4rem Bekenntnis zur nationalswialistischen Weltanschauunggruppe und aus i

in keiner Weise und auf
-

keinem Gebiete Nachteile irgendwelcher Art er-

wachsen. Angehöriger der Volksgruppe ist, wer sich zum Deuts.chtum bekennt

und von der Führung des Volksbundes der Deutschen in Ungarn als Volks

-1) Nach amtlicher Mitteilung.
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deutscher anerkannt wird. Entsprechend diesen Grundsätzen wird insbeson-
dere folgendes festgestellt:

i.) Die Angehörigen der deutschen Volksgruppe haben unter Berück-
sichtigung der bezüglichen allgemeinen Vorschriften das&apos;Recht, sich zu or-

ganisieren und Verbände für besondere Zwecke, wie zum Beispiel für Jugend-.
pflege, für Sport, für künstlerische Betätigung usw. zu bilden.

2.) Die Angehörigen der Volksgruppe können in Ungarn jeden Beruf,
unter den gleichen Voraussetzungen und Bedingungen wie die anderen ungari-
schen Staatsangehörigen ausüben.

3.) Die Angehörigen der Volksgruppe werden entsprechend ihrem Anteil
an der Gesamtbevölkerung Ungarns bei der-Besetzung -der ungarischen Be-
hörden und der Zusammensetzung,der Selbstverwaltungskörper, insofern die
Besetzung durch Ernennung erfolgt, berücksichtigt werden. Die volksdeutschen
Beamten sind vorzugsweise bei den Behörden in den volksdeutschen Siedlungs-
gebieten und den ihnen übergeordneten Zentralbehörden zu verwenden.

4.) Alle Kinder der Angehörigen der Volksgruppe sollen die Möglichkeit
haben, unter den gleichen Bedingungen, wie sie für die ungarischen Schulen
gelten, eine Erziehung auf volksdeutschen Schulen zu erhalten, und zwar

auf Höheren, Mittleren und Grundschulen, sowie auf Fachschulen.. Die Aus-
bildung eines geeigneten und ausreichenden volksdeutschen Lehrernachwuchses
-wird ungarischerseits in jeder Weise gefördert werden.

*

5.) Die Angehörigen der Volksgruppe haben das Recht auf freien Ge-
brauch ihrer Sprache in Wort und Schrift sowohl in ih&apos;ren persönlichen und-
wirtschaftlichen Beziehungen als auch in öffentlichen Versammlungen. Die
Herausgabe von Tageszeitungen, Zeitschriften und sonstigen Veröffent-
lichungen in deutscher Sprache wird keinen Beschränkungen unterworfen
werden, die nicht auch für die Herausgabe entsprechender Veröffentlichungen
in ungarischer Sprache gelten. In den Verwaltungsgebieten., in denen die
Angehörigen der deutschen Volksgruppe mindestens ein Drittel der Gesamt-
bevölkerung ausmachen, können sie sich für den amtlichen Verkehr in diesen
Bezirken der deutschen Sprache bedienen.

6.) Die Volksgruppe hat die Befugnis, zu wirtschaftlicher Selbsthilfe
und Ausgestaltung ihres Genossenschaftswesens.

7-) Ungarischerseits werden alle Maßnahmen vermieden werden, die
dem Zwecke einer zwangsweisen Assimilierung, insbesondere durch Magyari
sierung der volksdeutschen Familiennamen dienen könnten. Die Angehörigen
der Volksgruppe haben das Recht, einen in ihrer, Familie früher geführten
1 wieder anzunehmen.

8.) Die Angehörigen der Volksgruppe haben auf kulturellem Gebiete
das Recht zum freien Verkehr mit dem großdeutschen Mutterlande.

Zwischen der Reichsregierung und der Königlich Ungarischen Regierung
besteht volles Einverständnis darüber, daß die vorstehenden Grundsätze
in keiner Weise die Pflicht der Angehörigen der Volksgruppe zur Loyalität&gt;
gegenüber dem ungarischen Staate berühren sollen.

Für die Angehörigen der deutschen VOlksgruppe in den mit Ungarn
wiedervereinigten, bisher rumänischen Gebieten wird folgende besondere

Vereinbarung getroffen:
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Die Königlich Ungarische Regierung wird den -in diesem Gebiete an-

sassigen Volksdeutschen auf deren Antrag die Möglichkeit gewähren, in das
Deutsche Reich umzusiedeln. Die VolksdeutSchen, die von diesem Recht
Gebrauch machen wollen, haben ihren Antrag innerhalb einer Frist von zwei

Jahren vom; Tage dieser Vereinbarung an zu stellen. Bei der Umsiedlung.
können die Volksdeutschen ihr bewegliches Vermögen frei mit sich führen.
Sie können ihr,unbewegliches Vermögen vor ihrer, Abwanderung liquidieren
und den Erlös unter durch die betreffenden Notenbanken zu vereinbarenden

&apos;Bedingungen ausführen beziehungsweise überweisen. Die Einzelheiten der

Umsiedlung werden zwischen der R6ichsregierung und der Königlich Un-

garischen Regierung alsbald festgelegt werden.. Im Rahmen dieser Verein-

barung wird auch die Frage geregelt, unter welchen Bedingungen jenes un-

bewegliche Eigentum, dessen Liquidierung dem Eigentümer in der vor,

gesehenen Frist nicht gelingt, vom ungarischen Staate übernommen wird.
Beide Regierungenwerden sich dabei unter,Berücksichtigung der besonderen
Verhältnisse von den Grundgedanken leiten lassen, die für die,Reichsregierung
und die Königlich Italienische Regierung bei der Regelung der Umsiedlung
der VcIksdeutschen,in Südtirol maßgebend gewesen sind.

Wien, den 3o. August 1940.

Für die Reichsregierung: Für die Königlich Ungarische Regierung:
(gez Joachim v. Ribbentrop (gez.) Gf. Stefan C.säky

Reichsminister des Auswärtigen. Königlich ungarischer Außenminister.

4. Vertrag von krajowa vom 7. September 1940

TRAITt
exitre la Bulgarie et la Roumanie

SA MAJESTE LE ROI DES BULGARES,
d&apos;une part, et

SA MAJESU LE&apos;ROI DE ROUMANIE,
d&apos;autre part,

anim du d6sir de r6gler dans un esprit de compr6hension mutuelle toutes

les questions-ayant trait aux rapports entre les deux Etats et de cr6er les bases

positives en vue d&apos;une collaboration amicale entre-Leurs peuples en contribuant
ainsi au raffermissement de la paix en Europe -sud-orientale,

Ont r de conclure un Trait6 ä ces fins et ont d6sign6 pour Leurs

Pl savoir.:

SA MAJEST LE ROI DES BULGARES:

Monsieur Svefoslav Pom6n&apos;ov, Ministre P16niPotentiaire,
Monsieur Th6okhar Pa,pazoff, Juge .ad-hoc ä la Cour Permanente de

Justice Internationale;

SA M.,AJESU LE ROI DE R.OUMANIE:
Monsieur Alexandre Cretzianu, Ministre P16nipotentiaire;
Monsieur H en r i G eo r g e s M e i t an i, Conseiller juridique aupr du Ministäre
Royal des Affaires Etrang&amp;es de Rouinanie;

1) Alonitorul oficial 1940 1 Nr. 212; Driaven Vestnik 1940 Nr. 2o6, Beilage.
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Lesquels, apr6s avoir 6chang6 leurs pleins-pouvoirs trouves en bonne et

due foTme, sont convenus des dispositions suivantes:

Article Premier.

&apos;Dans le secteur compris entre le Danube et la Mer.Noire, la fronti6re
entre la Bulgarie et la Roumanie sera d6sormais 6tablie de manike A suivre
le trac6 indiqu6 dans le ProtOCole annexe au pr6sent article (Annexe A.).
Ce Prot6cole fait partie int6grante du pr6sent Trait6.

Les modalit6s dd mise-en application du pr6sent article font F,objet d&apos;un
Accord sp6cial entre les Hautes Parties Contractantos (Annexe B.).

Article II.

Sur base du pr6sent Trait6, les Hautes Parties, Contract4ntes d6clarent
solennellement la fronti6re 6tablie entre elles comme 6tant d6finitive et. per-

p6tuelle.
Chacune des Hautes Parties Contractantes -s&apos;engage par cons6quent ;k ne

jamais formuler de pr6tention d&apos;ordre territorial contre Fautre Haute Partie
Contractante.

Article III.

Les Hautes Parties Contractantes sont d&apos;accord pour- proc6der, dans&apos;un&apos;:
d6lai de trois mois ih partir de 1&apos;6change des instruments de ratification du

pr6sent Trait6, -11,&apos;6change obligatoire entre. les ressortissants roumains d&apos;origine
ethnique bulgare des 1)6pz de Tulcea et de Constantza (ce dernier

dans sa d6limitation ant6rieure au 14 juin 1925) et les ressortissants roumains

-d&apos;origine ethnique roumaine des D6partements de Durostor et de Caliacra.
En ce qui concernQ. les ressortissants roumains d&apos;origine ethnique bulgare

et les ressortissants bulgares d&apos;origine ethnique rouniame des autres r6gions
de la Roumanie et de la Bulgarie, l&apos;immigration dans leur pays d&apos;affihit6

,ethnique reste facultative&apos;, dans un d6lai d&apos;un an partir de 1&apos;6change des

instruments de ratification&apos; du pr6sent Trait6.
Toutefois il est entendu que le,Gouvernement Roumain -pourra d6cr6ter

1&apos;6migration obligatoire en Bulgarie: dun noMbre de ressortissants roumains

d&apos;origine ethnique bulgare 6gal -! celui des ressortissants bulgares d&apos;origine
ethnique roumaine, qui auraient exerc6 leur facult6 d&apos;6migrer conformemelit

A Falin6a pr6cMent, - le Gouvernement Bulgare -s&apos;engageant h recevoir sur

son territoire les dits ressortissants roumains d&apos;origine ethnique bulgare.
R6ciproquement, le Gouvernement Bulgare pourra d6cr6ter 1&apos;6migration

obligatoire en Roumanie d&apos;un nombre de ressortissants bulgares d&apos;origine
-ethnique roumaine 6gal celui des r,essortissants roumains d&apos;origine ethnique
bulgare qui auraient exerc6 leur facult6 d&apos;6migrer conform6ment A Falin6a.
deux du pr6sent article, - le Gouvernement Roumain s&apos;engageant A les

recevoir sur son territoire.
Les questions techniq*ues.relatives au.transfert,de populations font Fobjet

d&apos;,un Accord sp6cial entre les Haute&apos;s Parties Contractantes (Annexe C.).

Article IV.

Les questions d&apos;ordre financier d6rivant du pr6sent Trait6 font Fobj et
d&apos;un Accord sp6cial entre les Hautes Parties Contractantes (Annexe,D.).
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Article V.

Les biens ruraux propri6t6s bAties et non-bAties situ6s dans les,
D6partements de Durostor et de Caliacra (dans leur d6limitation ant6rieure au

14 juin 1925), acquis; selon les lois rouMaines et appartenant tous les Roumains,
qui ne sont pas compris dans le transfert de populations, pourront 6tre volon-
tairement et librement liquid6s par leurs pr6pri6taires, sans entraves r6sultant
des dispositions l6gislatives ou administratives bulgarps, dans un, d6lai de
-iS mois .1i partir de 1&apos;6change des instruments de ratification du pr6sen&apos;t Trait6.

Apr6s ce d6lai, les autorit6s bulgares pourront exproprier ces propri6t6s,
contre une juste et pr6alable indemnit6, 6tablie d&apos;apr les 6valuations faites.
par la Commission Mixte pour 1&apos;6change de populations.

Article VI.

II est cr66 une Commission Mixte compos6e de trois membres roumains
et de trois membres bulgares, h laquelle serorit d6f6r6es.toutes les questions
relatives h I&apos;applicatign du pr6sent Trait6, pour la solution desquelles n&apos;aurait

pas 6t6 pr6vue une proc6dure sp6ciale.
La dite Commission aura son si6ge A Giurgiu et se r6unira dans un d6lai

de trois jours apr6s 1&apos;6change des instruments de ratification du pr6sent Trait6.
Si la Commission Mixte Warrivait pas A trouver la solution d&apos;uhe question

dans un d6lai de io jours A partir du moment o-h elle aurait 6t6 saisie, la dite
question sera soumise, A la demande de l&apos;une des.D616gatiOns h la Commission
MiXte, aux deux Gouvernements, pour 6tre r6solue par la voie diplomatique.

Si dans un nouveau d6lai de deux mois A partir du moment oii l&apos;un des
deux Gouvernements aura 6t6 saisi par sa D616gation ;! la Commission Mixte,
le&apos;s pourparlers,par la voie diplomatique Waboutissaient pas A un accord, le
diff6rend sera soumis ;k I&apos;arbitrage.

Chacune des Hautes Parties Contractantes d6signera un arbitre. Les
deux arbitres se mettront d&apos;accord pour la d6signation d&apos;un, sur-arbitre.

En cas de d6saccord, le choix du sur-arbitre sera confi6 A une Puissance
tie&apos;rce d6sign6e de commun accord par les Hautes Parties Contractantes.

Article VII.

Le pr6sent Trait6 sera ratifi6. L&apos;6change des instruments de ratification
aura lieu. A Bucarest jusqu&apos;au 15 septembre 194o au. plus tard.

Fait A Craiova, le sept septembre 194o en double exemplaire.
Pour la Bulgarie Pour la Roumanie

(S) S. POMMOV (s) Al. Cretzianu

(s) Th. Papazoff (s). Henri Georges Meitani

ANNEXE A.
PROTOCOLE.

A Fart. I-er du Trait6 sign6 h Craiova le septe septembre 1940.
i. La nouvelle fronti6re partira du Danube imm6diatement en aval de

Silistra pour aboutir h la Mer Noire;k environ 8 kin. au Sud de Mangalia.
Entre ces deux points extr elle suivra une ligne conventionnelle

laissant (carte I/200.ooo-
- d&apos;une part, la Bulgaxie, les villages de: Kalipetrovo, Kara-Orman,

Kranova, Kadi-Keui (Cadiul),, Terz-Kundu (Ters-Cindu), Ketchi-D&amp;6si
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(PArAul Caprei), Deliyusuf - Kuyussu (PAdureni), Hassantchi (Asane§ti),
DourassY, Enidj6 (Enigea-Haidar) Hissarlik, Tchifut-Kuyussu, Murfatch6
(Predel), Huseintch6 (Viceva) et Akandji (V6LItoarea);

d&apos;autre part, la Roumanie, les villages de: Almaly,.Essekeui, Karvan
Mic, Karvan Mare, Velikeui, Kalaidji (Faurei), Redjebkuyussu (Tudor Vladi-

mirescu), T&amp;6 D6r6si (Valea Tapului), Dobrimir (Dobromir din Deal), Hissarlik
(Cetatea), Hairankeui Dumbraveni), Dokuz.agatch (Magura), D6r6-keui
(Cerchezul), Doulikeui (Darabani), Valaly (VAlcelele), Kadi keui (Coroana)
et Ilanlik (Vama Veche).

2. Une Commission Mixte, compos6e de repr6sentants des deux Hautes.
Parties Cpntractantes, en nombre 6gal des deux c6t6s, commencera A fixer
sur IQ terrain, &amp;s le lendemain de 1&apos;6change des instruments de ratification
du pr6sent Trait6, le trac6 de la nouvelle fronti6re conform6ment aux textes
et aux croquis (6chelle 05o.ooo-6me et I/30.ooo- 6tablis et sign6s le
5 septembre 19o2 par la Commission Mixte bulgaro-roumaine r6unie A Mangalia.

Fait h Craiova, en double exemplaire, le sept septembre 1940.

Pour la Bulgarie Pour la Roumanie

(S) S. Pom (s) Al. Cretzianu

(s) Th. Papazo_9 (s) Henri Georges Meitani

ANNEXE B.

ACCORD

sur les modalit6s d&apos;6vacuation et de transfert du territoire

La partie du territoire de la Dobroudj a comprise entre la fronti6re actuellia
roumano-bulgare et la nouvelle ligne de fronti6re telle qu&apos;elle est d6finie ii
I&apos;art*I du pr6sent Trait6 et h son Protocole Annexe (Annexe A.), sera 6vacu6e

par I.a Roumanie et transf6r6e ;k la Bulgarie dans les conditions ci-apr&amp;s:

i. Tyansfert des biens immobiliers publics.
Le transfert des biens immobiliers publics existant dans le territoire

ci-dessus se fera en quatre tranches, sur base de proc6s-verbaux dress6s et

signes par les del6gu6s autoris6s des deux Hautes Parties Contractantes.

A cet effet le territoire en question sera divis6 en quatre zones s6par6es
respectivement parles lignes L i, L 2, L 3 marqu6es sur la carte au i/2oo.ooo-6me
ci-jointe.

Le Gouvernement Roumain enverra au, Gouvernement Bulgare, d6s le,
lendemain de I&apos;6change des instruments de ratification du pr6sent Trait6,
une liste des biens immobiliers publics existant dans chacune de ces quatre
zones.

A son tour le Gouvernement Bulgare fera connaitre en temps utile au

Gouvernement Roumain les noms des Personnes destin6es A faire la r6ception
des dits biens immobiliers, ces personnes 6tant r6parties en quatre groupes,
correspondant aux quatre zones ci-dessus.

Les d6l6gu6s bulgares destin6s A faire la r6ception des biens immobiliers.

publics situ6s dans la premi&amp;re zone, se pr6senteront non-arm.6s &apos;le 15.septembre
194&apos;o h 18 heures A la station fronti6re Boteni (Botievo) et Turcsmil, o-h ils
seront re par un repr6sentant des deux Sous-Commissions roumaines

mentionn6es au point I de la DECLARATION faisant suite au pr6sent Accord.
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Les trois, autres groupes de d6l6gu6s bulgares se pr6senteront et seront

regus par les m6mes repr6sentants roumains aux m6mes points, respectivement
les ig, 22 et 25 septembre 1940 .1 9 heures.

2. A Ychives.

Les archives,des Communes et des D&apos;6partements, amsi que les archives
des Tribunaux et autresautolrit6s publiques existant dans le territoire transf6r6
A la Bulgarie, seront remises aux autorit6s bulgares. De m6me il leur sera

remis les plans cadastraux qui sont d6pos6s dans le territoire transf6r6. En
,-,e qui concerne les plans, r6gistres et autres documents cadastraux d6pos6s
-A Bucarest, copies certifi6es en seront remises au Gouvernement Bulgare.

3. Evacuation du teryitoiye.

Le territoire faisant Fobjet du pr6sent Accord sera 6vacu6 par la Roumanie
-et occup6 par Farm6e bulgare en quatre 6tapes, entre le 2o septembre et le
i-er octobre 1940;

a) les unit6s militaires roumaines y compris les gardes-fronti6re se

trouvant entre la fronti6re actuelle et la ligne Li. se mettront en marche le
2o -septembr.e A 9 heures, et devront se trouver le m6me jour, au plus tard
A 18 heures, sur la ligne Li. Elles seront pr6c6d6es par les gendarmes, la police
et les autorit6s administratives roumaines qui se trouvaient dans la dite zone;

b) les unit6s&apos;militaires, les gardes-frontike, les gendarmes et la police
-que le Gouvernement Bulgare aurait Fintention d&apos;envoyer dans, la premi6re
zone.ne franchiront la fronti6re, actuelle que le 21 septembre A 9 heures et ne

pourront pas atteindre la ligne Li avant le 21 septembre A 18 heures;
c) le proc6d6 d6crit aux points a) et b),- ci-dessus sera r6p6t6 exactement

-pour chacune des autres trois zones du tetfitoire ;k transf6rer.
Les lignes Li, L2 et L seront, donc:

quitt6es par Farm6e roumaine les 24, 27 et 30 septembre 1940 &apos;k

heures;
franciiies par Farm6e bulgare leS 25, 28 septembre et i-er octobre 1940,

9 heures.
L&apos;arm6e roumaine ainsi que la gendarmerie, la police et les autorit6s

.administratives roumaines devront par cons6quent avoir compMtement 6vacu6
Ja derni6re zone, comprise entre la ligne L3 et ja nouvelle frontike, au plus
tard le 30- septembre 1940 ; heures..

&apos;4. Les mesures. Pratiques a P-Yendye pour que les op6rations d&apos;6vacuation
-etIde transfert se d6roulent en bon ordre et sans incidents, sont pr6vues dans
-la DECLARATION faisant suite au pr6sent Accord.

Toutes contestations r6sultant des op6rations de transfert - y compris
celles relatives, A d&apos;6ventuelles&apos; d6t6riorations d&apos;immeubles publics ou aux

-rnanques qui auraient W constat6s - seront soumise&apos;s 6 la Commission Mixte

-pr6vue h Farticle VI du trait6.

5. Ricoltes de mais, de coton et de tournesol.

Etant donn6 que les personnes comprises dans 1&apos;.6change de populations
ne pourront pas cueillir et transporter leur r6colte de mals, de coton et de

tournesol, les Hautes Parties -Contractantes convien.nent de ce qui suit:
ID6s sa premi6re r6union; la Commission Mixte pr6vue ; Fart. VI du

-pr6sent Trait6 chargera le nombre de Sous-Commissions. Mixtes n6cessaires
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de constater sur place, dans les D6partements de Tulcea, Const4ntza, Durostor
et Caliacra:

d&apos;une part, le total des surfaces ensemenc6es de mais, de coton et de
tournesol n&apos;ayant pas encore ft cueillies et apparte-nant aux pQrsonnes sujettes

1&apos;6change de populations,
et, d&apos;autre part, la production moyenne approximative par hectare.
Sur base des rapports pr6sent6s par les Sous-Commissions, la Commission

Mixte pr6vue A l&apos;art. VI du pr6sent Trait6 6tablira les chiffres forfaitaires
correspondant la production par hectare de mais, de coton et tournesOl non

r6colt6 au moment de 1&apos;6vacuation.
La Commission Mixte 6tablira la quantit r6sultant comme solde en

faveur de l&apos;un des Gouvernements. Elle tiendra compte des rapports des Sous-
Commissions en ce qui concerne les 6tendues ensemenc6es de mais, de colton
et de tournesol qui auraient 6ventuellement W r6colt6es ou d6truites avant
1&apos;6vacuation.

Le Gouvernement d6biteur s&apos;oblige ih transf6rer cette diff6rence en nature
A I&apos;autre Gouvernement, la livraison devant 6tre faite dans un ou,plusieurs
ports du Danube h fixer ult6rieurement par le Gouvernement cr6ancier jusqu&apos;h
la date du i-er mars 1941 au. plus tard.

Le Gouvernement Roumain prendra en sa. possession et deviendra,

propri6taire des quantit6s de mais, de coton et de tournesol appartenant aux

6migrants bulgares et le Gouvernement Bulgare prendra en possession dans,
les m6mes conditions les r6coltes respectives des Roumains des D6partements

-

de Caliacra et de Durostor.

Fait ;k Craiova, en double exemplaire, le sept septembre 1940.

Pour la Bulgarie Pour la Roumanie

(s) POMMOV (s) A 1. Cyetzianu

(s) Th. Papazo_# (s) Henri Georges Meitam

DECLARATION

Par Particle 4 de I&apos;Accord ci-dessus (Annexe B.), les deux Hautes Parties
Contractantes se sont engag6es ;k prendre toutes les mesures pratiques pour
que les op6rations d&apos;6vaciiat.ion et de transfert se d6roiilent en bon ordre et

sans incidents.
Les Hautes Parties Contractantes d6clarent en premier lieu qu&apos;il est

absolument n6cessaire que les op6rations d&apos;6yacuation par Parm6e roumaine
et respectivement d&apos;occupation par 1&apos;arm6e bulgare soient striCtement ex6cut6es
dans les conditions sp6cifi6es A Particle 3 de I&apos;Accord, Ann,6xe B.

Les dites Hautes Parties Contractantes conviennent d&apos;ins6rer, &amp;s
maintenant, dans la pr6sente DECLARATION les mesures pratiques essen-
tielles ci-apr6s, en accentuant toutefois qu&apos;elles ne doivent point 6tre con-

sid6r6es comme limitatives. Les Hautes Parties Contractantes ont. la facult6
de les compl6ter ult6rieurement de commun accord et chacune d&apos;entr&apos;elles
donnera A ses organes d&apos;ex6cution tous les ordres propres h assurer le but

poursuivi.
i. La surveillance des op6rations du transfert des pouvoirs, ainsi que

le contr6le des op6rations d&apos;6vacuation et d&apos;occupation du territoire, seront

assures par une Commission Mixte roumano-bulgare coMpos6e 4e dix membres,
(civils et&apos;militaires), en nombre 6gal des deux c6t6s.

Z. ausl. 6ff. Recht u. V61kerr. Bd. X.
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Cette &apos;Commission sera aid6e par deux Sous-Commissions similaires

11une pour le D6partement de Caliacra, I&apos;autre pour le D6partement de Durostof.

Les&apos; d6l6gu6s bulgares la Commission seront re par les d6l6gu6s
roumains ;k 1a station fronti6re Boteni (Botievo) le 15 septembre 1940 A 18

heures et seront conduits It Bazargic (Dobritch), oii la Commission Mixte aura

son si6ge permanent.
Les d6l6gu6s bulgares aux deux Sous-Commissions seront re -! la

m6me date et a la m6me heure par les d6l6gu6s roumains respectifsl A Boteni

(13otievO) et Turcsmil, d&apos;o-h. ils seront conduits h Baza,rgic (Dobritch) et h

Turtucaia (Toutrakan). Le 25 septembre 1940, A 9 heures, les deuX Sous-

Commissions se rendront respectivement h Casim J. G. Duca) et h Silistra.

Les d6l6gu6s roumains h la Commission et a,ux Sous-Commissions Mixtes

quitteront le territoite transf6r6 h la Bulgarie, le i-er octobre 1940 A: 9 heures,
6tant coiiduits jusqu&apos; la noUVelle fronti&amp;re par les d6l6gu6s bulgares:

2. Les forces ahriennes,&apos;-fluviales et maritimes des deux Hautes Parties
Contractantes n&apos;auront h aucun moment le droit de d6passer la ligne atteinte,

par leurs propres forces terrestres.

3. Les troupes qui partent ne pourront.laisser en arri6re et les troupes qui
occupent ne pourront sous aucun pr6texte 6tre prk6d6es par,des formations

paramilitaires ou des individus munis d&apos;armes h feu.

4. Chacune des deux Hautes Parties-Contractantes donnera des ordres.

formels A ses troupes de s&apos;abstenir de tout pillage et r6primera, avec 6nergie
toute action de cc genre.

Un 6change r6cipro*que d&apos;informations aura,lieu A cet 6gard dans le sein

.de la, Commission Mixte mentionn6e au. point i ci-dessus.

Fait h Craiova, en double exemplaire, le sept septembre 1940-

Pour la Bulgarie Pour la Roumanie

zianu(S) S. POMMOV (s) A *Creh

(s) Th.- Papa;o_9 (s) Henri Georges Meitani

ANNEXE C.

ACCORD

concernant 1&apos;6change de populations bulgare et rournaine,

Article I-er.

Conform6ment A Yart. III du Trait6 entre la Bulgarie et la Roum.anie
conclu 6, Craiova le sept septembre 1940, les Hautes Parties Contractantes.

sont d&apos;accord pour proc6der -dans uu d6lai de trois mois A partir de 1&apos;6change
des instruments de ratification du pr6sent Trait6 h 1&apos;6change obligqtoire entre

les ressortissants roumains, dorigine ethnique bulgare des D6partements de

Tulcea-et de Con-stantza (cc dernier dans sa d6limitation ante&apos;rieure au 14 juin
1925) et les ressortissants roumains d&apos;origine. ethnique roumaine des D6parte-
ments de Durostor et de Caliacra.

En cc qui concerne les ressortissants roumains d&apos;origine ethnique bulgare
et les-ressoTtiss,ants bulgares d&apos;origine ethnique roumaine des autres r6g
de la Roumanie et de la _Bulgarie, l&apos;immigration dans leur pays dIaffinit6

ethni&apos;que.reste facultative dans un d6lai d&apos;un an h.partir&apos;de 1&apos;6change des

instruments de ratification du pr6sent Traite.,
Toutefois il est entendu que le Gouvernement Roumain pourra d6cr6ter

1&apos;6migration obligatoire en Bulgarie d&apos;un nombre de ressortissants roumains
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d&apos;origine ethnique bulgare, 6gal, A celui des ressortiSsants bulgares d&apos;,origine
ethnique roumaine, qui auraient exerc6 leur facult6 d&apos;6migrer conform6ment
h F,alin6a pr6c6dent, le Gouvernement Bulgare s&apos;engageant Ioir sur son -

.territoire les dits ressortissants roumains d&apos;origine- ethnique b.ulgare..
R6ciproquement, le Gouvernement Bulgare ppurra d6cr6ter 1&apos;6migration

obligatoire en Roumanie d&apos;un nombre de ressortissants. bulgares d&apos;origine
Othnique roumaine, 6gal hcelui des ressortissants roumains 4&apos;origine ethnique
bulgare qui auralent exerc6 leur facult6 d&apos;6migTation conform Falinq4
deux du pr6sent article, -7 le Gouvernement Roumain s&apos;e A les
recevoir sur son territoire.

Article 11.

Les personnes quittant la Roumanie,. respectivem.ent la Bulgarie, en

vertu du pr6sent Accord, perdront de plein droit leur qualit6 de citoyen roumain
ou bulgare au moment de leur d6part du territoire des deux !Zqyaumes.

Article III.

Les ressortissants rournains d&apos;origine. ethnique roumaine ou bulgare
ayant d6jh quitt6, depuis le 15 juin iq les D6partements mentionn6s Y
Fart. I-er, seront consid6r6s comme compris de plein droit dans 1&apos;6change de

populations pr6vu par le Trait6_

Article IV.

Les propri6t6s immobili&amp;res rurales appartenant aux ressortissants
roumains d&apos;origine ethnique bulgare qui seront oblig6s de quitter le territoire,

roumain, seront consid6r6es comme biens abandonn6s et deviendront,,en vertu
du pr6sent Accord et &amp;s 1&apos;6change des instruments de rati la propri6t6

I de FEtat Roumain.
Les propri6t6s immobili6res rurales

*

appartenant aux&apos;, Roumains oblig6s:
de quitter en vertu du pr6sent Accord les territoires transf6r6s h la Bulgarie,
deviennent la propri6t6 de FEtat Bulgare, dans les conditions pr6vues dans
Falin6a pr6c6dent.

Les Hautes Parties Contractantes conviennent que les personnes soumises
aux- dispositions du pr6sent Accord, conservent la possession des dites pro-
pri6t6s, jusqu&apos;A leur d6part d6finitif,quidevra 6tre effectu6 jusqu;k Yexpiration
du Mai pr6vu A Fart. I-er du pr6sent Accord, au plus tard.

En cas d&apos;6change facultatif des populations pr6vu par Fal-in6a 2 de

Farticle I-er du pr6sent Accord, les propri6t6s rurales delaiss6es par les ressor-
tissants roumains et bulgares, deviendron&apos;t1a propfiW des Etats respectifs,
au moment de leur d6part d6finitif du terfitoire&apos;de chacune des Hau.tes Parties
Contractantes&apos;.

La propri6t6 immobili6re urbaine apparteDant aux populations faisant
l&apos;objet du pr6sent Accord, reste la, proprift6 priv6e de:,leurs actuels propri&amp;

1 taires et,d lors, soumise aux lois du payS`oi elle est situ6e.
I

Article V.

L&apos;Etat Roumain prend sa charge le d6dommagement -de§ Roumains
d6laissant&apos;letirs biens ruraux situ6s dans les territoir6s transf6r6s h la: Bulgarie.

L&apos;Etat Bulgare d6dommagera les sujets roumains- Id&apos;origme &apos;&apos;bulgare
d6laissant leurs, biens ruraux situ6s dans les- D6partements de,C6nstantza
de Tulcea.

40

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


758 Bericht.e und Urkunden - V61kerrecht

Article VI.

Les personnes faisant Fobjet du, pr6sent&apos;6chailge, conservent la propri6t6
de tous leurs biens metbles corporels et incorporels.

Us personnes seront libres d&apos;emporter avec elles ou de faire transporter
leurs biens meubles de toute nature, b6tail, inventaire agric0le, etc., sans qu&apos;il
leur soit impos6 de ce chef aucun droit ou restriction, soit de -sortie, soit d&apos;entr6e.
L&apos;exportation de l&apos;or et des monnaies, en pi6ces m6talliques ou en papier,
sera r6gl6e de commun accord entre les deux Banque&apos;s d&apos;Emission.

Les autorit6s des deux Hautes Parties Contractantes faciliteront le
transport des personnes formant Fobjet de 1&apos;6qhange de populations et de leurs
meubles.

Article VIL
Il ne pourra ftre apport6 aucun obstacle, pour que-Ile que cause que ce

soit, au d6part d.&apos;une personne appartenant aux pIopulations a 6changer.

Article VIII.

Le Gouvernement Roumain 6tablira les listes des personnes faisant
l&apos;objet de 1echange de populations, dont il est question A I&apos;art. I-er, prelhier
alin6a.

Les int6ress6s dresseront, en double, un. inventaire complet de leurs
immeubles qui sera pr6sent6 la Commission Mixte pr6vue h I&apos;art. IX ci-
apr6s, par l&apos;interm6diaire des autorit6s locales roumaines ou bulgares, qui
rendront I&apos;int6ress6 Fun des doubles dAment certifi6. Les autorites locales,
A d6faut de pr6sentation par les int6ress6s,. dress,eront elles-m6mes les dits
inventaires,

Le Gouvernement Bulgare signalera apr6s Fexpirafion du d6lai fix6
pour 1&apos;6vacuation par les autorit6s roumaines des D6partements de Callacra
et de Durostoi, les Rotimains remplissant les conditions pr6vues k Fart. I-er,
premier alin6a, et ne figurant pas encore dans les listes 6tablies selon le premier
alin6a du pr6sent article.

Article Ix.

UneCommission Mixte compos6e de quatre membres, chacune des Hautes
Parties Contractantes d6signant deuX membres, sera crMe dans un d6lai de
cinq jours, h partir de 1&apos;6c4ange des instruments de ratification du Trait6.

En cas de partage des voix, le d6saccord sera port6 par n&apos;importe laquelle
des deux Parties, dans un d6lai de 15 jours A,partir de la constatation du dit
d6saccord, devant la Commission pr6yue A Fart. VI du Trait6.

La Commission Mixte institut6e par cet article aura le droit de constituer,
chaque fois qu&apos;il lui paraitra n6cessaire,- des Sous-Commissions paritaires,
travaillant sous ses ordres.

La Commission Mixte d6terminera. les pouvoirs .1 d6l6guer aux Sous-
commissions.

Article X.

La Commission Mixte aura pour mission de surveiller le transfert de
populations dont il s&apos;agit, d&apos;apr6s les listes 6tablies conform6ment h Fart. VIII
ci-des,sus&apos;et les op6rations de 1&apos;6change facultatif pr6vu aux alin6as 2 et 3
du premier- article du pr6sent Accord.
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La Commission Mixte aura 6galement pour attribution:
i., De verifier Yinventaire de chaque int6ress6, dress6 conform6ment

I&apos;art. VIII, deuxi6me alin6a, en vue de 1&apos;6tablissement de Tkat pr6vu AL
Yart. XII ci-dpr6s;

2. De d6terminer la consistance des propri6t6s immobili6res bAti6s et

non-bAties des 6migrants dont les droits sont d-ftment reconnus selon les lois

roumaines, en vigueur k la date de 1&apos;6change des instruments de.ratification
du Trait&amp;

Pour les cas de 1&apos;6ch4nge facultatif pr6vu par les alin6as 2, 3 et 4 du I-er
article du pr6sent Accord, 1&apos;6tabligsement des droits de propri6t6 immobili6re
des 6migrants se fera par la Commission Mixte, d&apos;apr6s la loi du lieu oil se

trouve situ6 l&apos;immeuble.

,3. De constater le montant des dettes, cr6ances et droits des personnes
soumises au transfert de p6pulationsl

.4. De proc6der h 1&apos;6valuation des &apos;biens et droits des 6migrants.
La valeur des propri6t6s bAties et non-bhties sera fix6e par la Commission

Mixte sur la base de toutes sortes d&apos;61ements d&apos;information.

Article XI.

La Commission Mixte aura tout Pouvoir de convoquer et entendre&apos;les
int6ress6s et r6glera toutes contestations faites par eux concernant YinscriPtion
dans les listes des 6migrants ou relatives leurs biens et droits vis6s par le

pr6sent Accord.
En g6n6ral, la Commission Mixte aura tout pouvoir d&apos;6tablir la proc6dure

h suivre et de prendre les mesures n6cessaires, afin de r6soudre toutes les

questions souleve&apos;es par 1&apos;ex6cutiop du pr6sent Accord, exception faite des

litiges qui sont de la comp6tence des instances judiciaires ordinaires.

Article XII.

La Commission Mixte dressera &apos;un. 6tat des biens sp6cifi6s I&apos;art. X,
points 2 et 3, appartenant A l&apos;int6ress6, .1&apos;6valuation de ses. biens et des charges
les grevant, actif et passif du patrimoine entrant dans le cadre. du pr6sent
Accord.

Les 6tats sus-mentionn6s seront dresse&apos;s en.quatre exemplaires, dont
l&apos;un sera conserv6 aux archives de la Commission Mixte, deUx ex,emplaires
seront remis h chacune des Hautes Parties Contractantes. qui 6tabliront

l&apos;indemnisation individuelle due par elles h chaque int6ress6 conform6ment
Yart. V ci-dessus et pourront, le cas 6ch6ant, proc6der h la liquidation de ses

obligations personnelles et au d6gr6vement des charges affectant les immeubles
ruraux; le quatri6me exempl,aire sera remis A l&apos;int6ress6.

La Commission Mixte 6tablira le sold,e g6n6ral r6sultant des Oats indi-

viduels, concernant les, proprift immobili6res rurales. Ce sqlde sera consid6r6

coninle, une cr6ance d,&apos;Etat;k Etat et il sera r6gl conform6ment aux dispositions
comprises dans I&apos;Accord Financier annexe au Trait6 (Annexe D.).

Pour 1&apos;6change facultatif, le solde sera 6tabli A 1&apos;expiration de.1&apos;ann6e
pr6vue comme terme de cet 6changp, h I&apos;alin6a 2 de I&apos;article I-er.du pr6sent
Accord et sera comme cr6ance,dEtat A Etat,.

Article XIII.

La Commission Mixte aura recours pour toutes les notifications, con-

vocations, etc. ;k faire, aux autorit6s administratives du pays respectif.
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Article XIV.

Les frais n6cessit6s par le. fonctionnement de la Commission Mixte et

do ses or anes seront, suppor&apos;t6s, en partie 6gale par chacune des deux Hautes
Parties Contractantes.

Article XV.

Le pr6sent Accord entrera en. vigueur en meme temps que le Trait6
conclu A Craiova, le sept septembre, 1940, dont il fait partie int6grante.

Fait A Craiova, le sept septembre 1940, en double exemplaire.
Pour la Bulgarie Pour la Roumanie

(S) S. -POMMOV (S) A 1. Cretzianu

(s) Th. Papazo_ff (s), Henri Georges Meitani

ANNEXE D.

ACCORD FINANCIER

La Bulgari&apos;e et la Roumanie sont.-d&apos;accord pour renoncer d6finitivement
a toute pr6tention d&apos;ordre financier d&apos;Etat A Etat,. r6sultant du transfert de
territoire pr6vu h I&apos;art. I-er du,Trait6 sign6 Craiova le sept septembre 1940
et de 1&apos;6change de populations pr6vu A I&apos;art. III de Qe m6me Trait6 (complW
par l&apos;Accord Annexe relatif A 1&apos;6change de populations), moyennant payem.ent
par le Gouvernement Bulgare au Gouvernement Rournain. d&apos;une somme

forfaitair6 de un milliard lei, qui sera mise A la disposition du Minist6re des
Finances de Roumame en deux tranches 6gales la date du,i,5 janvier 1941
et du 15 janvier 1942.

Par 1&apos;eff,et du dit Accord forfaitaire, I&apos;Etat Roumain renonce irr6vo-
cablement A toutes pr6tentions d&apos;ordre financier envers I&apos;Etat Bulgare, r6sultant
du Trait6 conclu A Craiova le sept septembre 1940, notamment:

Toutes pr6tentions relatives h 14 quote-part de la dette publique roumaine,
proportionnelle, aux territoires c6d6s; - aux investitions et A la plus-value
en r6sultant, aux constructions de I&apos;Etat, autorit6s roumaines et institutions

publiques et d&apos;ordre,public (province,d6partements,. communes, r6gies autono

meS, Banque Nationale de Roumanie, Cr6dit D6partemental, Caisse des D6p6ts
et Consignations, Caisse d&apos;Epargne et Ch6quQs, Coophatives) faites, bAties
ou acquises depuis 1913 dans ce m6me territoire; - aux ct6ances de I&apos;Etat
Rournam envers les deux. d6partements trapsf6r6s, leurs sous-pr6fectures
et communes; -.aux cr6ances r6sultant de cr6dits accord6s par des institutions

publiques (Cr6dit D6partemeutal, Cr6dit Communal, Caisse des Wp6ts et

Consignations, Caisse,..d&apos;Epargne et Ch6ques, C90p6ratives) aux D6partements
de Durostor et do Caliacra et aux Communes d6pen.dant de ces deux, D6-

partements;, - aux cr6ances fiscales de toute nature&apos;, non encore. pay6es de
I&apos;Etat Rournain contre les personnes restant dans le territoire transfWl et les
resso,rtissants&apos; rournains d&apos;origine ethnique bulg4re quittant la Roumanie en

vertu de I&apos;Accord r6glant 1&apos;6change de populations; - A la quote-part.suppo
par I&apos;Etat Roumain des r6ductions des dettes b6n6ficiant de la loi sur la con-

version des dettes agraires et urbaines en vigueur en .Roumanie; - aux

cr6ances r6sultant de la Loi des Assurances Sociales; - aux cr6ances 6chues
de I&apos;Etat, autorit6s rournaines, institutions publ et d&apos;brdre public re-

pr6sentant des loyers, fermages, etc.; - au. solde 6ventuel en faveur de la.
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Roumanie, r6sultant de 1&apos;6change de populations pr6vu par I&apos;art. III du Trait6
conclu Craiova le sept septembre 1940- (et I&apos;Accord Annexe au dit article).

En Vertu du m Accord. foTfaitaire, I&apos;Etat Bulgare renopce irr6-
vocablement h toutes pr6tentions d&apos;ordre financier envers I&apos;Etat. Roumaih
r6sultant du ,Trait6 de Bucarest du :28 juillet (io Aofit 1913) ou du Trait6
conclu k Craiova le sept septembre 1940,,notamment:

Pr6tentions de 1&apos;Etat Bulgare relatives aux imm ou h leur valeur

ayant appartenu h cet Etat et pass6s en vertu du TraW de 103 -A I&apos;Etat&apos;
Rournain, -et ali6n6s par ce dernier des personnes priv6es; aux surfaces
de terre propri6t6s priv6es, A leur yakur et A la contrevaleur de leur jouissance,
ayant&apos;fait l&apos;obj et du rachat de la dime, par abandon,! I&apos;Etat Roumain du tiers
de ces propri6t6s priv6es, situ6es dan9je territoire faisalit l&apos;objet du transfert
de territoire pr6vu par I&apos;art. I du Trait6; - relatives 1&apos;exercice et I&apos;appli-&apos;
cation des lois roumaines pour la r6forme agraire, dans ce m6me territoire; -
relatives ;! toutes indemnit6s pr6tendues individuellement par quiconque,
sujet d&apos;origine ethnique bulgare, demeurant dans le dit territoire depuis 1913,
du fait de 1&apos;exercice par I&apos;Etat Roumain de sa souverainet6, de tout acte de

Gouvernement, d&apos;autorit6 ou de gestion administrative et en g6n6ral de tout
fait ou abstention des autorit6s roumaines dans ce territoire; - relatives au.

montant des pensions pay6es par I&apos;Etat- Bulgare ;k ses ressortiSsants&apos;du m6me
territoire devenus citoyens roumains en 1913; - au solde 6ventuel rkultant
en faveur de la Bulgarie de I&apos;Accord pour 1&apos;6change de populations.&apos;

Toutes les questions d&apos;ordre financier et 6conomique resultant du, Trait
conclu I.Craiova, le sept septembre 1940, autres; que celles,r6gl6es par I&apos;Accord-
forfaitaire.ci-dessus, feront l&apos;objet dun Accord sp6ciql h conclure entre les
deux Gouvernements.

Fait -I Craiova, en double exemplaire, le sept septembre 1940.
Pour la Bulgarie Pour la

-

Roumanie

(s) S. Pominov (s) A I. Cyetzianu.

(s) Th. Papazo Des Meitani&apos;ff (s) Henri Geo.yg

Craiova,, le sept septembre 1940:*
Monsieur le Pr6sident,

Vous avez bien voulu me&apos;Aemander que les ressortiss -roumams

d&apos;origine ethnique bulgare et turque habitant le te.rritoire devant 6tre tr-
A la Bulgarie, astrein-tS aux obligations du service militaire; soient libft6s et

renvoy6s h leurs foyers.
A la suite de la communication que je viens de recevoir de I&apos;Etat-Maj or

G6n6ral de I&apos;Arm6e Rournairie, j&apos;ai I&apos;honneur de Vous faiie sav6ir, qim toiis
les militaires en question, h quelque classe qu&apos;ils appartiennent, ont W lib6r6s
de tout&apos;e obligation militaire, vis-,-I-vis de I&apos;Etat Roumain et qu&apos;ils se trouv6flt,
A 1&apos;heure actuelle, A leurs foyers.

Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assuranceIsl de ma haute oii-
&apos;sid6ration.

(s) Al. Cretzianu
Son Excellence
Monsieur Svetoslav Pom9nov,
Ministre P16nipotentiaire,
Pr6sident de la D616gation Bulgare.

En Ville.&apos;
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Craiova, le 7 septembre 1940.
Monsieur le Pr6sident,
J&apos;ai Fhonneur d&apos;accuser r6ception et de prendre acte de la lettre en date

du sept septembre 1640, par laquelle Vous avez bien voulu me communiquer
ce qui suit:

Wous avez bien voulu me demander que les ressortissants roumains

d&apos;origine ethnique bulgare et turque habitant le territoire devant 6tre transf6r6
la Bulgarie, astreints aux obligations du service militaire, soient lib6r6s

et renvo A leurs foyers.
A la suite de la communication que je viens de recevoir de l&apos;Etat-Major

G6n6ral de I&apos;Arm6e Roumaine, j&apos;ai Phonneur de vous faire savoir que tous les.
militaires en question, A quelque classe qu&apos;ils appartienn.ent, ont 6t6 lib6r6s.
de toute obligation militaire vis-.-I-vis de I&apos;Etat RoUmain et qu&apos;ils se trouvent,

11heure actue&apos;lie, A leurs foyers#.
Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute con-

sid6ration.
(s) S. POMMOV

Son ENcellence
Monsieur Alexandre Cretzianu.,
Ministre P16nipotentiaire,
Pr6sident de la D616gation Roumaine.

En ville.

Craiova, le 7 septembre 1940.
Monsieur le Pr4sident,
J&apos;ai Fhonneur de Vous confirmer que le Gouvernement Roumain fait

6tablir la liste des ressortissants roumains d&apos;origine ethnique bulgare domicili6s
dans les D6partements de Tulcea, Constantza, Durostor et Caliacra, condamn6s
ou poursuivis pour crimes et Wits de nature politique, afin de la soumettre
A Sa Majest6 le Rgi de Roumanie en vue dune mesure de grAce e.P leur faveur.

Au cas oii&quot;parmi les dits ressortissants, il se trouverait des personnes
priv6es de leur libert6 pour des raisons de nature politique, en vertu de mesures

administratives, le Gouvernement Roumain aura soin de les faire relhcher.
Veuillez agr6er, Monsieur, le Pr6sident, les assurances de ma haute

consid6ration.

(s) Al. Cyetzianu
Son Excellence
Monsieur Svetoslav PoWnov,
Ministre P16nipotentiaire,
President de l.a D616gation Bulgare.

En ville.

Craiova, le 7 septembre 1940&apos;.
Monsieur le Pr6sident,

J&apos;ai- Phonneur d&apos;accuser r6ception et de prendre acte de Votre lettre dat6e
du sept septembre 1940, par laquelle Vous avez bien voulu me communiquer
ce qui suit:

)&gt; J&apos;ai. Fh&apos;onneur de Vous confirmer que le, Gouvernement Roumain fait
6tablir la liste des ressortissants roumains d&apos;origine ethnique bulgare domicili6s
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dans les D6partements de Tulcea, Constantza, Durostor et Caliacra, condamn6s
ou poursuivis pour crimes et d6lits de nature politique, afin de Ia soumettre-
&apos;i Sa Majest6 le Roi de Roumanie en vue d&apos;une mesure de grAce en leur faveur.

Au cas ou parmi les dits ressortissants, il se trouverait des personnes
priv6es de leur libert6 pour des raisons de nature politique, en vertu de mesures,

administratives, le Gouvernement Roumain aura soin de les faire relAchen(.

Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma h&apos;aute con-

sid6ration.

(s) S. Pom9nov
Son Excellence
Monsieur Alexandye Cyetzianu,
Ministre P16nipotentiaire,
Pr6sident de Ia. D616gation Roumaine.

En Ville.

Craiova, le 7 §eptembre 1940-
Monsieur le Pr6sident,

J&apos;ai I&apos;honneur.de Vous communiquef ce qui suit:

Dans son d6sir de conserver le souvenir de Ia part glorieuse que Farm6e
rourna,me a prise dans Ia guerre Russo-Turque de 1877-78 qui aboutit &apos;! Ia,
lib6ration&apos;de Ia Bulgarie, le Gouvernement Bulgare a d6cid6 de prendre A sa.

charge 1&apos;entretien de I&apos;6glise comm6morative roumaine &apos;A Grivitza. Une garde
sp6ciale sera nomm6e par le Minist6re de Ia Guerre qui aura aussi le soin de.,
faire c6l6brer le 3o ao-ht de chaque ann6e, jour de Ia bataille de Grivitza, un

I

service pour le repos d&apos;Ame des RouMains&apos;morts au champ d&apos;honneur.

Le Gouvernement Bulgare accordera 6galement toute son attention-,
A 14 question des autres monuments comm6moratifs de Ia part prise par Farm6e-,
roumaine A Ia guerre de 1877-78,

Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute con-

sid6ration.

(s) S. POM
Son Excellence
Monsieur Alexandye Cretzianu,
Ministre P16nipotentiaire,
Pr6sident de Ia D616gafion Roumaine.

En Ville.

Craiova, le 7 septembre.1940-.-
Monsieur le Pr6sident,

J&apos;ai I&apos;hqnneur d&apos;accuser r6ception et de prendre acte de Ia lettte en date
du sept septembre 1940, par laquelle Vous avez bien voulu. me communiquer-
ce qui suit:

))Dans son d6sir de conserver le souvenir de Ia part glorieuse que Farm6e
roumaine a prise dans Ia Guerre RuSS07Turque de 1877-78 qui aboUtit A Ia
lib6ration de Ia Bulgarie, le Gouvernement Bulgare a d6cid6 de prendre sa

charge Fentretien de I&apos;6glise comm6morative roumaine i&apos;t Grivitza. Une garde
sp6ciale sera nomm6le par le Minist6re de Ia Guerre qui aura aussi le soin da.
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faire c6l6brer le jo&apos;ao-ftt de chaque ann6e, jour de la bataille de Grivitza, un3
service pour le repos d&apos;Ame des Roumains morts au champ d&apos;honneur.

Le Gouvernement Bulgare accordera 6galement toute son attention..k.la

question des autrps monuments comm6moratifs de la part, prise par I&apos;arm6e

roumaine .1 la gU&apos;erre de 1877-i878&lt;(-
Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute con-

sid6ration.
(s) Al. Cretzi,anu

,Son Excellence
Monsieur Svetoslav Pom9nov,
Ministre P16nipptentiaire,,
Pr6sident de la D616gatiOn Bulgare.

En Ville.

Craiova, le 7 septembre 1940.
Monsieur le Pr6sident,
J&apos;ai l&apos;honneur de Vous communiquer ce.qui suit:

D6sirant conserver A Balcic le caract6re de ville de vill6giature, le, Gou-

vernement Bulgare -a d6cid6 de ne pas consid6rer ks villas, construites dans

ses environs et principalement en direction d&apos;Ekr6n6, comme des propri6t6s
rurales sujettes expropriation.. De la sorte, leurs Propri6taires,ressortissants
roumains, pourront en -disposer gr6.

Veuillez agr6 Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute con-

sid6ration.
(s) S. Pom9nov

.Son- Excellence
Monsieur Alexandre Cretzianu,
Ministre P16nipotentialre,
Pr6sidQnt de la D616gation Roumaine.

En Ville.

Craiova, le 7 septembre 1940.
Monsieur le Pr6sident,

J&apos;ai Phonneur d&apos;accuser r6ception et de prendre acte de Votre lettre

dat6e dusept septembre 1940, par laquelle Vous avez bien voulu me com-

muniquer ce qui suit:
#Desirant conserver A Balcic le caract6re de ville de vill6giature, le

Gouvernement Bulgare, a d6cid6 de ne pas consid6rer les villas, construites

dans ses environs et,principalen-xent en-direction d&apos;Ekr6n6, comme des pro-

pri6t6s rurales sujettes h expropriation- De la sorte leurs propriftaires, res-

sortisssants roumains, pourront en disposer h leur gr6 &lt;(.

Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute con-

sid6ration.
(s) Al. Cyetzianu.

Son Excellence
Monsieur Svetoslav _PomMov,
Ministre P16nipotentiaire,
Pr.6sident de la D616ption Bulgare.

En Ville.
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Craiova, le 7 septembre 1940-&apos;
Monsieur le Pr6sident,
Vous m&apos;avez saisi 4e la question des bons de r4quisitio&apos;n 6mis,depuis le

21 mars 1939, par les autorit6s mili&apos;taires roumaines pour des prestations&apos;faites
par des ressortissants rOumains&apos;d&apos;10rigine ethnique bulgare donlicili6S dans les

D6partements de Caliacra, Durostor, Tulcea et Constantza.

J&apos;ai I&apos;honneur de Vous faire savoir que le Gouvernement Roumain consent

A ce que les dits bons lui soient pr6sent6s par le Gouvernement Bulgare en

d6duction de la somme forfaitaire pr6vue dans I&apos;Accord Financier annex6

(Annexe D.) au Trait6 conclu. aujourd&apos;hui -! Craiova.
Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assuranceSde ma haute -con-

sid6ration.

(s) Al. Cretzianu
Son Excellence
Monsieur Svetoslav PomMov,
Ministre P16nipotentiaire,
Pr6sident de la D616gation Bulgare.

En Ville.

Craiova, le 7 septembre 940.
Monsieur le- Pr6sident

J&apos;ai I&apos;honneur d&apos;accuser rkepti6n et Ide prendre acte de la lettre en date
du sept septembre 1940, par laquelle Vous avez bien voulu me communiquer
ce qui suit:

Wous m&apos;avez saisi de la question des bons de r6quisition 6.1nis, depuis le

21 mars 1939, par les autorit6s militaires roumaines pour des- prestations
faites par des ressortissants roumains d&apos;origin.e ethnique bulgare - domicili6s
dans les D6partements de Caliacra, Durostor, Tulcea et Constantza.

J&apos;ai Phonneur de Vous faire savoir que&apos; le Gouvernement Roumain
-consent h ce que les dits bons lui soient pr6sent6s par le Gouvernement Bulgare
en d6duction de la somme forfaitaire pr6vue&apos;,dans IAccord Financier annex6

(Annexe D.) au Trait6 conclu aujourd&apos;hui ;k Craiova&lt;(.

Veuille agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute.con-
sid6ration.

.(s),.S. ROMMOV
Son Excellence
Monsiew Alexandye Cyetzianu,
Ministre Pl6nipo
Pr6sident de la D616gation Roumame.

En Ville.

Craiova, le 7 septembre 194o.
Monsieur le Pr6sident,
Jai Phonneur de Vous signaler Pimportance capitale que pr6s6ntent

pour la navigation les phares de Sabla et de Caliacra, le.radio-phaxe,de Caliacka
et les installations de signalisation du port, de. Balcic..

J&apos;;ai I&apos;hlonneur de vous remettre,ci-joint les caract6ri§tiques d6g&apos;dits-

phares et radio-phare, en vous priant do bien vouloir me confirmer que le
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Gouvernement Bulgare s&apos;engage h entretenir les inSLallations mentionn6es
au premier alin6a ci-dessus et h- veiller A ce que leur fo&apos;nctionnement continue
h 6tre, assur par n&apos;importe quel temps, afin. que la s6curit6 de la navigation
ffit mainienue.

Veuill.ez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute con-

sid6ration.

(s) Al. Cretzianu
Son. Excellence
Monsieur Stietoslav PoWnov&apos;
Ministre P16nipotentiaire,
P.r6si(lent de la D616gation Bulgare.

En Ville.

Craiova, le 7&apos;septembre 1940-

NOTE

contenant les caract6ristiques des phares de Sabla et de Clahacra, ainsi

que celles du radio-phare de Caliacra

Le Phare de Sabla.

Coordonn6es g6ographiques: 43&apos; 32&quot; 30&quot; N - 28&apos; 38&quot; 50&quot; E.

Description sommaire: Tour &apos;octogonale peinte en bandes blanches et

ronges; hauteur 30,5 In.

Hauteur du foyer lumineux: 36,o m. au-dessus du niveau de la rher.
Port6e: 17 milles- marins.

Caract6ristiques: 3 6clats blancs dans une p6riode de25 ainsi

group6s: 0,36&quot;&apos; 6clat + 2,77&quot;&quot; 6clipse + 0,36&quot; 6clat + 10,57&quot; 6clipse + 0,36&quot;&apos;
6clat + 10,58 *6clipse.

Le Phaye du Cap Caliacya.

Coordonn6es g6ographiques: 4302I&apos;451-&apos;N 28&quot;30&quot;30&quot; E.

Description sommaire: Tour ronde peinte en blanc sur bAtisse blanche;
hauteur 7,9 In-

Hauteur du foyer lumineux: 67,2 m. au-dessus du niveau de- la mer.

Poft6e: 21 milles marins.

Caract6ristiques: 6clat blanc A 5 seconqes de..periode, soit o, 6clat
+ 4,3&quot; 6clipse.

Radio-Phare du Cap Caliacra.

Coordon6es g6ographiques: 431121&quot; 45&quot;, N 28&quot; 30&quot; 30&quot; E.
Type: Marconi W. B. i.

Puissance dans le circuit de Fantenne: 200 W.
Ondes: entretenues - modul6es.

Longueur d&apos;onde: 970 n*&apos;.

Consommation,totale: 500 W-
Antenne: bifillaire de 75 In. sur pyl6nes metalliques de:2i m. de hauteur.
Source d&apos;6nergie: Usine propre compos6e de 2 groupes

3,5 kw. et une batterie d&apos;accumulateurs h 24o A heures, 50 V, h recharge
automatique.
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I Caract6ristique de I&apos;6mission

(enti6r automatique):
a) Par beau, temps, on 6met la lettre Z r6p6t6e 6- fois en 30&quot;,

puis une pause de 15&apos;-; cette p6riode de 45&quot;&apos; est r6p6t6e 6 fois en 4&apos; 30&quot;&apos;, Puis
un silence de 15&quot; 30&quot;&apos;;,Ie cycle entier est de 2o minutes; les cycles recommencent
sans interruption.

b) Par temps de brouillard, le silence de 15` 30&quot; est supprim6, la p6riode
d&apos;6mission sp6cifi6e au point a) ci-dessus 6tant x6pWe continuellement.

Craiova,,Ie 7 septembre 1940.
Monsieur le Pr6sident,
Vous avez bien voulu me siknaler Fimportance capitale que pr6sentent

pour la navigation les phares de Sabla et de Caliacra, ainsi que le radio-phare&apos;
de Caliacra, dont Vous m&apos;avez remis les caract6ristiques.

En Vous en accusant r6ception, j&apos;ai Fhonneur de Vous faire savoir que
le Gouvernement Bulgare s&apos;engage entretenir ces installations, ainsi que
celles de signalisation du port de Balcic, et A veiller .1 ce que leur
fonctionnement continue A 6tre assur6 par n&apos;importe quel temps, afin que la
s6curit6 de la navigation f-ht maintenue.

Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute&apos;con-
sid6ration.

(s) S. Pomgnov
Son Excellence
Monsieur Alexandre C7etzianu,
Ministre P16nipotentiaire,
Pr6sident de la D616gation Roumaine.

En Ville.

Craiova, le 7 septembre 1940.
Monsieur le Pr6sident,
J&apos;ai Fhonneur de Vous communiquer ce qui suit:

Tenant compte du d6sir du Gouvernement,Roumain, le Gouvernement

Bulgare est d6cid6 t accorder des facilit6s sp6ciales aux personnes voyageant
en automobiles de tourisme sur la route Turtucaia (Toutrakan) - Silistra, en

ce qui concerne le passage et les formalit6s douanikes.
La Commission Mixte pr6vue -I Farticle VI du Trait6 de Craiova entre

la Bulgarie et la Roumanie sera charg6e d&apos;61aborer un r6g concernant.
les facilit6s ci-dessus ainsi que leur dur6e.

Veuillez agr6er, Monsieur le Pr6sident, les assurances de ma haute con-

sid6ration.

(s) S. Pomgliov
Son Excellence
Monsieur Alexandre Cretzianu,
Ministre P16nipotentiaire,

de la D616gation Roumaine.
En Ville.

Craiova, 7 septembre 1940-
Monsieur le Pr6sident,
J&apos;ai Yhonneur d&apos;accuser r6ception et de prendre acte de la lettreen date

du sept septembre a. c., par laquelle Vous avez bien voulu me communiquer
ce qui suit:
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